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Editorial 

Aktive Arbeitsmarktpolitik - ein 
erfolgversprechendes Instrument? 

Begriff und Aufgaben aktiver Arbeitsmarktpolitik 

Der Begriffsumfang aktiver Arbeitsmarktpolitik ist n icht völlig 
einheitlich geklärt. Dies liegt einerseits an den zahlreichen Inter­
dependenzen und Überschneidungen mit anderen Politikberei­
chen, im speziellen der Struktur- und der Beschäftigungspolitik, 
in weiterer Folge aber natürlich auch der Makro- und Fiskalpolitik. 
Andererseits werden aktiver Arbeitsmarktpolitik unterschiedliche 
Aufgabengebiete zugewiesen. 

Ursprünglich, in den Zeiten von Vol lbeschäftigung, d iente die 
aktive Arbeitsmarktpolitik der Vermeidung von Arbeitskräfte­
knappheit. E ine effiziente Allokationspolitik bei gleichzeitiger 
solidarischer Lohnpolitik (Rehn-Meidner-Modell) sollte inflations­
bekämpfend wirken . 

Nach wie vor wird traditionellerweise die Mat ching-Funktion 
als wesentl icher Aufhänger aktiver Arbeitsmarktpolitik gesehen . 
Aktive Arbeitsmarktpolitik kann die Macht- und lnformations­
asymmetrien am Arbeitsmarkt ausgleichen helfen und unterstützt 
die langfristige Allokation von Arbeitskräften und ihre lebenslan­
ge Produktivität. 

Heute wird vor allem in Europa die Aktivierungsfunktion in den 
Vordergrund gestellt. Die (Wieder-)Eintrittsmögl ichkeiten be­
stimmter Personen oder Personengruppen sol len verbessert 
werden . Es kann sich hierbei einerseits um aus ihrer persönli­
chen Situation heraus benachteiligte Personen handeln (ältere 
Arbeitnehmerlnnen , Frauen, Jugendliche, schwer Vermittelbare 
usw.) oder auch um von allgemeinen Krisensituationen Betrof­
fene (Arbeitnehmerlnnen in strukturschwachen oder vom Struk­
turwandel erfaßten Gebieten). Die Politiken stellen meist eine 
Mischform von anreiz- und sanktionsorientierten Instrumenten 
dar. Häufig ist dabei von "Rechten und Pflichten" d ie Rede: Die 
arbeitslose Person hat das Anrecht, in ein Programm aufgenom­
men zu werden oder auf eine neue Stelle vermittelt zu werden, 
gleichzeitig hat sie aber auch die Pfl icht, die ihr angebotenen 
Möglichkeiten wahrzunehmen, andernfalls verliert sie den An­
spruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung. 

Betont wird selbstverständl ich, daß weder Mat ching- noch 
Aktivierungsfunktion erfolgreich sein können , wenn keine Arbeits-
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plätze vorhanden sind. Daher zeigt sich in jüngster Zeit wieder 
ein stärkerer Trend in Richtung nachtrageseiliger Programme, 
die zumindest transitorische Arbeitsplätze schaffen sollen (Öster­
reich hat hier beispielsweise bereits in den achtziger Jahren 
beachtliche Erfolge mit der Aktion 8000 erzielt). Dennoch wird 
im folgenden die Aufgabe der Schaffung neuer Arbeitsplätze 
n icht als (vorrangige) Aufgabe der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
gesehen, da sonst die Abgrenzung zur allgemeinen Beschäfti­
gungspolitik zu ungenau wird . 

Stellenwert der aktiven Arbeitsmarktpolitik in Europa und 
in Österreich 

Der Europäische Rat hat in Essen 1 994 in einer Resolution 
fünf Handlungsfelder zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit fest­
gelegt: 
* Förderung von Investitionen in die Berufsausbildung 
* Steigerung der Beschäftigungsintensität des Wachstums 
* Reduzierung der Lohnnebenkosten 
* Verbesserung der Effektivität und Aktivierung der Arbeitsmarkt­

politik 
* Verbesserung der Maßnahmen für Gruppen , die besonders 

stark von Arbeitslosigkeit betroffen sind. 
Versteht man unter aktiver Arbeitsmarktpolitik also Maßnah­

men zur Erhaltung der Vermittlungs- und Beschäftigungschancen 
der Arbeitslosen (über personenbezogene Förderung der be­
ruflichen Weiterbi ldung und Umschulung,  Unterstützung der 
Mobil ität oder Erhöhung der betrieblichen Anreize durch Sen­
kung der Arbeitskosten im Falle der Beschäftigung bestimmter 
Personengruppen),  so lassen sich die erste, die vierte und d ie 
fünfte der Essener Forderungen als Aufruf zum Ausbau dieser 
aktiven Arbeitsmarktpolitik verstehen. Dies steht der nach wie 
vor von Neoliberalen postul ierten Forderung entgegen, Arbeits­
losigkeit könne nur durch Freigabe der Arbeitsmärkte bekämpft 
werden (wobei von weniger strikten Neoliberalen d ie Wichtig­
keit eines effizienten Mat ching-Prozesses am Arbeitsmarkt durch­
aus auch betont wird). Die Forderungen der EU implizieren also 
einen bewußten Eingriff in den Arbeitsmarkt. 

l n  Österreich hat d ie aktive Arbeitsmarktpolitik nur einen ge­
ringen Stellenwert. Trotz der Möglichkeiten, die d ie EU-Struktur­
fondsmittel böten, ist in den letzten Jahren ihr Anteil an den ge­
samten Ausgaben der Arbeitsmarktverwaltung konstant geblie­
ben. Laut Emp/oyment Out look ist der Anteil der Ausgaben der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik an den gesamten öffentlichen Aus­
gaben für Arbeitsmarktpolitik in Österreich 1 995 am geringsten 
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von al len OECD-Staaten gewesen. Zwar sind internationale 
Vergleiche immer mit Vorsicht zu genießen (so wird in Öster­
reich be isp ie lswe ise e in  erheb l icher  Te i l  der  M itte l ,  d ie  
traditonellerweise der  aktiven Arbeitsmarktpolitik zuzuordnen 
sind , aus den Leistungen der Arbeitslosenversicherung bestrit­
ten ,  so zum Beispiel die Schulungsmaßnahmen bis zu drei Mo­
naten, die Deckung des Lebensunterhaltes bei Tei lnahme an 
Arbeitsstiftungen oder die besondere Eingliederungshilfe), aber 
neben der OECD betont auch die EU,  daß Österreich zu jenen 
Ländern mit eher niedrigeren Ausgaben für aktive Arbeitsmarkt­
politik zählt. Dies scheint drei Gründe zu haben: 

Zum einen hi lft aktive Arbeitsmarktpolitik (abgesehen von der 
Verkürzung der Suchprozesse) wenig, wenn die Arbeitslosigkeit 
aufgrund konjunkturel ler Versch lechterung ansteigt. Aktive 
Arbeitsmarktpolitik kann bei der Bekämpfung struktureller Arbeits­
losigkeit erfolgreich sein ,  indem sie den Mat ching-Prozeß zwi­
schen Arbeitskräfteangebot und -nachfrage verbessert und bei 
langanhaltender Arbeitslosigkeit d ie Dequalifikation der Arbeits­
kräfte verh indert. Dies führt natürlich dazu, daß im Konjunktur­
aufschwung verstärkt Arbeitslose reintegriert werden, anstatt die 
zusätzlich benötigten Arbeitskräfte aus einer stillen Reserve zu 
nehmen. Da Österreich eine international noch relativ niedrige 
Arbeitslosigkeit hat, wurde bislang auf strukturelle Probleme eher 
weniger Bedacht genommen . 

Die anderen beiden Gründe scheinen eher soziokultureller 
Natur zu sein und hängen eng miteinander zusammen: 

Das Österreichische Sozialsystem (als Abbild eines gesamt­
gesellschaftl ichen Konsens über die Absicherung sozialer Be­
dürfnisse und den Ausgleich von Risiken) bietet keine eindeuti­
ge Antwort auf d ie Frage: Braucht der Mensch Arbeit oder Ein­
kommen? Aus der Sicht des höherqualifizierten Expertinnenturns 
ist rasch Einigkeit über die sinnstiftende Wirkung von Arbeit er­
zielt. Wie sieht es aber mit eintönigen , mit Umweltbelastung , 
körperl icher Abnützung und Streß verbundenen Tätigkeiten aus? 
Ist hier wirkJich jedesmal der Option der Vorrang zu geben, die 
den aus einem solchen Tätigkeitsfeld Ausgeschiedenen so rasch 
wie möglich wieder in den Arbeitsmarkt eingliedert? So wenig 
hier eine eindeutige Antwort darauf gegeben werden kann,  so 
wenig setzt die Österreichische Arbeitsmarktpolitik hier klare Prio­
ritäten. 

Damit in Verbindung steht d ie Frage, wann aktive Arbeitsmarkt­
politik zur Zwangsmaßnahme ausartet? Auch darauf wurde in  
Österreich noch keine konsensfähige Antwort gefunden (Das 
"Wiedener Modell" - Langzeitarbeitslose wurden zum Hunde­
kot-Einsammeln eingesetzt - kann wohl noch nicht als Vorzeige­
modell aktiver Arbeitsmarktpolit ik gesehen werden . )  Gerade 
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Problemgruppen werden aber n icht über reine Eigeninitiative 
wieder in den Arbeitsmarkt zurückfinden, sondern sie müssen 
"aktiviert" werden. Diese "Aktivierung" beinhaltet per definitionem 
ein gewisses Maß an Bevormundung. 

Unterschiedliche Schwerpunkte aktiver Arbeitsmarktpolitik 

Welche Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik in den ein­
zelnen Ländern vorrangig eingesetzt werden , ist in den einzel­
nen OECD-Ländern sehr unterschiedlich. Auch die Höhe des 
Anteils der aktiven Arbeitsmarktpolitik am BIP (Ausgabenniveau) 
bzw. an der gesamten Arbeitsmarktpolitik (Aktivierungsgrad) ist 
sehr unterschiedlich und hat sich in den letzten Jahren unter­
schiedlich entwickelt. Dafür seien hier einige Beispiele gege­
ben: 

ln Dänemark hat d ie Bedeutung der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
sowoh l  in bezug auf das Ausgabenn iveau a ls  auch den 
Aktivierungsgrad in den vergangenen Jahren stark zugenom­
men . Einerseits geht es dabei um Umverteilung der Arbeit über 
Beurlaubungsmaßnahmen , andererseits werden über ein Sy­
stem von Rechten und Pfl ichten Qualifizierung und Weiterbil­
dungsmaßnahmen stark gefördert. 

l n  Deutschland, das auch bezügl ich d ieser Frage aufgrund 
der neuen Bundesländer eine Sonderstellung einnimmt, ist das 
Ausgabenniveau gestiegen, während der Aktivitätsgrad etwa 
gleichgeblieben ist. Schwerpunkte der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
liegen in beruflicher Bildung und in der subventionierten Beschäf­
tigung . 

Die N iederlande, die einen steigenden Aktivierungsgrad auf­
weisen, haben wichtige Programme im Bereich der Integration 
der Jugend in den Arbeitsmarkt sowie vor allem im Bereich der 
schwer Vermittelbaren . 

Schweden hat einen Aktivierungsgrad von mehr als 50 Pro­
zent. Dennoch gab es auch hier massive Umstrukturierungen 
der Arbeitsmarktpolitik. Gerade in den letzten Jahren wurde von 
Qualifizierungsprogrammen eher weg und wieder verstärkt i n  
Richtung subventionierter befristeter Beschäftigungen gegan­
gen. 

Großbritannien hat relativ n iedrige Ausgaben und einen ge­
ringen Aktivierungsgrad der Arbeitsmarktpolitik. Es läßt sich kein 
eindeutiger Schwerpunkt bei den Instrumenten feststellen. 

Österreich gehört eher zu den Schlußlichtern sowohl im Aus­
gabenniveau als auch im Aktivierungsgrad. Dies muß natürlich 
auch vor dem Hintergrund der nach wie vor recht niedrigen Ar­
beitslosigkeit gesehen werden. Schwerpunkte der aktiven Ar­
beitsmarktpol itik l iegen in Österreich auf Qualifizierungsmaß-
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nahmen und auf der Hebung der Vermittlungseffizienz. Auch 
nach internationalen Standards als erfolgreich können d ie  
Beschäftigungsmaßnahmen in Österreich gesehen werden. Über 
die Aktion 8000 (heute Gemeinnützige Wiedereingl iederungs­
beihi lfe) wird ein relativ hoher Prozentsatz von Arbeitslosen wie­
der (teilweise dauerhaft) in den Arbeitsmarkt integriert. Auch die 
sozioökonomischen Betriebe haben positive Beschäftigungs­
wirkungen. Weiters wären die Stiftungen und die Beschäftigungs­
gesellschaften zu nennen (siehe den Beitrag von Heschl und 
Stüger in d iesem Band). Dennoch fordert die EU in ihrem letz­
ten Beschäftigungsobservatorium für Österreich : 

"Wegen des relativ niedrigen Anteils aktiver Arbeitsmarktaus­
gaben und der wachsenden Probleme auf dem Arbeitsmarkt sind 
intensivierte aktive arbeitsmarktpol itische Anstrengungen im 
Rahmen einer umfassenden Beschäftigungspolitik erforderlich ." 
(Beschäftigungsobservatorium Sommer 1 997, 61 ) .  

Auch der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen forderte in 
seiner Studie "Beschäftigungspolitik" eine deul iche Veränderung 
des Verhältnisses zwischen auszugebenden aktiven (Arbeits­
marktförderung) und passiven (Existenzsicherung) Mitteln. 

Evaluationen verschiedener Arbeitsmarktprogramme 

l n  der 1 996 erschienen OECD-Studie Enhancing the Effec­
tiveness of Active Labour Market Palieies wird ein Überblick über 
Programmevaluationen aus verschiedenen OECD-Ländern ge­
geben. Die wesentl ichen Ergebnisse sind dabei folgende: 

Für die meisten von Arbeitslosigkeit betroffenen Gruppen schei­
nen Programme, die die Stellenvermittlung verbessern und die 
Arbeitsplatzsuche unterstützen, effektiv zu sein. 

Formale Aus- und Weiterbildungskurse zeigen nur dann nach­
haltigen Erfolg , wenn sie sowohl auf die Zielgruppe als auch auf 
die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes richtig abgestimmt (targeted) 
sind . Allerdings zeigen Evaluationen aus den USA und Kanada, 
daß gerade Ausbildungsprogramme einer langen lmplemen­
tationsphase bedürfen,  bevor sie positive Ergebnisse zeigen. 
Sie scheinen noch dazu effektiver zu sein ,  wenn sie in Verbin­
dung mit anderen aktiven Arbeitsmarktprogrammen eingesetzt 
werden. 

Beschäftigungssubventionen sind laut OECD-Studie für be­
stimmte Zielgruppen ein wichtiges Instrument. Langzeitarbeits­
lose und Wiedereinsteigerinnen profitieren davon . Allerdings 
besteht bei falschem Einsatz dieses Instruments d ie Gefahr von 
hohen Mitnahme- und Verdrängungseffekten. Im Extremfall kann 
mangelndes Monitaring solcher Programme dazu führen, daß 
Unternehmen Leute entlassen, um sie dann subventioniert wie-

303 



Wirtschaft und Gesellschaft 23 .  Jahrgang ( 1 997), Heft 3 

der einzustellen . Wenn das Ziel des Programmes ist, Langzeit­
arbeitslosigkeit zu verringern ,  so können natürl ich Tei le der 
Verdrängungseffekte erwünscht sein ,  da ja gefördert werden sol l ,  
daß eher Langzeit- a ls Kurzzeitarbeitslose auf d ie geförderten 
Arbeitsplätze kommen. 

Unterstützungen für den Obertritt in die Selbständigkeit kön­
nen erfolgreich sein ,  erreichen meist aber nur eine kleine Grup­
pe von Betroffenen, und auch hier kann es zu Fehlallokationen 
kommen. 

Als letzter Ausweg können Stellen im öffentlichen Sektor ge­
schaffen werden. Diese Programme sind teuer, und d ie verschie­
denen Studienergebnisse geben keine klare Auskunft über d ie 
Erfolgschancen. 

Betrachtet man Instrumente und Programme der aktiven Ar­
beitsmarktpolitik nach Zielgruppen von benachteil igten Perso­
nen, so kommt die Studie zu folgenden Ergebnissen: 

Jugendliche scheinen die am schwierigsten zu unterstützen­
de Gruppe zu sein .  Es bedarf relativ intensiver und damit teurer 
Programme, um zB Schulabbrecherinnen in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren. Es ist unabdingbar, gerade im Bereich der Ju­
gendarbeitslosigkeit Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik gemein­
sam zu betrachten und einzusetzen. Etliche Studien haben ge­
zeigt, daß bestimmte Programme zwar nicht die unmittelbare 
Einkommensituation der Jugendlichen verbessert haben, aber 
ihre Gesamtbildung derart erhöht haben, daß ihre Arbeitsplatz­
aussichten wesentlich gestiegen sind . 

Es gibt eine Vielzahl von Programmen, d ie bei der Wiederein­
gliederung von Frauen Erfolg gezeigt haben, vor allem im Be­
reich von Ausbildungsprogrammen , Lohnsubventionen und ge­
zielter Stellenvermittlung. 

Sowohl für ältere Arbeitnehmerinnen als auch für Langzeitar­
beitslose geben die verschiedenen Studien nur wenig Aufschluß 
über effektive I nstrumente. Langzeitarbeitslose scheinen am 
ehesten noch von Stel lenvermittlungsprogrammen und Lohn­
subventionen zu profitieren. 

Bei der Beurteilung der verschiedenen Instrumente und auch 
beim Vergleich der verschiedenen Studien sind einige Vorsichts­
maßnahmen angebracht: Programme, d ie einer Gruppe nützen, 
müssen nicht für eine andere Zielgruppe effektiv sein .  Ebenso 
sind Ländervergleiche nur bedingt sinnvol l ,  da die a llgemeine 
Struktur der Wirtschaft und insbesondere des Arbeitsmarktes 
mitbedacht werden muß. 

Zusammenfassend stellt die OECD daher fest, daß aktive 
Arbeitsmarktpolitik nur bedingt dafür eingesetzt werden kann,  
großen Zahlen von Arbeitslosen zu helfen. Das hängt einerseits 
mit sinkenden Grenzerträgen einzelner I nstrumente zusammen 
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(beispielsweise machen Ausbildungsprogramme nur in kleinen 
Gruppen Sinn), andererseits wird befürchtet, daß zu starke Ein­
griffe in  den Arbeitsmarkt Verzerrungen mit sich bringen können 
{hier kommt die neoliberale Grundhaltung der OE CD-Ökonomen 
zum Vorschein). 

Empfohlen werden daher vor allem individuelle Stellensuch­
programme Uob-search assistance), die verbunden sind mit ei­
nem genauen Monitoring, welche Gruppen besonders von Ar­
beitslosigkeit gefährdet sind . Die Kosten dieser Programme sind 
relativ gering und dürften leicht hereinzubringen sind, wenn man 
zusätzlich berücksichtigt, daß in den Evaluationen die Oppor­
tunitätskosten von Arbeitslosigkeit meist nicht enthalten sind (es 
gibt negative Spillover-Effekte von Langzeitarbeitslosigkeit auf 
Gesundheit und Kriminalisierung). 

Zur gezielteren Arbeitsmarktintervention setzen derzeit viele 
Länder sogenannte individuelle Aktionspläne ein, die noch nicht 
evaluiert werden können, aber durchaus erfolgsversprechend 
wirken. Diese Pläne entsprechen der in Europa verstärkt beton­
ten Aktivierungsfunktion der aktiven Arbeitsmarktpolitik. 

Um langfristige positive Effekte zu erzielen, müssen also bei­
de Funktionen der aktiven Arbeitsmarktpolitik (Matching und 
Aktivierung) gemeinsam und koordiniert eingesetzt werden. 

Mängel aktiver Arbeitsmarktpolitik? 

Derartigen sehr nüchternen Evalu ierungen unterschiedlicher 
Arbeitsmarktprogramme stehen Kritiken an der derzeitigen Pra­
xis der aktiven Arbeitsmarktpolitik gegenüber: 

"Der Arbeitslose soll durch Ausbildung, Motivation und finan­
zielle "Beihi lfen" gegenüber den Mitbewerbern wettbewerbsfä­
higer gemacht werden. Für die einzelne Person ist das ziel­
führend und löst in vielen Fällen tatsächlich das individuelle Pro­
blem. Denn dadurch wird in der Regel eine andere Person ar­
beitslos oder es bleibt ein Arbeitsloser arbeitslos. Es ist d ies der 
bekannte Verdrängungswettbewerb, bei dem eine Person auf 
Kosten einer anderen erfolgreich wird . Dieser Kampf um die zu 
wenigen Arbeitsplätze wird immer härter. Die Arbeitslosen und 
die Beschäftigten werden dadurch zwar anders "sortiert" , aber 
zusätzliche Arbeitsplätze werden damit n icht geschaffen. Was 
für den einzelnen gut ist, muß nicht für alle von Nutzen sein ."  
(Rainer Klien in Kontraste 1 00 ,  1 997). 

Diese Kritik ist zwar berechtigt, geht aber am Kern der Sache 
vorbei .  Vorrangige Aufgabe der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist 
es, wie oben ausgeführt, n icht, neue dauerhafte Arbeitsplätze 
zu schaffen, sondern zu verhindern ,  daß Arbeitslose aus dem 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden bzw. keine Rückkehr-
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möglichkeit mehr finden . Die in obigem Zitat getroffene Annah­
me, daß die Arbeitskräftenachfrage völlig unabhängig vom Ein­
satz aktiver Arbeitsmarktpolitik ist, ist auch n icht ganz richtig: 
Durch die Verkürzung der Suchprozesse und die Verbesserung 
der Qual ifikation werden Engpässe vermieden und damit ten­
denziell der Sockel der Arbeitslosigkeit reduziert. 

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist aber beim Einsatz von Instru­
menten aktiver Arbeitsmarktpolitik und speziell bei den 
Aktivierungsmaßnahmen darauf zu achten, daß kein Lohndruck 
auf die regulär im Arbeitsmarkt Beschäftigten entsteht. Beschäf­
tigungssubventionen dürfen n icht dazu führen, daß Unterneh­
men bil l ige Arbeitskräfte unterhalb des Kollektivvertrages einstel­
len können, sondern sollen der nachhaltigen Integration in den 
Arbeitsmarkt dienen. 

Umverteilung der Arbeit zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit 

Aber auch die OECD betont, daß es unwahrscheinl ich ist, daß 
aktive Arbeitsmarktpolitik al leine die strukturelle Arbeitslosigkeit 
vermindern kann .  Nur in Verbindung mit gleichgerichteter Ma­
kro- (insbesondere Fiskal-)politik können hier Erfolge erzielt 
werden. Und so bedeutet es keinen Widerspruch zur aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, wenn gleichzeitig eine allgemeine Umver­
tei lung der Arbeit gefordert wird .  Neben der aktiven Arbeitsmarkt­
politik gibt es nämlich noch weitere Möglichkeiten der Interventi­
on am Arbeitsmarkt. Zwei davon seien hier kurz angeführt: die 
Steuerung des Arbeitsangebotes über Karenzmodelle und Früh­
pensionierungen sowie d ie Umverteilung der Arbeit über Model­
le flexibler Arbeitszeit. 

Karenzmodelle und Frühpensionierung .smöglichkeiten verrin­
gern die Anzahl der aktiv Beschäftigten.  Uber Vor- und Nachtei­
le einer Elternkarenz wurde schon viel geschrieben, als aktives 
Arbeitsmarktinstrument ist sie nur  sehr bed ingt einsetzbar. 
Frühpensionierungsmodelle können zwar zu den arbeitszeitver­
kürzenden Modellen gezählt werden, haben aber u .a .  aufgrund 
der demographischen Situation (steigende Lebenserwartung) 
ihre Grenzen erreicht. Allerdings wurden sie in den vergange­
nen Jahren in Österreich gezielt eingesetzt. Unter anderem wer­
den die geringe Jugendarbeitslosigkeit und d ie erfolgreiche 
Arbeitsmarktintegration von Jugendlichen als Erfolgszeichen 
dieser Politik angeführt. 

Karenzierungen für Aus- und Weiterbildungsprogramme hin­
gegen (wie sie beispielsweise in  Dänemark stark gefördert wer­
den) scheinen aus zweifacher Hinsicht erfolgversprechend : Im 
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Gegensatz zu Elternkarenz- und Frühpensionierungsmodellen 
vermindern sie nicht nur das Arbeitskräfteangebot, sie tragen 
auch gleichzeitig zur Höherqualifizierung des Arbeitskräftean­
gebotes insgesamt bei ,  was im H inbl ick auf den Standort­
wettbewerb gesamtwi rtschaftl ich nur  von Vortei l  sein kann .  
Schl ießl ich bieten s ie  dem einzelnen d ie  Möglichkeit, durch 
Weiterqualifizierung aufzusteigen und damit möglicherweise von 
einem von burn-out gefährdeten Arbeitsplatz wegzukommen . 

Andererseits kann auch ohne längere Abwesenheiten vom 
Arbeitsmarkt die Arbeit umverteilt werden. Verschiedene For­
men der arbeitnehmerinnenfreundlichen Flexibilisierung und der 
Arbeitszeitverkürzung (insbesondere über Teilzeitarbeit) können 
als arbeitsplätzeschaffend gesehen werden (vor al lem in den 
Niederlanden wird so über Teilzeitmodelle die Arbeitslosigkeit 
erfolgreich bekämpft). Auch hierzu sei die Beiratstud ie zur Be­
schäftigungspolitik zitiert: 

"Weder Arbeitszeitflexibil isierung noch Arbeitszeitverkürzung 
schaffen automatisch neue Arbeitsplätze, können aber einen 
Beitrag zur Steigerung bzw. zum Erhalt von Beschäftigung lei­
sten. Um den optimalen Beschäftigungseffekt zu erzielen,  ist es 
notwendig , der jeweiligen Problemlage und den jeweiligen Rah­
menbedingungen entsprechende spezifische Lösungen auf 
Basis von Kollektivverträgen zu vereinbaren ."  

Vor dem Hintergrund der hohen europäischen Arbeitslosig­
keit und der zunehmenden strukturellen Probleme (steigende 
Sockelarbeitslosigkeit) ist ein hoher Bedarf an aktiver Arbeits­
marktpolitik gegeben. Dies wird auch von den politischen Insti­
tutionen auf OECD- und EU-Ebene erkannt und eingefordert. 
Dennoch kann aktive Arbeitsmarktpolitik nur im Zusammenhang 
mit anderen Politiken nachhaltig wirksam sein ,  die einerseits auf 
die Erhöhung des Ausbildungs- und Qualifizierungsniveaus des 
Beschäftigtenpotentials abzielen und andererseits fü r mehr 
Menschen über die Umverteilung der Arbeit Arbeitsplätze schaf­
fen.  Dieser Zusammenhang gilt aber auch in die andere Rich­
tung: Makropolitische Eingriffe können nur dann erfolgreich den 
laufenden Strukturwandel bewältigen helfen, wenn gleichzeitig 
auch das Arbeitskräftepotential mit seinen Qualifikationen ent­
sprechend angepaßt wird . Und hierbei ist wiederum die aktive 
Arbeitsmarktpolitik ein unabdingbares Element. 
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Der Einfluß des 
Außenhandels auf den 

Arbeitsmarkt 

Josef Zuckerstätter 

1. Einleitung 

Die zunehmende internationale Verflechtung und ihre Folgen für die 
Entwicklung des Wohlstandes der Industrieländer sind derzeit eines der 
domin ierenden Themen pol it ischer Debatten .  U nter der Überschrift 
"Giobalisierung" wird über wirtschaftliche, soziale, ökologische und politi­
sche Entwicklungen gesprochen und geschrieben (1 ) . 

ln d iesem Artikel soll primär der Zusammenhang zwischen der Ent­
wicklung auf den internationalen Gütermärkten und ihre Auswirkungen 
auf den Arbeitsmarkt betrachtet werden . Zunächst werden die gängigen 
Außenhandelstheorien im Hinblick auf ihre Aussagen über die Wirkung 
des Außenhandels auf Löhne und Beschäftigung untersucht. Anschlie­
ßend werden ein ige empirische Untersuchungen sowie deren wesent­
l ichste Ergebnisse dargestellt. Dabei soll sowohl deren theoretische Her­
angehensweise als auch die empirische Methodik besprochen werden. 
Abschl ießend werden ein ige theoretische und wirtschaftspolitische Fol­
gerungen gezogen .  

2. Der Zusammenhang zwischen Arbeitsmarkt und 

Außenhandel laut den gängigen Theorien 

2.1 Ricardianische Außenhandelstheorie 

Die Geschichte der Außenhandelstheorie war immer auch eine Ge­
schichte politischer Auseinandersetzungen,  beginnend zur Zeit der Dis­
pute um die Getreidezölle in Großbritannien. Aus dieser Zeit stammt auch 
die erste theoretische Betrachtung: das berühmte Ricardo-Model l .  
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Laut der ricardianischen Außenhandelstheorie l iegt die Ursache des 
Außenhandels in den technischen Unterschieden zwischen den Volks­
wirtschaften. Die wesentl ichen Eigenschaften d ieses Modells lassen sich 
am einfachsten anhand des zwei Länder- zwei Güter-Falls zeigen. 

2.1.1 Der 2 Länder-2 Güter-2 Technologien-t Faktor-Fall 

Wir nehmen zwei Länder ( Inland und Ausland), die jeweils in der Lage 
sind, zwei verschiedene Güter unter Einsatz von Arbeit zu produzieren 
und betrachten anhand eines kleinen Beispiels wie sich der Außenhan­
del und Reallöhne (in unserem Fall die Menge der Güter, d ie man für eine 
Stunde Arbeit erhält) entwickeln .  

Das Beispiel : 

Arbeitsstunden, die benötigt werden zur Produktion von :  

1 kg Käse 1 1  Wein 

I nland 1 h/kg 2 h/1 

Ausland 6 h/kg 3 h/1 

Sofern jedes Land nur für sich produziert, ergeben sich folgende relati­
ven Preise und Reallöhne: 

Im Inland tauscht sich 1 kg Käse gegen 1 /2 I Wein und ein Arbeiter 
bekommt 1 kg Käse bzw. 1 /2 I Wein pro Stunde. 

Im Ausland tauscht sich 1 kg Käse gegen 2 I Wein und ein Arbeiter 
erhält 1 /6 kg Käse bzw. 1 /3 I Wein pro Stunde. 

Nun werden die Grenzen geöffnet und folgender Ablauf ist zu erwarten :  
Zunächst produzieren beide Länder beide Güter. 
Bald bemerkt ein Bewohner im Inland , daß er seinen Käse im Ausland 

gegen 2 I Wein - statt gegen 1 /2 I Wein im Inland - eintauschen kann. 
Dies merken bald auch alle anderen Bewohner des In landes, beginnen 
ausschließlich Käse zu produzieren und ihren Wein aus dem Ausland zu 
beziehen. Die Käseproduzenten im Ausland können bei diesem Ansturm 
ausländischer Bil l igkonkurrenz nicht mithalten und wechseln in die Wein 
Branche. 

Je nach Ablauf dieses Überganges kann es zu Preisen und Reallöh­
nen zwischen den folgenden Eckpunkten kommen: 

Die bestmögl iche Lösung für das Inland wäre, wenn bei offenem Außen­
handel ein Arbeiter im Inland 1 kg Käse oder 2 I Wein pro Stunde erhält. 
Der Arbeiter im Ausland bekäme nunmehr 1 /6 kg Käse und 1 /3 Liter Wein 
für eine Stunde Arbeit, somit genau dasselbe wie unter Autarkie. 

Die für das Ausland günstigste Variante ergibt sich , wenn im Inland der 
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Autarkiereallohn herrscht - also 1 kg Käse oder 1 /2 I Wein pro Stunde be­
zahlt werden- und im Ausland die Reallöhne 1 /3 I Wein pro Stunde bzw. 
2/3 kg Käse pro Stunde betragen. 

ln diesem Modell führt also der Außenhandel nie zu einer Senkung des 
Reallohnes, sondern fast immer zu einer Steigerung. Weiters ist festzu­
stellen, daß sich die Löhne in den Ländern nicht angleichen. Ihr  Verhält­
nis zueinander liegt immer zwischen den Produktivitätsraten der beiden 
Güter in den beiden Ländern . 

Eine Erweiterung auf mehr als zwei Güter ist ohne größeren Aufwand 
möglich . Ohne auf die detail l ierte Vorgangsweise einzugehen kann ge­
sagt werden, daß es auch mit mehreren Gütern zu keiner Lohnanpassung 
kommt. 

ln d iesem Modell läßt sich die Auswirkung einer gestiegenen Produkti­
vität im Ausland auf die heimischen Reallöhne analysieren. 

Sofern die Produktivität im Ausland steigt, wandert die Produktion be­
stimmter Güter ebenfalls ins Ausland, womit der Reallohn im Ausland 
relativ zum inländischen Reallohn steigt. Dieser Effekt kommt allerd ings 
zustande, weil der ausländische Real lohn schneller steigt als der inländi­
sche, nicht jedoch weil die inländischen Reallöhne fallen . 

Die wesentlichste Schlußfolgerung aus d ieser Betrachtung ist, daß der 
Außenhandel nie zu einer Senkung des Reallohnes führt, da nur dann 
Güter getauscht werden, wenn sie im Ausland relativ zum anderen Gut 
(nicht relativ zur Arbeitskraft! ) bil liger herzustellen sind als im Inland. 

Wie in unserem Beispiel ersichtl ich, ändert auch die Tatsache, daß das 
Ausland in beiden Sektoren eine geringere Arbeitsproduktivität, aufweist 
nichts daran, daß beide Länder vom Freihandel profitieren. 

Für unsere Fragestellung ist dieses Modell aus zwei Gründen etwas zu 
restriktiv: 

Einerseits läßt die Annahme permanenter Vol lbeschäftigung eine Be­
trachtung des Systems bei Unterbeschäftigung nicht zu , und andererseits 
lassen sich Vertei lungsfragen nicht analysieren, da Arbeit der einzige Pro­
duktionsfaktor ist und somit auch sämtliche Einkommen den Arbeitern zu­
fl ießen . 

2.2 Das spezifische Faktorenmodell 

Um Einkommensverteilungsaspekte analysieren zu können, wollen wir 
nunmehr das spezifische Faktorenmodell (häufig auch als Ricardo-Viner­
Modell bezeichnet) betrachten. 

ln diesem Modell wird angenommen , daß jedes Gut unter Einsatz von 
zwei Faktoren produziert wird. Ein Faktor wird ausschließl ich in der Pro­
duktion diese Gutes benötigt und als spezifischer Faktor bezeichnet. Der 
zweite Faktor wird in allen Güterproduktionen gebraucht und als mobiler 
Faktor bezeichnet. 

So muß zum Beispiel für die Produktion von Nahrungsmitteln Land (spe-
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zifisch) in Verbindung mit Arbeit (mobi l )  eingesetzt werden, während für 
die Produktion von Industriewaren Kapital (spezifisch) in Verbindung mit 
Arbeit (mobil )  eingesetzt wird . 

Die Aufteilung des Einkommens auf die einzelnen spezifischen Fakto­
ren erfolgt nun nach der Aufteilung der Nachfrage auf die einzelnen Gü­
ter. Der mobile Faktor wird in allen Sektoren einheitlich entlohnt. 

Die Auswirkungen einer Außenhandelsöffnung auf d ie Verteilung der 
Einkommen ist in d iesem Modell zumindest für die spezifischen Faktoren 
offensichtl ich . 

Sofern das Ausland mit einem spezifischen Faktor (z.B .  Land) relativ 
besser ausgestattet ist, wird es in der Lage sein, die damit herzustellenden 
Güter (z.B .  Weizen) in Relation zu anderen Gütern bi l l iger anzubieten. 
Wenn der Außenhandel geöffnet wird ,  wird dieses relativ bi l l igere Gut 
auch im Inland bil l iger angeboten. Dadurch erhalten auch die inländischen 
Eigentümer jenes Faktors , der für dieses Gut spezifisch ist, einen niedri­
geren Preis und verlieren damit Einkommen. Die Eigentümer der anderen 
spezifischen Faktoren gewinnen. Die Auswirkung auf die Entlohnung des 
mobilen Faktors ist ambivalent. 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß die Eigentümer des im ln­
land relativ knapperen Produktionsfaktors real durch zwei Einflußpfade 
verl ieren. Einerseits verlieren sie durch die gesunkenen Einnahmen für 
ihr eigenes Produkt, und andererseits durch die gestiegenen Preise für 
d ie anderen Güter. 

Üblicherweise gilt Kapital als spezifischer Faktor, Arbeit hingegen als 
mobiler Faktor. Mit Mobil ität ist hier die Beweglichkeit zwischen den ein­
zelnen Sektoren und nicht d ie internationale Mobil ität gemeint. Wenn man 
annimmt, daß die Verlagerung von Kapital aus einer bestimmten Indu­
strie in eine andere eine gewisse Zeit in Anspruch nimmt, so beschreibt 
dieses Modell d ie kurzfristige Situation. 

Firmen- oder sektorspezifische Qualifikationen der Arbeitskräfte kön­
nen ebenfalls als spezifische Produktionsfaktoren aufgefaßt werden . ln  
diesem Fall würde jener Lohnbestandtei l ,  der auf derartige Qualifikatio­
nen zurückgeht, dem Faktoreinkommen eines spezifischen Faktors ent­
sprechen. 

Sofern man von der üblichen Annahme ausgeht, daß Arbeit der mobile 
Faktor ist, hängt der Effekt der Außenhandelsöffnung auf d ie Reallöhne 
vom Gewicht der einzelnen Güter im Konsumkorb der Arbeiter ab. Wer­
den bedeutende Güter bil l iger steigt der Reallohn. Werden unbedeuten­
de Güter billiger und damit automatisch bedeutende teurer, so sinkt der 
Reallohn. 

Zwei wichtige Fragen für unser Thema sind noch zu beantworten; 
* Ist Freihandel auch unter d iesen Annahmen noch eine Verbesserung? 
* Führt der internationale Handel neben einem Angleichen der Güter­

preise auch zu einem Ausgleich der Faktorpreise, insbesondere der 
Löhne? 
Im Gegensatz zum Ricardo-Modell ist hier zur Beurteilung des Nutzens 
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einer Außenhandelsöffnung ein Vergleich des Nutzens von unterschied­
l ichen Personengruppen (den jeweiligen Faktoreignern) notwendig. Um 
interpersonelle Nutzenvergleiche zu vermeiden , wird daher wie üblich das 
Paretakriterium angewandt. Es wird also gefragt, ob sich durch d ie 
Außenhandelsöffnung zumindest e in Tei lnehmer besserstellt, ohne d ie 
anderen schlechter zu stel len . 

Dies ist eindeutig nicht der Fall .  Wie wir oben gesehen haben, verlieren 
die Eigentümer des relativ knapperen Faktors Einkommen und werden 
daher schlechter gestellt. 

Wir stellen daher die abgeschwächte Frage nach potentiellen 
Paretoverbesserungen. Wir fragen also, ob d ie Gewinne des Außenhan­
dels ausreichen, um durch Umverteilung die Verl ierer zu kompensieren 
und dennoch die Gewinner gegenüber der Autarkiesituation besser zu 
stellen? 

Da die Produktion in den einzelnen Sektoren fal lende Skalenerträge 
aufweist (2), ist d ie gesamtwirtschaftl iche Produktionsmöglichkeitenmenge 
konvex (3), und damit ist dieser Ausgleich möglich. 

Die Idee hinter diesem Ergebnis ist wiederum sehr einfach. Zunächst 
g i lt es festzuhalten,  daß die Autarkieallokation auch unter Freihandel 
nach wie vor eine mögliche Allokation darstellt. Weiters findet internatio­
naler Handel nur dann statt, wenn die Länder unterschiedliche Relativ­
preise haben . 

Daraus folgt, daß jedes Land durch die Außenhandelsöffnung in der 
Folge von jedem Gut mehr konsumieren kann.  Güter, in denen es einen 
komparativen Nachteil hatte, können nunmehr günstiger aus dem Ausland 
bezogen werden und mit den freiwerdenden Ressourcen können Güter 
produziert werden, in denen es einen komparativen Vorteil hat. 

Da auch in d iesem Modell von der Vollbeschäftigungsannahme ausge­
gangen wird , also alles was produziert wird auch konsumiert wird und da 
insgesamt mehr Güter vorhanden sind , ist es möglich , diesen Vorteil so 
zu verteilen, daß alle Beteil igten mehr konsumieren können als vorher 
(4). 

Im Gegensatz zum vorigen Modell ist in d iesem Modell der Freihandel 
nur potentiell paretoverbessernd, da er mit einer entsprechenden Um­
vertei lungspolitik verbunden werden kann ,  d ie alle besser stellen würde. 
Ein Punkt auf den später noch eingegangen werden wird . 

Die zweite Frage kann in diesem Modell verneint werden. Es kommt zu 
keinem Ausgleich der Faktorentlohnungen durch den GüterhandeL So­
bald es mehr Faktoren als Güter gibt, ist die Faktorentlohnung nicht mehr 
eindeutig durch die Weltmarktpreise determiniert (5). 

ln  diesem Modell gibt es für jedes der Güter einen spezifischen Faktor 
und zusätzlich noch einen mobilen Faktor. Die Anzahl der Faktoren ist 
also um eins größer als d ie Anzahl der Güter, damit ist der Ausgleich der 
Faktorpreise nicht mehr gegeben. 

Diese Feststel lung ist insofern angebracht als sie zeigt, daß die in öf­
fentl ichen Diskussionen immer wieder angeführte Angleichung der Löhne 
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i n  den Industriestaaten an jene in  den Entwicklungsländern eine Vorher­
sage ist, die stark von der angenommenen Güter- und Produktionsstruktur 
abhängt. 

2.3 Das Heckscher-Ohlin (HO)-Modell 

Als letztes der "klassischen" Außenhandelsmodelle wird das Heckscher­
Ohlin Modell betrachtet. Wie im spezifischen Faktorenmodell ist auch hier 
die unterschiedliche Ausstattung der Ökonomien mit Produktionsfaktoren 
der Grund für den Außenhandel . Bis zu einem gewissen Grad kann die 
Annahme, daß der Außenhandel von den Unterschieden in  der Faktor­
ausstattung verursacht wird als Versuch gesehen werden, die ricar­
dianischen Technologieunterschiede durch die FakteraustaUungen zu er­
klären (6). 

Die wesentliche Erweiterung gegenüber dem spezifischen Faktoren­
modell l iegt nun darin ,  daß alle Faktoren mobil sind . 

2.3.1 Eine zwei Faktoren-zwei Länder-zwei Güter-Welt 

ln d iesem Grundmodell nehmen wir an, daß in zwei Ländern zwei Güter 
mit zwei Faktoren und identischer Technologie produziert werden. Im Ge­
gensatz zum vorigen Modell wird hier angenommen , daß beide Faktoren 
intersektoral mobil sind und, daß beide Güter mit variablen Faktoreinsatz­
koeffizienten herstellbar sind. Das heißt nichts anderes als, daß wir eine 
Einheit von Gut 1 (bzw. Gut 2) mit verschiedenen Relationen der beiden 
Faktoren herstellen können (also entweder kapitalintensiver oder arbeits­
intensiver). 

Im Autarkie-Gleichgewicht bi lden sich die Güterpreise abhängig von 
der Nachfrage, der Produktionstechnologie und den Faktorausstattun­
gen. Da keinerlei lneffizienzen im Modell vorhanden sind (Transaktions­
kosten ,  Monopole etc.) herrscht Vollbeschäftigung. Die Faktorpreise er­
geben sich in beiden Ländern simultan mit den Güterpreisen.  

Der einzige Unterschied zwischen den betrachteten Ländern besteht in 
den relativen FakteraustaUungen (7). 

Treten die beiden Länder nun in Handelsbeziehungen, so ergeben sich 
folgende mögliche Gleichgewichte: 
• Jedes Land spezial isiert sich auf die Produktion jenes Gutes in dem es 

einen relativen Vorteil besitzt. 
• Ein Land spezialisiert sich vollständig , das andere produziert weiterhin 

beide Güter. 
• Beide Länder produzieren weiterhin beide Güter, allerdings gegenüber 

dem Autarkiegleichgewicht jeweils mehr von jenem Gut, welches in sei­
nem überschüssigen Faktor üener mit dem es relativ besser ausge­
stattet ist) intensiver ist, und die jeweil igen Überschüsse werden ge­
tauscht. (vollständige Diversifikation) 
Wir betrachten zunächst das dritte der genannten Gleichgewichte. ln 
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diesem Fall ergibt sich aus dem Modell ,  daß d ie Faktorpreise in beiden 
Ländern gleich sein müssen. 

Auf diesem Faktorpreis Ausgleichs(FPA)-Theorem beruhen die meisten 
Aussagen in der Globalisierungsdebatte, die einen N iedergang der Löh­
ne in den Industriestaaten vorhersagen . 

Es ist daher lohnend , sich näher mit den Voraussetzungen und der Pro­
blematik dieser Vorhersage zu befassen (8) (siehe auch Bhagwati-Dehajia 
1 995). 

Zunächst zur Annahme der Diversifikation: Um ein Angleichen der 
Faktorentlohnungen zu erreichen ist es notwendig, daß weiterhin  beide 
Güter in beiden Ländern produziert werden. Dazu muß gewährleistet sein ,  
daß sie ausreichend ähnl iche Faktoraustattungen aufweisen. Für  d ie  po­
l itische Interpretation legt dies nahe, daß ein Faktorpreisausgleich eher 
zwischen den Industriestaaten zu erwarten ist. Zwischen Entwicklungs­
ländern und Industrieländern wird es eher zur Spezialisierung kommen . 

Eine weitere Voraussetzung ist die Abwesenheit von Faktorintensitäts­
umkehrungen. 

Unter Faktorintensität versteht man den Antei l ,  den ein Produktionsfak­
tor (z.B.  Arbeit) in der Herstel lung eines bestimmten Gutes hat. 

Da in d iesem Modell die Faktorintensität eines Gutes endogen durch 
die Nachfrage und die Faktoraustattungen determiniert ist, muß ausge­
schlossen werden , daß komparative Vorteile durch d ie bessere Ausstat­
tung in einem Faktor durch eine Umkehr der l ntensitäten wieder kompen­
siert werden . Die Technologie muß bei allen Faktorpreisverhältnissen die­
selbe Reihung von Faktorintensitäten aufweisen. 

Diesem Umstand wird im Heckscher-Ohlin-Model l Rechnung getragen,  
in dem angenommen wird , daß die vorausgesetzte Technologie keine 
Faktorintensitätsumkehrungen aufweist. Würde z.B. durch sinkende re­
lative Kapitalkosten eine arbeitsintensive Handwerksproduktion auf eine 
kapital intensive Industrieproduktion umgestellt, während die relativen 
lntensitäten in der anderen Produktion g leich bleiben,  so kann diese An­
nahme verletzt werden. 

Diese Annahme ist schwer haltbar. So weisen auch die sehr häufig ver­
wendeten Constant Elastisity of Substitution (CES)-Funktionen bei unter­
schiedlichen Faktorsubstitutionselastizitäten in den einzelnen Sektoren 
Faktorintensitätsumkehrungen auf (wie bereits in Minhas ( 1 962) gezeigt 
wird) .  Minhas schätzt eine einheitl iche Produktionsfunktion für mehrere 
OECD-Staaten und kommt dabei zu dem Schluß, daß Faktorintensitäts­
umkehrungen bei den geschätzten Parametern bereits bei empirisch rele­
vanten Faktorpreisverhältnissen auftreten .  

Auch hier ist es wieder der Fall ,  daß zwei Ökonomien mit sehr ähnlicher 
Faktoraustattung eher einen Faktorpreisausgleich erfahren werden als 
sehr unterschiedliche (9). 

Eine weitere Voraussetzung sind fixe Skalenerträge sowie vollkomme­
ner Wettbewerb. Auf d iese beiden Punkte wird bei der neueren Außen­
handelstheorie noch näher eingegangen. 
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Kommt es aufgrund der unterschiedl ichen Faktorausstattungen nicht 
zu einem Ausgleich der Faktorpreise sondern zu Spezialisierung auf ein­
zelne Produkte, so sind die Schlußfolgerungen aus dem zwei Länder/zwei 
Güter/zwei Faktoren HO-Modell jenen aus dem Ricardo-Modell sehr ähn­
lich . I nsbesondere ist in d iesem Fall auch eine Erweiterung auf mehrere 
Güter möglich . Im  Fall von zwei Ländern läßt sich eine Kette von relativen 
lntensitäten in einem beliebigen Bezugsfaktor bilden. ln d ieser Kette ergibt 
sich ein Marginalgut, welches mögl icherweise in beiden Ländern produ­
ziert wird . Alle Güter, welche den Bezugsfaktor intensiver nutzen als das 
Marginalgut, werden dann in einem Land produziert. Alle anderen Güter 
werden im anderen Land hergestellt. ln d iesem Fall folgt, daß jedes Land 
in seinem häufigeren Faktor eine relativ n iedrigere Entlohnung aufweist 
( 1  0) .  

Ein weiterer Punkt wäre die Frage der Dimensionalität, also die Anzahl 
der im Modell berücksichtigten Güter, Länder und Faktoren. Da diese, 
durchaus nicht unwesentliche Frage,  jedoch weder für die empirischen 
Arbeiten noch für die politischen Argumente Berücksichtigung findet, sei 
h ier nur auf Ethier( 1 984) verwiesen 

Es sei noch kurz der Frage nachgegangen , was unter den Faktoren zu 
verstehen ist. Ursprünglich ging das Modell von den übl ichen Produkti­
onsfaktoren Arbeit und Kapital aus. Gewisse Zweifel an der Zulässigkeit 
d ieser Modeliierung kamen auf, als Leontief 1 953 versuchte die 
Faktorintensitäten der amerikanischen Import- und Exportgüter empirisch 
zu überprüfen. Er stellte fest, daß die Kapitalintensität der Importe höher 
war als jene der Exporte. Da sich dieses "Leontief Paradoxon" ( 1 1 )  auch 
in späteren Untersuchungen für die USA bestätigt hat, kam es zu mehre­
ren Versuchen das HO-Modell neu zu formul ieren. Eine häufige Variante 
ist, qual ifizierte und unqualifizierte Arbeit als Produktionsfaktoren anzu­
nehmen (sog. Neo Faktorproportionentheorem), ansonsten jedoch das 
zwei Faktoren/zwei Güter Modell zu übernehmen (vergl .  Farmer-Wendner 
( 1 997),  S 1 97). Darüber hinaus kam es allerdings auch zu Weiterentwick­
lungen, welche weiter unten noch beschrieben werden ( 1 2). 

Abschließend sei auch im Heckscher-Ohlin-Modell die Frage gestellt, 
ob Freihandel eine Verbesserung gegenüber Autarkie darstellt. 

Daß Außenhandel per se nicht parsteverbessernd wirkt, ist im Fall des 
Faktorpreisausgleiches aufgrund der Verteilungswirkungen offensichtlich . 
Dennoch gilt auch hier wieder ein qualifiziertes Ja, ähnl ich jenem im spe­
zifischen FaktorenmodelL Sofern die Freihandelsöffnung mit einer ent­
sprechenden Umverteilungspolitik verbunden wird, ist es auch in d iesem 
Modell möglich eine Parsteverbesserung zu erzielen. 

Mit dem Heckscher-Ohlin-Modell schließen wir d ie Betrachtung der "äl­
teren" Außenhandelstheorie ab, um noch kurz auf neuere Ansätze und 
Modelle einzugehen. 

Die wesentl iche politische Schlußfolgerung aus den bisher betrachteten 
Modellen ist, daß offener Außenhandel gegenüber Autarkie einen 
Wohlstandsgewinn ermöglicht, d ieser jedoch nur dann eintritt, wenn eine 
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entsprechende Umverteilungspolitik betrieben wird . Dieses Argument ist 
insofern bedeutend, als es aus dem selben Modell folgt mit dem üblicher­
weise für den Freihandel argumentiert wird .  Staatliche Umvertei lungs­
politik ist kein Hindernis im offenen Außenhandel , sondern vielmehr Vor­
aussetzung für seine wohlfahrtssteigernde Wirkung. 

2.4 Die neuere Außenhandelstheorie 

Nicht zuletzt aufgrund der unbefriedigenden Fähigkeit des Heckscher­
Ohlin-Modells, Außenhandelsströme vorherzusagen , die bei empirischen 
Tests festgestellt wurde, kam es in den achtziger Jahren verstärkt zu Be­
mühungen Modelle zu entwickeln ,  welche steigende Skalenerträge so­
wie unvollkommene Konkurrenz zulassen. Die Ideen , d iese Aspekte in 
der Außenhandelstheorie zu berücksichtigen, gehen al lerdings schon auf 
den Beginn dieses Jahrhunderts zurück. 

Skalenerträge können neben den oben genannten komparativen Vor­
teilen einen eigenständigen Grund für den Außenhandel darstellen. Die 
Idee dahinter ist einleuchtend: Sobald größere Outputmengen die Pro­
duktionskosten senken, ist es naheliegend, daß die Erschl ießung eines 
Auslandsmarktes zu einer Erhöhung der Produktivität führt, bzw. , daß die 
Öffnung des Heimmarktes den Import billiger hergestel lter Produkte gro­
ßer ausländischer Produzenten ermöglicht. 

Im Gegensatz zu der sehr naheliegenden Grundidee stellen sich jedoch 
in der Folge einige sehr ernste Probleme. Zunächst ist es notwendig An­
nahmen über d ie Form der Skalenerträge zu treffen. Außerdem muß die 
vorherrschende Wettbewerbsform, welche z.T. durch die Art der Skalen­
erträge bestimmt wird , spezifiziert werden ( 1 3) .  

Die Problematik dieser Auswahl zeigt sich insbesonders in den resultie­
renden Wohlfahrts- und Verteilungsaspekten von internationalem Han­
del .  

Sie reichen von der erstmals von Graham (1 923) ( 14) gezeigten Mög­
l ichkeit, daß ein Land bei Vorhandensein von externen, aber landes­
spezifischen Skalenerträgen durch Außenhandel verlieren kann, bishin 
zur Schlußfolgerung in Helpmann-Krugman (1 985), S 265, daß Außen­
handel bei ausreichend ähnl icher Faktorausstattung nicht nur eine po­
tentielle, sondern eine tatsächliche Pareta-Verbesserung darstellt. 

Die Verschlechterung in Grahams Beispiel beruht auf folgender Grund­
idee: 

Unter Autarkie produzieren zwei unterschiedlich große Länder jeweils 
zwei Güter. Ein Gut wird mit steigenden , ein anderes mit konstanten oder 
fallenden Skalenerträgen produziert. Die Skalenerträge beruhen auf ex­
ternen Faktoren (öffentliche Güter, Ausbi ldung, Spil lovers) und führen 
daher nicht zu einer Monopolsituation. Jener Sektor, der Skalenerträge 
aufweist und im größeren Land beheimatet ist, hat einen Kostenvorteil 
aufgrund der Größe. Sobald der Außenhandel geöffnet wird , wird er sei-
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ne relativ bil l igeren Güter in das kleinere Land exportieren. Das kleinere 
Land wird sich daraufhin auf den Sektor mit konstanten oder fallenden 
Skalenerträgen konzentrieren .  Sofern es durch d iesen Reallokations­
prozeß zu einem Sinken der Gesamtproduktivität im kleineren Land kommt, 
fällt auch die Gesamtwohlfahrt. 

Hinter der eher außenhandelsfreundlichen Vermutung Krugmanns ste­
hen die folgenden Überlegungen: 

Um die Frage, was ähnlicher in Hinblick auf zwei Nationalökonomien 
bedeutet zu umgehen, nehmen wir eine Situation mit zwei völlig identen 
Volkswirtschaften die zunächst unter Autarkie produzieren. 

Kommt es nun zu einer Öffnung des Außenhandels, so gibt es unter 
den Annahmen der klassischen Außenhandelstheorie keinen Außenhan­
del, da weder durch die Technologie noch durch die Faktoraustattungen 
komparative Vorteile bestehen . 

Weist d ie Technologie hingegen Skalenerträge auf, so sind folgende 
Effekte denkbar. 
* Diversifizierung: Sofern die Firmen unter monopolistischer Konkurrenz 

arbeiten und diversifizierte Produkte anbieten ist anzunehmen, daß die 
unterschiedlichen Produktvarianten nunmehr in beiden Ländern angebo­
ten werden. Dadurch entsteht ein Vielfältigeres Angebot dem übl icher­
weise ein höheres Nutzenniveau zugeordnet wird .  Es konnte auch durch 
weitere Spezial isierung der I ntermediärgüterproduzenten die Effizienz 
der Vorproduktfertigung und somit die gesamtwirtschaftliche Produktivi­
tät steigen . 

* Rationalisierung: Durch den verstärkten Wettbewerb und die damit ver­
bundenen geringeren Profitmargen sinkt in Modellen mit monopoli­
stischer Konkurrenz und freiem Eintritt ceteris paribus die Anzahl 
der Firmen bei gleichzeitig steigendem Output. Der steigende Output 
führt über interne Skalenerträge wiederum zu höherer Produktivität. 

* Konzentration: Durch den Außenhandel kann es in einigen Modellen zur 
Konzentration der mit Skalenerträge produzierenden Firmen in ei­
nem Land kommen . Von den durch die externen Skaleneffekte ge­
sun-kenen Kosten können auch alle anderen Volkswirtschaften profitie­
ren .  

* Expansion: Firmen, die zunächst monopolistische Angebotsverknap­
pung betrieben haben werden nun durch d ie Konkurrenz ausländischer 
Anbieter gezwungen ihre Preise zu senken und die Produktion auszu­
weiten. Da ein Ausweiten der Produktion bei steigenden Skalenerträgen 
zu Produktivitätssteigerungen führt, werden damit potentiel le Wohl­
fahrtsgewinne erzeugt. 
Die beiden letzteren Auswirkungen sind offensichtlich ambivalent, und 

es hängt von den spezifischen Annahmen des Modells ab, ob es tatsäch­
l ich zu allgemeinen Wohlfahrtssteigerungen kommt ( 1 5). 

Im Zuge der jüngeren Entwicklungen in der Außenhandelstheorie kam 
es auch zur Übernahme von Modellansätzen aus der Wirtschaftsgeogra­
phie sowie der Regionalökonomie. 
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Ein wesentlicher Punkt in diesen Modellen ist die explizite Berücksichti­
gung von Transportkosten.  

Hier sei kurz das Modell von Krugman-Venables vorgestellt, welches als 
Beispiel für die möglichen Konsequenzen der Berücksichtigung von 
Transportkosten ( 1 6) und Skalenerträgen gelten kann.  

Ausgangspunkt ist eine Welt mit  zwei Ländern , in denen landwirtschaft­
liche Güter unter dem Einsatz von Arbeitskraft unter konstanten Skalen­
erträgen, sowie Fertigungsgüter unter Einsatz von Arbeit und Intermediär­
gütern bei steigenden Skalenerträgen produziert werden. 

Ursprünglich sind die Transportkosten hoch und jede Region produziert 
autark. 

Wir nehmen nun an, daß eine der beiden Regionen, der Einfachheit hal­
ber Norden genannt, aus irgendeinem Grund einen größeren Fertigungs­
sektor hat. ln dieser Region ist der Markt für Intermediärgüter größer, und 
durch die größere Vielfalt an I ntermediärgütern sind auch die Kosten der 
Produktion von Fertigwaren geringer. 

Sinken nun die Transportkosten unter ein gewisses Niveau ,  so kippt das 
sektorielle Muster der Weltproduktion. Der Norden beginnt sich auf Fertig­
waren zu spezialisieren und importiert die Agrargüter aus dem Süden . 
Sofern die gesamte Welt-Fertiggüternachfrage die Produktionskapazität 
des Nordens übersteigt, im Norden also kein Sektor mehr mit fixer 
Grenzproduktivität produziert, kommt es im Gleichgewicht zu einem Lohn­
unterschied zwischen den beiden Regionen . 

Im Süden erhöhen die Transportkosten für die importierten Fertigwaren 
die Preise d ieser Güter, ohne jedoch eine eigene Fertigwarenproduktion 
konkurrenzfähig zu machen. Denn einerseits sind auch die Vorprodukte 
zum Tei l  mit Transportkosten belastet, und andererseits können durch 
den geringeren Output keine ausreichenden Skaleneffekte lukriert wer­
den . Der Peripherienachteil kann daher nur über niedrigere Löhne aus­
geglichen werden . 

Im Norden treten die inversen Effekte auf. Durch die höhere Nachfrage 
nach Fertigwaren kommt es zu Skaleneffekten,  die mit der steigenden 
Konzentration der Industrie im Norden noch zusätzl ich verstärkt werden,  
da immer mehr Varianten der Vorprodukte im Norden produziert werden 
und somit nicht mehr den Transportkosten unterliegen. 

Wenn die Transportkosten gegen Nul l  gehen , so kommt es allerdings 
wieder zum Ausgleich der Reallöhne, da bei geringeren Transportkosten 
die Produktion im Süden wieder attraktiver wird . Anders formul iert: der 
Lohnabschlag im Süden , welcher notwendig ist um den Nachteil der hö­
heren Transportkosten auszugleichen,  wird mit niedrigeren Transportko­
sten geringer. 

Bevor wir unsere Fragestel lung anhand dieses Modells analysieren,  
sind einige Anmerkungen angebracht. 

Mit Erweiterungen der Handelstheorie in eine durchaus realitätsnähere 
Richtung, nämlich durch die Berücksichtigung von Transportkosten und 
Skalenerträgen , kann der alte Streit zwischen Vertretern von Core-Peri-
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pherie-Modellen und reinen Freihändlern , innerhalb eines konsistenten 
Rahmens salomonisch beigelegt werden . Abhängig von den Transportko­
sten können beide Recht behalten. 

Eine Warnung die Krugman und Venables anbringen, sol l  hier eben­
falls wiedergegeben werden: " . . .  bei jeder Erklärung derartig umfassender 
und langfristiger Trends anhand einer einzigen Ursache muß die Zunge 
streng im Zaum gehalten werden" ( 1 7) (Krugman Venables ( 1 995) S 859). 
Denn andere Ursachen wie die Entwicklung der Produktionstechnologie 
spielen möglicherweise eine ebenso große wenn nicht größere Rolle. 

Darüber h inaus wurden die Entwicklungen im Wesentlichen anhand 
von numerischen Simulationen abgeleitet, wobei d ie empirische Größen­
ordnung der im Modell verwendeten Parameter nicht überprüft wurde. 

I nteressant ist, daß die in d iesem Modell im Falle der Spezialisierung 
erzielten Handelsströme den relativen Arbeitsproduktivitäten entsprechen. 
Dieses Model l  kann also auch als Erweiterung des Ricardianischen 
Außenhandelsmodells mit endogener Technologieentwicklung gesehen 
werden kann .  Dadurch wird auch die Problematik der ansonst offensicht­
l ichen Logik von wohlfahrtssteigernden Effekten des Freihandels im 
Ricardo-Modell bewußt. 

Die Auswirkungen auf die relativen Löhne der beteiligten Länder sind in 
d iesem Model l  eindeutig : Während der Phasen der Zentrums-Peri­
pherimuster verlieren die Bewohner der Peripherie, während der Phasen 
der Wiederherstellung des Faktorpreisausgleichs gewinnen sie. 

Vorsicht ist al lerdings bei der Betrachtung der Auswirkungen auf d ie 
absoluten Reallöhne der Bewohner des Zentrums geboten. Während die 
absoluten Reallöhne der Zentrumsbewohner in den Phasen der getrenn­
ten Entwicklung sicherlich steigen, kann es während der Phasen der An­
gleichung sowohl zu fallenden als auch zu steigenden Reallöhnen kom­
men. 

Die Frage, welche Bhagwati in Zusammenhang mit der Relevanz des 
Faktorpreisausgleichs im Heckscher-Ohlin-Modell stellt "Konvergenz - zu 
wessen Reallöhnen?" ( 1 8) (Bhagwati Dheja ( 1 994 ) ,  S 46), läßt sich hier 
abhängig von den Parameterwerten beantworten .  Es ist sowohl Konver­
genz nach unten als auch nach oben möglich . 

Da in d iesem Modell nur Arbeit als Produktionsfaktor betrachtet wird , 
lassen sich die im Heckscher-Ohlin- sowie im Faktorproportionenmodell 
wesentl ichen Verteilungseffekte n icht analysieren. 

2.5 Die Auswirkungen geänderter Elastizitäten 

Als letzter Ansatz zur Erklärung der Auswirkungen der verstärkten welt­
wirtschaftlichen I ntegration auf d ie Arbeitsmärkte , sol l  h ier ein Modell von 
Rodrik, Rodrik ( 1 997) angeführt werden. 

Der von Rodrik vorgeschlagene Analysepfad konzentriert sich weniger 
auf d ie Auswirkungen der Internationalisierung auf d ie N iveaus der jewei-
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Iigen Faktorentlohnungen , sondern auf die Elastizitäten der jeweiligen 
Faktornachfragen. 

So folgt für die Öffnung der Kapitalmärkte aus dem Le Chatelier-Samuel­
sen Prinzip, daß die Nachfrage nach einem Faktor umso elastischer wird , 
also umso stärker auf Preisschwankungen reagiert, je leichter andere 
Faktoren realisiert werden können . 

Für die Öffnung der Gütermärkte gilt ebenso, daß die Elastizität der 
Arbeitsnachfrage steigt, wenn bei offenem Außenhandel die Leistungen 
heimischer Arbeiter leichter durch jene ausländischer Arbeiter ersetzt 
werden können . 

Die wesentlichen lmplikationen d ieser gestiegenen Elastizität sind: 
* lnzidenz der Lohnnebenkosten: Wie aus der l nzidenzl iteratur bekannt 

ist, trägt jener Marktteilnehmer den größeren Anteil der Kosten,  dessen 
Ausweichmögl ichkeiten geringer sind, oder technisch gesprochen, der 
relativ zur Nachfrage das inelastischere Angebot hat. Steigt also ceteris 
paribus die Nachfrageelastizität der Arbeit, so kann ein größerer Anteil 
der Lohnnebenkosten auf d ie Arbeiter überwälzt werden. 

* Tragung der Risiken: Kommt es zu zufäl l igen Schwankungen in der 
Güternachfrage oder in den Preisen am Weltmarkt, so wird dieses Risi­
ko in höherem Ausmaß auf Löhne und Beschäftigung überwälzt. 

* Rent Sharing: Soferne unter unvol lkommener Konkurrenz Monopol­
renten erzielt werden, wird es für die Arbeiter schwieriger ihren Anteil dar­
an zu bekommen. (Dies ist im Kern das l nzidenzargument mit umgekehr­
ten Vorzeichen . )  
Rodrik zeigt diese Effekte in einer formalen Analyse der zunehmenden 

Mobilität von Kapita l .  E in sonst in der ökonomischen Außenhandels­
l iteratur wenig beachteter Aspekt findet in Rodriks Analyse ebenfalls Be­
rücksichtigung: die Frage der pol itischen Stabilität von Wirtschafts­
regimen. Eine seiner Interpretationen ist, daß die Entwicklung von sozial­
staatlichen Institutionen eine politisch notwendige Folge der verstärkten 
Au ßenhandelsöffnung von kleinen europäischen Staaten war. 

Das Argument, welches auch in den Schlußfolgerungen zur klassischen 
Außenhandelstheorie verwendet wurde, daß Umverteilungsmaßnahmen 
notwendig sind, um die Paretasuperiorität von Freihandel zu gewährlei­
sten, kann also im Lichte d ieser Interpretation abermals wiederholt wer­
den. Nunmehr erfolgt die Begründung, allerdings über eine bessere Ver­
teilung der Konsequenzen von Unsicherheit. 
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3. Empirische Untersuchungen über die Konsequenzen des 

Außenhandels 

3.1 Internationale Untersuchungen 

3.2 Krugman 

Obwohl dieser Artikel eher eine Plausibilitätsrechnung als eine empiri­
sche Untersuchung darstellt, soll er h ier angeführt werden. Krugmans 
Herangehensweise ist ein gutes Beispiel für eine Kombination aus solider 
theoretischer Grundlage und der Anwendung empirisch glaubhafter 
Parameterwerte. 

Bevor auf die Abschätzung der Effekte des Außenhandels auf d ie Ar­
beitsmärkte der Industriestaaten eingegangen wird , sollen hier noch zwei 
Beobachtungen Krugmans angeführt werden , die nicht unwesentlich er­
scheinen. 

Die Außenhandelsverflechtungen der I ndustriestaaten hatten bereits 
zur Jahrhundertwende ein Niveau erreicht, welches beinahe dem heuti­
gen entspricht bzw. es überschreitet. Die folgende Tabelle zeigt die histo­
rische Entwicklung des Anteils des Außenhandels am BIP. 

Land 1 91 3  1 950 1 970 1 987 
Großbritannien 27,7 1 3 , 1  1 6 ,6 2 1  ' 1 
USA 3 ,9  2 ,9  4 ,4 7,4 
Deutschland 1 9 ,9 9,8 1 7 ,4 23 , 3  

Es ist erkennbar, daß die Globalisierung, zumindest im Hinblick auf den 
aggregierten Außenhandel, keine neue Entwicklung darstel lt. Es stellt sich 
die Frage, welche Neuentwicklungen plötzlich die Globalisierungsdebatte 
wieder in den M ittelpunkt des öffentlichen Interesses gerückt haben. 

Krugman nennt unter anderem 
* die Dominanz des I nter- Industriellen Handels; 
* die Aufspaltung der Wertschöpfungskette. 

Unter Inter- Industriellem Handel versteht man jenen Teil des Außen­
handels zwischen zwei Ländern , der innerhalb einer Waren- bzw. lndustrie­
gruppe stattfindet. Dieses Phänomen war mit ein Grund für die Entwick­
lung der neueren Außenhandelstheorie. l n  der älteren Außenhandels­
theorie wurde immer davon ausgegangen, daß nur jene Güter internatio­
nal gehandelt werden , deren Produktion unterschiedl iche Faktoreinsatz­
relationen erfordert. Nur dann können komparative Vorteile in der Faktor­
ausstattung ausgenützt werden. Inter- Industrieller Handel ,  bei dem als 
klassisches Beispiel Japan Autos nach Deutschland, und Deutschland 
Autos nach Japan l iefert, ist in diesem Modell nicht vernünftig erklärbar. 
Diese Entwicklung legt nahe, daß Skalenerträge sowie eine Vorliebe der 
repräsentativen Konsumenten für eine gewisse Produktvielfalt nunmehr 
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die treibenden Kräfte des Außenhandels sind. Die Arbeitsmarktkonse­
quenzen dieser Entwicklung sind, wie oben ausgeführt, ambivalenter als 
die Schlußfolgerungen der älteren Außenhandelstheorie. 

Die Aufspaltung der Wertschöpfungskette, häufig auch als "internatio­
nal outsourcing" bezeichnet, ist ebenfalls eine neuere Erscheinung. Klas­
sisches Beispiel dafür ist ein PC für den die Prozessoren in den USA, die 
Bildschirme in Japan und die Gehäuse in einem dritten Land produziert 
werden und dessen Endmontage in Süd- Ostasien erfolgt. Sie zeigt sich 
unter anderem durch d ie Dominanz des Handels innerhalb von mu ltina­
tionalen Konzernen im Welthandel ( 1 9) .  Sie könnte ihre Beweggründe 
durchaus in den von der klassischen Außenhandelstheorie behandelten,  
komparativen Vorteilen haben. Sofern die Aufspaltung der Wert­
schöpfungskette tatsächlich ein relevantes Ausmaß erreicht, ist ein über­
proportionales Wachstum des Handelsvolumens gegenüber dem Welt­
B IP nicht mehr überraschend . ln diesem Fall tritt dieselbe Wertschöpfung 
einfach mehrmals im grenzüberschreitenden Handelsvolumen auf. Unter 
d iesen Umständen ist ein Land, das fertige Computer exportiert, nicht un­
bedingt ein High-Tech Produzent, sondern möglicherweise nur ein Low­
Tech Endmonteur. Die Konsequenzen dieser Aufspaltung der Produktion 
für den Arbeitsmarkt werden im Modell von Rodrik erläutert. 

Ohne noch näher auf Krugmans Erläuterungen einzugehen,  warum der 
Welthandel gewachsen ist, sollen nun seine Abschätzung der Lohn und 
Arbeitsplatzkonsequenzen des Außenhandels wiedergegeben werden. 
Krugman nimmt ein einfaches zwei Güter, zwei Faktoren Modell an, in 
dem sowohl die OECD als auch die Entwicklungsländer unter Einsatz 
von qualifizierter und unqualifizierter Arbeit produzieren. Die OECD ist 
relativ besser mit qualifizierter Arbeitskraft ausgestattet. 

Im Ausgangspunkt wird angenommen, daß die OECD unter Autarkie 
produziert. Im Vergleichspunkt wird sie mit einer relativen Angebotskurve20 
der Entwicklungsländer konfrontiert. Anschließend werden die beiden 
Gleichgewichte verglichen. 

Nimmt man an, daß die relativen Löhne innerhalb der OECD rigide sind 
(Krugmans europäisches Szenario), so hat d ies folgende Konsequen­
zen: Die relativen Preise der beiden Güter sind fixiert, da wie bereits bei 
der Diskussion des HO-Modells festgestellt , im 2x2 Fall eine eindeutige 
Beziehung zwischen Güter- und Faktorpreisen besteht. Zu diesen Relativ­
preisen treten nun die Entwicklungsländer am Markt auf und bieten eine 
gewisse Menge jenes Gutes, welches intensiver in der Nutzung unquali­
fizierter Arbeit ist, an (in der Folge Gut 2) .  Gleichzeitig importieren sie 
eine gewisse Menge des anderen Gutes (in der Folge Gut 1 ). Im neuen 
Gleichgewicht muß nun die OECD ihre Produktion von Gut 1 ausweiten 
und jene von Gut 2 einschränken. Der Rückgang der Beschäftigung von 
unqualifizierten Arbeitern ist dabei größer als der Anstieg der Beschäfti­
gung der Qualifizierten.  Der Grund dafür ist, daß die fixierten relativen 
Löhne eine Reallokation in der Produktion von Gut 1 verhindern . Dieser 
Effekt verhindert ein neues Vollbeschäftigungsgleichgewicht Wären die 
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Löhne flexibel , so könnte Gut 1 mit einem verstärktem Einsatz von un­
qual ifizierter Arbeit produziert werden, da d iese ja nun bil l iger ist. Durch 
d iesen negativen Nettoeffekt des Außenhandels auf d ie Beschäftigung 
sinkt nunmehr auch die inländische Nachfrage, womit der gesamte be­
schäftigungsdämpfende Effekt höher ist, als es den durch Importe er­
setzten Produktionsmengen an Gut 2 entspricht. Nebenbei sei ange­
merkt, daß unter d iesen Umständen Außenhandel auch nicht mehr poten­
tiell paretaverbessernd ist. 

Nimmt man flexible Löhne an, so ergibt sich das bereits bekannte Bild 
des potentiell pareto-besseren Zustandes mit gestiegener Ungleichheit. 
Krugman bezeichnet diese Variante als amerikanisches Szenario. 

Unter Verwendung von empirischen Näherungswerten für die verwen­
deten Parameter quantifiziert Krugman den im europäischen Modell ent­
stehenden Beschäftigungsverlust mit 1 ,43%-Punkten der Gesamt­
beschäftigung . Krugman führt auch eine Rechnung für das amerikanische 
Szenario an, wobei er al lerd ings zusätzliche Annahmen treffen muß, um 
die Veränderung der relativen Löhne berechnen zu können. Nach dieser 
Rechnung kommt er zum Ergebnis, daß der Reallohn der gering Qual ifi­
zierten um ca. 1 ,  ?%-Punkte fallen muß. 

Die Schlußfolgerung, daß bereits ein geringes Maß an Ungleichheit 
ausreicht, um einen relativ hohen Rückgang an Beschäftigung zu vermei­
den, wird al lerdings bereits von Krugman eingeschränkt. Er weist darauf 
h in ,  daß der hier geschätzte Rückgang der Beschäftigung nur ca. 20% 
des Anstiegs der Arbeitslosigkeit in Europa erklärt, und nur 1 0% des Ab­
sinkens der Reallöhne der gering Qualifizierten in Amerika. Wollte man in 
Europa auch alle anderen Ursachen der Arbeitslosigkeit mit Lohnsenkun­
gen beseitigen , so käme man nicht umhin, eine ähnlich massive Umvertei­
lung, wie sie in den USA stattgefunden hat zu akzeptieren. Ebenso, 
schränkt Krugman, ein habe er d ie Existenz eines geschützten Sektors 
ignoriert, wodurch der Bereich der Gültigkeit seines HO-Modells unzuläs­
sig erweitert wurde. 

3.2.1 Kritik 

Neben den von Krugman angeführten Vereinfachungen scheint auch 
die Verwendung einer sehr einfachen Cobb-Douglas-Technologie , wel­
che er für den amerikanischen Anpassungsweg annimmt, insofern nicht 
gerechtfertigt, als es sich bei seiner Abschätzung n icht um eine lokale 
Annäherung, sondern um durchaus substantielle Veränderungen han­
delt. Die Annahme der vollständigen Rigidität der europäischen Reallöh­
ne ist ebenso stark übertrieben. 

Während Arbeitsmarkttheoretikern von Außenhandelstheoretikern zu­
recht vorgeworfen wird ,  sie ignorierten in ihren Partialanalysen wesentli­
che Ergebnisse der Außenhandelstheorie, muß man hier durchaus auch 
dem Außenhandelstheoretiker vorwerfen, wesentl iche Ergebnisse der 
Arbeitsmarkttheorie und Empirie außer Acht zu lassen. Insbesonders ist 
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festzuhalten , daß die Beschäftigung in Europa zwischen 1 973 und 1 993, 
also in dem von Krugman betrachteten Zeitraum, ebenso wie die Arbeits­
losigkeit gewachsen ist. 

3.3 Wood 

Wood geht von der empirischen Feststellung aus, daß seit 1 955 der 
Import von Fertigungsgütern aus den Entwicklungsländern in die OECD 
stark zugenommen hat. Er verwendet ebenfalls das bereits bekannte 2x2 
HO-Modell und nimmt an, daß, gemäß der Neo-Faktorproportionentheorie, 
die unterschiedliche Ausstattung der beteil igten Ökonomien mit qualifi­
zierten und unqualifizierten Arbeitskräften der Grund für den Handel ist. 

Er begründet die Vernachlässigung von Kapital als handelsverur­
sachenden Produktionsfaktor, indem er auf die internationalen Kapital­
flüsse hinweist, welche die Zinssätze (natürlich unter Berücksichtigung der 
Risikoaufschläge) und somit die Kapitaleinkünfte weltweit vereinheitlichen. 
Laut Wood hat die Kapitalausstattung damit keinen Einfluß auf die relati­
ven Preise der beiden Sektoren in den beteil igten Ländern . 

Bei der Einteilung der Qual ifikationsstufen unterscheidet Wood in den 
Entwicklungsländern Personen mit einer gewissen Basisausbildung von 
Personen ohne jegliche Ausbildung. Die letztere Gruppe schließt er aus 
seiner Betrachtung aus, da sie in modernen Fertigungsindustrien kaum 
einsetzbar sind . 

Als Ursache für den Anstieg des Nord-Süd-Handels nimmt Wood die Li­
beral isierung des Außenhandels an. Dadurch stellt er sicher, daß die ver­
änderten Handelsströme eine exogene, n icht gesondert zu erklärende 
Ursache haben. 

Ausgehend von diesen Voraussetzungen errechnet Wood, anhand des 
Faktorgehalts der jeweil igen Importe und Exporte, die Auswirkungen des 
Nord-Süd-Handels auf d ie Arbeitsmärkte im Norden. Üblicherweise fin­
den solche Berechnungen unter der Annahme statt, daß der Handel voll­
ständig diversifiziert ist. 

Der wesentliche Unterschied zwischen Woods Berechnung und ande­
ren U ntersuchungen ist, daß er zur Abschätzung des Faktorgehalts 
Faktorintensitäten von Gütern berechnet, welche durch die Außenhandels­
öffnung in den Industriestaaten nicht mehr hergestellt werden. Dadurch 
erhält er einen höheren Verlust an Beschäftigung als Studien welche vom 
Diversifikationsgleichgewicht ausgehen . Wood merkt an, daß unter die­
ser Annahme kein Faktorpreisausgleich zu erwarten ist. 

Er schätzt, daß al leine durch die Spezialisierung auf qual ifikations­
intensivere Produkte die Nachfrage nach schlechter Qualifizierten um ca. 
5% zurückgegangen ist. Zusätzlich muß der Effekt von technischem Fort­
schritt, welcher auf die gestiegene Konkurrenz aus dem Süden zurück­
geht, berücksichtigt werden . Wood schätzt d iesen Effekt auf ca. d ie selbe 
Größenordnung. 

Darüber hinaus schätzt Wood, daß durch den negativen Einfluß des 
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internationalen Handels mit Dienstleistungen und den damit verbundenen 
Druck auf heimische Vordienstleister, die Nachfrage nach unqualifizierter 
Arbeit um weitere 1 0% sinkt. Für die gesamte Handelsliberalisierung bis 
1 990 ergibt dies einen Rückgang der Nachfrage für n iedrig qual ifizierte 
Arbeit von ca. 20%. Wood räumt eine Schwankungsbreite der Schätzung 
von +/- 8°/o-Punkten ein . 

Laut Wood läßt sich ein Gutteil der gestiegenen Lohndifferentiale zwi­
schen hoch und niedrig Qualifizierten auf den Nord-Süd-Handel zurück­
führen. Er räumt allerdings auch einen möglichen Einfluß der technologi­
schen Veränderungen ein. 

Die gestiegene europäische Arbeitslosigkeit führt Wood ebenfalls auf 
ein Ansteigen des Nord-Süd-Handels zurück. Er argumentiert dabei , daß 
der gestiegene Missmatch am Arbeitsmarkt die NAIRU erhöht hat. 

3.3.1 Kritik 

Aus außenhandelstheoretischer Sicht muß kritisiert werden, daß im Fall 
von non-competing Imports, also einer Situation in der Spezial isierung 
vorliegt, d ie Behauptung, d ie Faktorpreise würden sich annähern , nicht 
stringent haltbar ist. 

Bedenklicher erscheinen allerdings die Hochschätzungen des Einflus­
ses des Handels mit Dienstleistungen , welche den Effekt des Warenhan­
dels verdoppeln .  Dies ist auch deshalb zu kritisieren, weil Wood selbst die 
unzureichende Datenlage in d iesem Punkt erwähnt. 

Positiv anzumerken ist, daß Wood den Einfluß des Außenhandels auf 
den Arbeitsmarkt über eine Erhöhung der NAIRU durch erhöhten Miss­
match argumentiert. Er unternimmt damit den Versuch, Außenhandels­
theorie und Arbeitsmarkttheorie zusammenzuführen. 

Die Vernachlässigung des geschützten Sektors in Woods Rechnungen 
könnte ebenfal ls zu einer Ü berschätzung des Effektes des Nord-Süd­
Handels, führen. 

3.4 OECD 

Die OECD (1 997) untersuchte in einem Arbeitspapier ebenfalls die hier 
gestellte Frage. Die Studie geht von der oben angeführten Neo-Faktor­
proportionentheorie aus und stellt die Frage, inwieweit geringer qualifi­
zierte Arbeitskräfte in den OE CD-Staaten durch den Außenhandel schlech­
ter gestellt wurden. Die Frage der Auswirkungen auf d ie funktionale Ein­
kommensverteilung wird in dieser Studie nicht berücksichtigt, da Kapital 
nicht als Produktionsfaktor modell iert wird . Dies dürfte den Grund haben, 
daß damit der theoretische Rahmen des zwei Faktoren, zwei Güter-Mo­
dells nicht verlassen wird und somit d ie unangenehmen Konsequenzen 
dieser Erweiterung ausbleiben. 
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Folgende Fakten werden konstatiert: 
Die Arbeitsmarktposition von gering Qual ifizierten hat sich in den mei­

sten OECD Staaten verschlechtert, sowohl  im Hinblick auf ihr Arbeits­
losigkeitsrisiko, als auch , in einigen Staaten (z.B.  USA, UK), im Hinblick 
auf ihre relative Einkommensposition. 

Die Verschlechterung der Arbeitsmarktposition von gering Qualifizier­
ten sei hier nur anhand einiger Ländern dargestellt. 

Erwerbsbeteiligung nach formaler Qualifikation 

Männer Frauen 

Gering Hoch Differ. Gering Hoch Differ. 
Österreich 1 989 73,4 92,3 1 8,87 39,6 82, 1  42,5 

1 994 70 91 ,6 21 ,6 47 83,9 36,9 
Dänemark 1 988 72,2 92,5 20,3 59, 1  90,6 31 ,5 

1 994 64,4 89,8 25,4 55,5 87,9 32,4 
Deutschland 1 989 68,7 91 ,8 23, 1  33, 1  71 ,5 38,4 
(West) 1 991 73 90,7 1 7,7 42 78,7 36,7 
Frankreich 1 989 73 91 ,8 1 8,8 46,8 82,2 35,4 

1 992 62, 1  86 23,9 44 76,2 32,2 
Großbritannien 1 989 71 ,7 93,2 21 ,5 55,2 80,9 25,7 

1 994 61 90 29 52 84,3 32,3 
USA 1 989 68,9 92,4 23,5 41 ,9 79,5 37,6 

1 994 62,4 90,6 28,2 39,2 80, 1  40,9 

Es zeigt sich in der Tabelle, daß bei den Männern die Erwerbsbeteiligung 
der gering Qualifizierten ,  in allen Ländern außer in Deutschland, im Ver­
gleich zu den besser Qualifizierten,  zurückgegangen ist. Da sich die deut­
schen Zahlen nur auf einen Zweijahresvergleich beziehen und danach 
die Daten einen Bruch aufgrund der Wiedervereinigung aufweisen ,  sollte 
dies nicht al lzusehr irritieren. 

Bei den Frauen ist d ie Datenlage weniger klar, da hier neben Deutsch­
land auch Österreich und Frankreich ein umgekehrtes Muster zeigen. 

Vergleicht man die Einkommensentwicklung für d iese Länder, so ist es 
überraschend , daß sich die Einkommensdifferenzen, außer in den USA 
und Großbritannien, kaum erhöht haben . 

Weiters wird ,  in Ermangelung detail l ierter sektorspezifischer Quali­
fikationsdaten, festgestellt, daß in jenen Sektoren, welche hauptsächlich 
mit I mporten aus den Entwicklungsländern konkurrieren, das Lohnniveau 
eher unterdurchschnittlich und der Anteil manueller Arbeiter eher über­
durchschnittlich ist. 

Die OECD Studienautoren analysieren diese Entwicklungen, ausge­
hend vom zwei Faktoren/zwei Länder/zwei Güter-HO-Modell . 

Aus dem Modell ergibt sich folgender Zusammenhang: Während un­
qualifizierte Arbeit in den entwickelten Staaten relativ knapp ist, ist sie in 
den Ernerging Economies reichlich . Daher ist eine Verstärkung der Import­
konkurrenz bei all jenen Produkten zu erwarten; welche unqualifizierte Ar-
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beit in höherem Ausmaß einsetzen.  Dies führt in d iesem Modell zu einem 
Sinken der Löhne für die unqualifizierten Beschäftigten. 

Wichtig ist es h ier darauf hinzuweisen, daß der Transformationsprozeß 
in erster Linie über die Importpreise und nicht über d ie Mengen funktio­
niert. 

Obwohl die Autoren auch andere Einflüsse der Globalisierung anführen, 
welche die Position der unqual ifizierten Arbeitskräfte verschlechtern (ver­
stärkter Druck arbeitseinsparende technische Verfahren einzusetzen, Auf­
spalten der Wertschöpfungskette, Produktionsverlagerungen) ,  werden 
diese in der empirischen Untersuchung n icht weiter verfolgt. 

Untersucht werden nur folgende Ursachen: 
* die zunehmende Intensität des Außenhandels mit Entwicklungsländern 

durch eine Lockerung von Außenhandelsrestriktionen .  
* geringerer technischer Fortschritt in den Sektoren mit hohem Anteil von 

gering qualifizierten Beschäftigten bei gegebenen relativen Weltmarkt­
preisen,  oder eine weltweite Veränderung der Produktionsmögl ichkeiten­
kurve zu Ungunsten der gering Qual ifizierten. 
Seide Veränderungen müssen sich zunächst in einem Sinken der rela­

tiven Preise für Produkte, welche unqualifizierte Arbeit intensiv in der Pro­
duktion nutzen, n iederschlagen. 

Zur Entwicklung der Preise wird festgestellt, daß in fast allen Ländern 
die Preise der Sektoren unter Importkonkurrenz relativ zu den Preisen 
der Exportsektoren gesunken sind . Die Ausnahmen sind Belgien ,  Frank­
reich , Portugal, Spanien und Neuseeland. Eine gewisse Vorsicht ist al­
lerdings angebracht, da die Abgrenzung der Sektoren, und damit die 
Abgrenzung der Güter, nicht einheitlich ist. 

Eine Schwierigkeit, die hier, aber auch bei den anderen Untersuchun­
gen auftritt, ist, daß die Vorhersagen des HO-Modells nur unter der 
Vol lbeschäftigungsannahme gelten. Es wird jedoch davon ausgegangen , 
daß, sofern die Löhne rigide sind die Anpassung über eine höhere Arbeits­
losigkeit erfolgt. 

Außerdem lassen sich die Auswirkungen des offeneren (21 )  Außen­
handels auf die Arbeitslosigkeit strenggenommen nicht untersuchen.  

Die OECD-Autoren kommen zu dem Schluß, daß ein negativer Einfluß 
des Außenhandels mit den Ernerging Economies auf die Position der 
gering Qualifizierten in den Industriestaaten durchaus mögl ich ist, jedoch 
die Größenordnung dieses Effektes eher gering sein dürfte. Eine zu 
I l lustrationszwecken durchgeführte Regression zeigt nur sehr schwache, 
allerd ings sign ifikante Einflüsse der relativen Importpreise auf d ie relativen 
Sektorlöhne. 

l n  der Studie werden auch andere Untersuchungen zu d iesem Thema 
tabellarisch zusammengefaßt. So wie in der Mehrzahl  der dort angeführ­
ten Studien wird auch von den OECD-Autoren den technologischen Ver­
änderungen mehr Gewicht gegeben. Es wird aber auch darauf h ingewie­
sen, daß die beiden Effekte nur schwer zu trennen sind und sich unter 
Umständen gegenseitig bedingen . 
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I nteressant ist, daß ein Unterschied in den Reaktionen auf fal lende 
Relativpreise zwischen Sektoren mit geringer Wettbewerbsintensität und 
jenen hoher Wettbewerbsintensität festgestellt wurde. 

3.4.1 Kritik 

Der wesentliche Kritikpunkt an d ieser Studie ist die unglückliche Wahl 
des zugrundeliegenden Model ls. Die durchgeführten Untersuchungen 
hätten besser anhand eines spezifischen Faktorenmodells mit firmenspe­
zifischen Qualifikationen betrachtet werden sollen. 

Einerseits wären dann die I nterpretationen, welche von Mobil itäts­
problemen als Ursache für kurzfristig steigende Arbeitslosigkeit sprechen 
sinnvol ler anzuwenden , andererseits könnte die unglückliche Zwangs­
aggregation von völl ig divergenten Sektoren ( Computerzubehör und Holz­
industrie) vermieden werden . Darüber hinaus sind gerade die sehr starken 
Aussagen des HO-Modells Eigenschaften eines al lgemeinen Gleichge­
wichts. Die Betrachtung der kurzen Zeiträume läßt aber eher eine Über­
gangssituation vermuten . Gerade das spezifische Faktorenmodell hätte 
dabei den Vorteil , daß die partialanalytische Betrachtung ein iger Sektoren 
nicht im Widerspruch zur Entwicklung im al lgemeinen Gleichgewicht d ie­
ses Modells steht (vgl .  Samuelson zit. in Jones-Neary (1 984), S 25). 

Daß Effekte angeführt wurden welche zwar die Position niedrig Qualifi­
zierter verschlechtern , darüber h inaus jedoch nicht untersucht werden, 
führt unter Umständen zu einem vorschnellen Freispruch der Handels­
verflechtungen als mögl iche Ursache der Arbeitsmarktprobleme d ieser 
Gruppe. 

Die nicht vorhandene Verbindung eines Außenhandelsmodells mit ei­
nem Arbeitsmarktmodell welches Arbeitslosigkeit zuläßt, kann den Auto­
ren nicht vorgeworfen werden , da es für d iese Frage noch keine bewähr­
ten theoretischen Antworten gibt. 

Die Forderung nach ausreichenden Unterstützungen zur Steigerung der 
Mobil ität der Arbeitskräfte, welche die Autoren der OECD formulieren,  hat 
allerd ings im Gegensatz zur Forderung nach einer Umverteilungspolitik 
kein theoretisches Fundament. 

3.5 Österreichische Untersuchungen 

3.5.1 Kohler 

Die Untersuchung von Kohler ist nicht unmittelbar auf d ie Auswirkun­
gen des internationalen Handels auf den Arbeitsmarkt konzentriert. Er 
stellt vielmehr die Frage, welche Konsequenzen unterschiedliche Libera­
lisierungen des Außenhandels für Österreich haben. Methodelogisch ist 
diese Untersuchung deshalb interessant, weil sie ein quantifiziertes und 
berechenbares al lgemeines Gleichgewichsmodell (22) des Welthandels 
verwendet. 
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Theoretischer Ausgangspunkt ist das spezifische Faktorenmodel l ,  wo­
bei Kapital sektorspezifisch , Arbeit h ingegen intersektoral mobil ist. Die 
Betrachtung der kurzfristigen Effekte, wie sie weiter oben bereits als mög­
liche Interpretation dieses Modells beschrieben wurde, wird in diesen Be­
rechnungen dadurch weiter betont. Die Ausgaben bzw. das für den Kon­
sum zur Verfügung stehende Einkommen werden nämlich nicht endogen 
modell iert. Entweder bleiben die nominalen Ausgaben fixiert, oder die 
Ausgaben werden so angepaßt, daß Vollbeschäftigung erhalten bleibt. 
Das erstere Szenario ist insofern interessant, als in diesem Fal l ,  sofern 
auch die Nominallöhne fixiert werden, unfreiwil l ige Arbeitslosigkeit auftre­
ten kann.  Letzteres Szenario ist interessant, weil dabei die sektoralen Kon­
sequenzen des Außenhandels besser dargestellt werden können. 

Sofern die Nominalgrößen konstant gehalten werden, können in diesem 
Modell auch reale Effekte der Wechselkurse auftreten ,  welche in einem 
durchgehend walrasianischen Modell n icht zustande kommen können. 
Inwieweit dies zusätzliche Realitätsnähe oder inkonsitente ad hoc Annah­
men darstellt, bleibt offen. 

Von den Einschränkungen der Validität, welche bereits Kohler angibt, 
sollen h ier nur die wesentlichsten wiedergegeben werden . 

Das Modell wird in einer l inear approximierten Version berechnet. Damit 
können eigentl ich nur infin itesimal kleine Änderungen logisch kohärent 
berechnet werden. Bei großen Veränderungen muß gehofft werden, daß 
die l ineare Approximation nach wie vor h inreichend genau ist. Der Grund 
dieses Vergehens ist der um Größenordnungen geringere Rechenauf­
wand bei l inearer Approximation im Vergleich zur Lösung der nichtlinearen 
Systeme. 

Die I nput-Output-Tabellen, welche dem Modell zugrundeliegen, stam­
men für die USA aus dem Jahr 1 978, für Österreich aus dem Jahr 1 976. 
Länder, für die keine 1-0-Tabellen zur Verfügung stehen, werden mit der 
amerikanischen 1-0-Tabelle modelliert. 

Die Tatsache ,  daß europäische Wirtschaften gegenseitig keine Zölle 
berechnen, kann ebenfalls nur näherungsweise und unter vereinfachen­
den Annahmen modell iert werden . 

Kohler berechnet vier hypothetische Liberal isierungsszenarios: die 
Reduktion von Zöllen im Gefolge der Tokio Runde des GATT, die vollstän­
dige Abschaffung aller nach der Tokio Runde noch vorhandenen Zölle ,  
die El imination von nicht tarifären Handelshemmnissen, sowie zuletzt die 
Einbeziehung des Textil- und Landwirtschaftssektors in die Liberalisie­
rung. 

Die von Kohler ausgewiesenen aggregierten Arbeitsmarkteffekte sind 
nicht überwältigend hoch. Er errechnet bei der Abschaffung von allen Zöl­
len und n icht tarifären Handelshemmnissen einen Arbeitskräftereal­
lokationsbedarf von 0 ,61 % bis 2 ,6% der Arbeitskräfte (23). Die beiden 
Zah lenwerte kommen abhängig von der Behandlung der europäischen 
Freihandelsabkommen zustande. 

Dieser sehr moderate Anpassungsbedarf am Österreichischen Arbeits-
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markt muß aus zwei Gründen sehr vorsichtig interpretiert werden . Einer­
seits wird durch die Annahme flexibler Reallöhne bei dieser Simulation 
Arbeitslosigkeit im Modell ausgeschlossen, und andererseits verdecken 
die aggregierten Daten durchaus substantiel len Anpassungsbedarf in ein­
zelnen Branchen. Aus Platzgründen soll h ier nur das Ergebnis der Simu­
lation einer vollständigen Liberalisierung für einzelne Sektoren wiederge­
geben werden . 

So wächst d ie Beschäftigung stark in den Bereichen Schuhproduktion, 
Holz- und Holzverarbeitung, Papier und Pappe sowie nicht elektrische 
Maschinen, während sie in der Erdöl- , Möbel-, Bekleidungs- und Nahrungs­
mittelbranche sinkt (24 ). 

Durch die allgemeine Gleichgewichtsnatur d ieser Ergebnisse ist es 
schwierig einzelne Ursachen festzustel len. I nteressant ist dennoch , daß 
auch Branchen, die allgemein nicht als global isierungsbedroht gelten (wie 
die Erdölindustrie) hier als solche aufscheinen. 

3.5.2 Kritik an Kohler 

Die wesentliche Kritik an dieser Untersuchung wird bereits von Kohler 
selbst angesprochen und betrifft neben der unzureichenden Datenlage 
die Modeli ierung der europäischen Freihandelsabkommen. Gerade für 
Österreich, das den überwiegenden Teil seines Außenhandels mit Euro­
pa abwickelt, führt d ies zu sehr unterschiedlichen Resultaten,  abhängig 
von der jewei l igen Berücksichtigung d ieser Abkommen in  der Berech­
nung der Zölle. 

Der Vortei l  der g leichgewichtstheoretischen Formulierung des Modells 
wird durch die Vernachlässigung einer endogenen Modeli ierung der Ein­
kommen teilweise wieder zunichte gemacht. Obwohl dadurch reale Phä­
nomene, wie unfreiwi l lge Arbeitslosigkeit und Außenhandelsungleichge­
wichte, im Modell möglich werden, entbehrt die spezifische Modeli ierung 
über konstante Nominalgrößen dennoch einer soliden theoretischen Ba­
sis, die sonst immer als Hauptargument für al lgemeine Gleichgewichts­
modeli ierungen ins Treffen geführt wird . 

3.5.3 Breussffesche 

Die Simulationen von Breuss und Tesche sollen hier nur kurz erwähnt 
werden, da sie für unsere Fragestellungen aufgrund der durchgehenden 
Verwendung der Vol lbeschäftigungsannahme nicht geeignet sind. Dem 
Modell von Breuss und Tesche l iegt ein auf sieben Sektoren d isaggre­
giertes HO-Modell zugrunde. Jeder dieser Sektoren verwendet Arbeit und 
Kapital als primäre Produktionsfaktoren ,  sowie die aus der I nput-Output ­
Tabelle abgeleiteten Vorprodukte in fixen Einsatzproportionen. Interessant 
an diesen Simulationen ist, daß im Gegensatz zu dem von Kohler verwen­
deten Verfahren, die nichtl inearen Gleichungen numerisch gelöst werden 
ohne sie vorher zu l inearisieren. 
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Es werden folgende Szenarien simuliert: 
Eine Abschaffung sämtlicher Zölle, wobei einmal die I nvestitionen fi­

xiert werden , d .h . ,  d ie Anpassung über die Leistungsbilanz erfolgt, und 
einmal die Leistungsbilanz ausgeglichen gehalten wird und die Anpas­
sung über Sparen und Investitionen zustande kommt. 

I nteressant bei diesen Ergebnissen ist, daß im ersten Fall d ie Wohlfahrts­
gewinne gemessen an den im In land verfügbaren heimischen und impor­
tierten Gütern nur ca. 0, 1 3% des B IP beträgt, im zweiten Fall überhaupt 
ein Wohlfahrtsverlust entsteht, da sich die terms of trade verschlechtern. 
Dieses im Vergleich zu den oben angeführten theoretischen Erklärungen 
über die Vorteile des Freihandels überraschende Ergebnis, kommt unter 
anderem zustande, da in den theoretischen Betrachtungen immer Autar­
kie mit Freihandel verglichen wurde, hier jedoch eine graduelle Verände­
rung bei bereits offenem Außenhandel betrachtet wird. 

Eine Zollunion mit der EU ,  mit und ohne Übernahme der gemeinsamen 
Landwirtschaftspolitik. 

Und zuletzt ein Ansteigen der Ölpreise um 50%, sowie ein Fallen der 
Importpreise um 5%. Letzteres ist eine Annäherung an die im Ceccini­
Report berechneten Effekte der Vollendung des Binnenmarktes. 

Im letzten Fall ergeben sich Wohlfahrtsgewinne, welche jene bei Ab­
schaffung aller Handelshemmnisse übersteigen. Ebenso wie beim Frei­
handel ergibt die Simulation auch hier einen Rückgang der Produktion im 
Agrar- und Nahrungsmittelsektor, sowie bei der Produktion von Halbfertig­
waren und einen Zuwachs in allen anderen Sektoren. 

3.5.4 Kritik an Breussffesche 

Wie auch von Kahler wird mangels aktuellerer Daten die 10- Tabelle 
von 1 976 verwendet, wodurch die Gültigkeit der Ergebnisse für Simula­
tionen,  welche das Ende der achtziger Jahre betreffen, etwas einge­
schränkt wird .  Dies wird auch von den Autoren angemerkt. 

Wiederum ist die völlig unzureichende Modeliierung des Arbeitsmark­
tes eines der größten Probleme dieser CGE-Modelle. Gerade in diesem 
Punkt muß auf weitere theoretische und empirische Forschungen gehofft 
werden. 

3.5.5 Aiginger/Winter-Ebner/Zweimüller 

Die Untersuchung konzentriert sich zwar ausschl ießlich auf den Au­
ßenhandel mit Osteuropa, ist aber aufgrund der verwendeten Ansätze 
durchaus von allgemeinem Interesse für die Frage nach den Beschäfti­
gungswirkungen des Außenhandels. 

Den Untersuchungen liegt dabei al lerdings kein Außenhandelsmodell 
zugrunde, sondern eine partialanalytische Betrachtung des Arbeitsmark­
tes. Die Autoren sind vor allem an detai l l ierten Ergebnissen betreffend 
di� Arbeitsmarktwirkungen interessiert. 
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Die Untersuchung der Arbeitsmarktlage beruht auf Daten über männli­
che Beschäftigte unter 57 aus einer anonymisierten Stichprobe des Haupt­
verbandes der Sozialversicherungsträger. Diese Daten haben den Vorteil 
einer sehr detail l ierten Dokumentation des Erwerbsverlaufes, allerdings 
den Nachtei l ,  daß keine Informationen zur Arbeitszeit und zur Ausbildung 
vorhanden sind. 

Die Außenhandelsvariable wird berechnet als Änderung der Importe 
aus den osteuropäischen Ländern zwischen 1 988 und 1 994, ausgedrückt 
als Prozentsatz der Wertschöpfung des jeweil igen Sektors (25) .  Analog 
wird bei den Exporten vorgegangen.  Im Gegensatz zur OECD Studie 
werden also die importkonkurrierenden und exportkonkurrierenden Sek­
toren durch die Schätzung bestimmt. 

Die Verwendung von Preis- anstelle von Mengendaten für die Außen­
handelsvariablen war aus Datengründen nicht möglich. Preisdaten haben 
gegenüber Mengendaten den Vortei l ,  daß auch der Effekt eines verstärk­
ten Konkurrenzdrucks mit berücksichtigt wird .  Zum Beispiel , wenn eine 
Österreichische Firma zwar im gleichen Ausmaß produziert, jedoch dafür 
nur mehr geringere Preise verlangen kann,  da sonst ein Abwandern der 
Nachfrage nach Osteuropa droht. 

Beschäftigte in Sektoren deren Exporte in die osteuropäischen Länder 
gestiegen sind , hatten wie erwartet eine geringere Arbeitslosenrate. Der 
umgekehrte Effekt für Beschäftigte in Sektoren mit steigenden Importen 
aus den Oststaaten war jedoch nicht statistisch sign ifikant. 

Interessant ist jedoch, daß sobald nach einzelnen Gruppen unterschie­
den wird, beide Effekte klar zutage treten. Es zeigt sich , daß für Arbeiter, 
für Personen unter 35 und über 45, sowie für Personen mit einem Brutto­
einkommen unter 1 5.000 öS monatl ich , die negativen Effekte des Import­
wachstums wesentlich stärker sind als für die Gesamtpopulation . 

Die Größenordnung der Effekte ist allerdings nicht überwältigend . So 
schätzen die Autoren,  daß die Ausweitung des Osthandels per Saldo 
zwischen 1 0.000 und 1 5.000 zusätzl iche Arbeitsplätze geschaffen hat, 
allerd ings mit Verschiebungen zwischen den einzelnen Subgruppen am 
Arbeitsmarkt. 

Als zweite Frage wird d ie Auswirkung auf die Löhne untersucht. 
Dabei wird zwischen Personen unterschieden , welche im beobachteten 

Zeitraum die I ndustrie gewechselt haben, und jenen , die in derselben In­
dustrie gebl ieben sind. Während das durchschnittliche Nominallohn­
wachstum für beide Gruppen über d iese drei Jahre in etwa 20% betrug , 
streut der Zuwachs bei jenen , welche die I ndustrie gewechselt haben, 
wesentlich stärker. 

Stieg der Marktanteil der Importe aus Osteuropa in einer I ndustrie um 
einen Prozentpunkt, so ergab dies ceteris paribus ein um 2,9 %- (1 % pa. )  
Punkte geringeres Nominallohnwachstum für d i e  dort durchgehend Be­
schäftigten. Ein Exportanstieg nach Osteuropa erhöhte dagegen das 
Lohnwachstum nur um ca. 0.4% (0 . 1 3% pa. )  Punkte. Beschäftigte, welche 
die I ndustrie wechselten, konnten sich z.T. vor d ieser Entwicklung schüt-
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zen . Sie hatten nur einen Lohnwachstumsverlust von ca. 1 ,8% Punkten .  
Außerdem waren sie auch in der Lage den Exporteffekt besser zu  nutzen 
und sie hatten einen Lohnzuwachsgewinn von ca. 0 ,8%-Punkten bei ei­
nem Anstieg der Exporte nach Osteuropa um einen Prozentpunkt. 

Die Tatsache, daß die Löhne stärker reagierten als die Beschäftigung, 
rückt Österreich nach Meinung der Autoren, eher näher an die von 
Krugman als amerikanisches Szenario bezeichnete Situation , als an jene, 
die er als europäische bezeichnet. 

Der Grund für die sehr moderaten Effekte die hier gefunden werden, 
dürfte einerseits im nach wie vor geringen Anteil des Osthandels am Öster­
reichischen Außenhandel liegen und andererseits in den massiven 
Handelsbilanzüberschüssen, die Österreich während dieser Periode ge­
genüber Osteuropa erzielen konnte. 

Für unsere Fragestel lung ist al lerdings interessant, daß die Last der An­
passung im wesentlichen auf einzelnen Gruppen wie gering qualifizierten, 
jüngeren und älteren Arbeitnehmern l iegt. 

3.5.6 Kritik an Aiginger/Winter-Ebner/Zweimüller 

Interessant wäre die Einbeziehung von Frauen in die Untersuchung 
einerseits, da gerade im Textilbereich , welcher schon über längere Zeit 
unter den Folgen der Außenhandelsöffnung leidet, viele Frauen arbeiten, 
und andererseits aufgrund der beobachteten überdurchschnittlichen 
Belastung der schwächeren Gruppen am Arbeitsmarkt auch mit einer 
stärkeren Belastung von Frauen zu rechnen ist. 

Die Verwendung von Mengendaten führt, wie bereits oben angeführt, zu 
einer falschen Einschätzung des Effektes. Es sei zum Beispiel angenom­
men, daß die Mengen überhaupt nicht reagieren: ln d iesem Fal l  hätten d ie 
Österreichischen Firmen um sich von der Importkonkurrenz zu schützen, 
die Preise bereits auf das Niveau Osteuropas gesenkt. Am Österreichi­
schen Arbeitsmarkt würden dann, obwohl massive Folgen mit der Ost­
öffnung verbunden waren, keine Änderungen der Importmengen festzu­
stellen sein. 

Ein weiterer Nachteil ist, daß in d iesem Modell d ie Verdrängungseffekte 
auf Drittmärkten nicht berücksichtigt werden. 

Positiv muß jedoch angemerkt werden, daß es durchaus unwahrschein­
lich ist, daß Preise derartig schnell reagieren. Sobald ein geringer Men­
geneffekt gleichzeitig mit einem großen Preiseffekt auftritt, werden den 
Mengeneffekten höchstwahrscheinlich auch die Auswirkungen der Preis­
anpassung zugerechnet. 

Die von den Autoren gezogene Schlußfolgerung, daß eine EU Ost­
erweiterung keine desaströsen Auswirkungen auf d ie westeuropäischen 
Arbeitsmärkte hätte, sollte weiter eingeschränkt werden. Über die Ein­
schränkung der Autoren bezüglich der nach wie vor geschützten Land­
wirtschaft und der durch freiwil l ige Beschränkungen geschützten Sekto­
ren hinaus, möge auch angemerkt werden, daß in der gegenständlichen 
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Untersuchung weder Migration berücksichtigt wurde, noch wurden die 
Auswirkungen der Kapitalsverkehrsfreiheit betrachtet. Die Auswirkungen 
auf die Verhandlungssituation in den europäischen Arbeitsmärkten wur­
den gänzlich vernachlässigt. Dies ist um so erstaunlicher, als die Autoren 
ausgewiesene Experten der modernen Arbeitsmarkttheorie sind . 

Angesichts der von den Autoren angeführten Ungleichgewichte im Ost­
handel ,  ist es durchaus sinnvoll ,  einige empirische Fakten auch ohne aus­
gefeiltes Modell festzustellen. 

4. Schlußfolgerungen 

Eine genauere Betrachtung der Außenhandelstheorie zeigte, daß be­
ginnend beim spezifischen Faktorenmodell eine uneingeschränkt positi­
ve Beurteilung des Freihandels theoretisch nicht gerechtfertigt ist. ln al­
len Modellen , welche die Analyse von Verteilungseffekten zulassen, wird 
nur von potentiel len Wohlfahrtseffekten gesprochen. Daß d iese bedeu­
tende Einschränkung in den politischen Debatten kaum Beachtung fand, 
muß als schweres Versäumnis sowohl der Wissenschafter als auch der 
in Außenhandelsfragen bewanderten Politiker gewertet werden. 

Die neuere Außenhandelstheorie ist insofern positiv zu bewerten, als 
sie den Versuch unternimmt, Erkenntnisse der l ndustrieökonomie, der 
Wirtschaftsgeographie und teilweise der Transaktionskostenanalyse in 
die Erklärung des internationalen Güterverkehrs aufzunehmen. Angesichts 
der empirisch eher unbefriedigenden Performanz des Heckscher-Ohlin­
Modells sind dies unabdingbare Erweiterungen. Für d ie hier gestellte Frage 
besteht damit auch die Möglichkeit, in Zukunft präzisere Aussagen zu 
erlangen . Dennoch wäre es für die Wirtschaftspolitik wesentlicher, zu­
nächst das Wörtchen "potentielle", welches bereits in der älteren Außen­
handelstheorie dem Wort Wohlstandsgewinne voransteht, ernst zu neh­
men. Denn auch in den neueren Theorien kommt es nur in Ausnahmefäl­
len zu uneingeschränkten Wohlfahrtsgewinnen. 

Die empirischen Untersuchungen kommen im wesentl ichen zu dem 
Ergebnis, daß negative Auswirkungen des Außenhandels auf gering qua­
lifizierte Arbeitskräfte feststellbar sind, d iese jedoch verglichen mit dem 
technischen Fortschritt keinen allzu großen E influß haben dürften. (Zu 
einer anderen Einschätzung gelangt nur Wood . )  Die Konzentration der 
Betroffenheit auf eine kleine Gruppe, wie sie in Zweimüller-Winter-Ebner­
Aiginger festgestellt wird ,  zeigt al lerdings die Notwendigkeit von unter­
stützenden Maßnahmen für d ie betroffenen Arbeitnehmerlnnen. 

Angesichts des rasch gestiegenen Interesses an dem Zusammenhang 
von Außenhandel und Arbeitsmarkt ist sicherlich noch mit mehreren Ar­
beiten zum Thema zu rechnen. Die bisherigen Ergebnisse sollten eher 
als vorläufige Aussagen gewertet werden . Bessere Daten und ausgefeil­
tere Theorien können h ier durchaus noch signifikante Änderungen in den 
Schlußfolgerungen bewirken. 

Der von Rodrik präsentierte Ansatz scheint in  dieser Hinsicht die frucht-
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barste Weiterentwicklung zu sein .  Obwohl das zugrundeliegende Außen­
handelsmodell noch traditionellen Zuschnitts ist, können allein durch die 
Verlagerung des Interessenschwerpunkts - weg von der Erklärung inter­
nationaler Güterströme und hin zu den nationalen Konsequenzen des 
Freihandels - wesentliche Politikempfehlungen abgeleitet werden. 

Eine derartige Pol itikempfehlung ist, daß ein stabiler und tatsächlicher 
Wohlfahrtsgewinn durch den Außenhandel nur erreicht werden kann,  
wenn die Offnung der nationalen Volkswirtschaften von einer entspre­
chenden Umverteilungspolitik begleitet wird . So dies nicht der Fall ist, be­
deutet Freihandel nur mehr für Teile der Bevölkerung einen Gewinn.  Für 
den anderen Teil der Gesellschaft ist es unter d iesen Umständen sinnvoll 
Protektionismus zu befürworten.  Die Forderung nach Umverteilung resul­
tiert also nicht aus Nächstenliebe, sondern stellt einen notwendigen Be­
standteil für das Erreichen einer politisch stabilen und pareto-besseren Si­
tuation unter Freihandel dar. So man die Gewinne aus dem Freihandel 
lukrieren wi l l ,  ist es notwendig, auch den Benachteiligten ihren fairen An­
teil zu geben oder, mit anderen Worten,  den Sozialstaat auszubauen. 

Anmerkungen 

( 1 )  Eine erste Gliederung der Debatte findet sich im Editorial von Wirtschaft und Gesell-
schaft 1 /97. 

(2) Dies ist übl icherweise eine Folge der fixen Ausstattung mit spezifischen Faktoren. 
(3) Dies ist eine notwendige Folge von fallenden Skalenerträgen. 
(4) Detail l ierte Darstellungen finden sich in Gordon (1 984), Krugman Obstfeld ( 1 991 ) 

sowie in den meisten Lehrbüchern zur Außenhandelstheorie. 
(5) Eine Behandlung von höher dimensionalen Problemen der Handelstheorie findet man 

in Ethier(1 984). 
(6) Siehe u.a Wood (1 994). 
(7) Diese Annahme wird getroffen,  da bei Annahme unterschiedlicher Technologien je­

des Außenhandelsgleichgewicht erzeugbar ist. Vgl. R. Robinson zit. in Minhas (1 962) 
s 1 40. 

(8) Eine empfehlenswerte, kritische Beleuchtung des FPE-Theorems als Aussage über 
reale Vorgänge findet sich in Bhagwati (1 994). 

(9) Für eine detailliertere Behandlung siehe u .a. Dixit (1 982). 
( 1 0) Für Details siehe Jones ( 1 984). 
( 1 1 )  Ökonomen tendieren dazu die Realität als paradox zu bezeichnen wenn sie sich 

nicht entsprechend der Theorie verhält. 
( 1 2) Die Problematik des ursprünglichen Modells dürfte nicht zuletzt mit der unbefriedi­

genden Modeliierung von Kapital in der Neoklassik zusammenhängen welche bereits 
in den Siebzigern Gegenstand der Garnbridge Debatte war. 

( 13 )  Ein Überblick über die Problematik findet sich in Helpmann (1 984). 
( 14) Zit. in Helpmann-Krugman (1 985) 51ff. 
( 1 5) Insbesonders der Fall der Konzentration wird bei der Behandlung von Krugman­

Venbles (1 995) noch einmal kritisch betrachtet. 
( 16) Unter Transportkosten fallen alle Unterschiede zwischen dem Preis eines Gutes im 

Exportland, und jenem im lmportland, also auch Zölle und dergl.. 
( 1 7) Übersetzung durch den Verfasser. 
( 1 8) Übersetzung durch den Verfasser. 
( 1 9) Die UNGAT schätzt das etwas mehr als 1 /3 des Welthandels innerhalb von multina­

tionalen Konzernen stattfindet. 
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(20) Die relative Angebotskurve gibt an welche Exporte die Entwicklungsländer anbieten 
gegeben ihre Importe, eine detailliertere Darstellung findet sich in Krugman Obstfeld 
( 1 991 ) .  

(2 1 )  Wobei offenerer ebenfalls problematisch ist, da eine Tendenz zum Faktorpreisaus­
gleich bei teilweiser Öffnung zwar von vielen vermutet wird, jedoch theoretisch nicht 
gezeigt werden kann (Deardorff Hakura 1 994) S78. 

{22) Es findet das M ichigan Model l  Verwendung ein CGE- (Computable General 
Equilibrium) Modell des Welthandels, welches an der Universität von Michigan er­
stellt wurde und durch die Aufnahme der Österreichischen Input-Output Daten nun­
mehr auch für Österreich berechnet werden kann. 

(23) 1 995 waren insgesamt 420.301 Personen aus Nicht-Saisonberufen von Arbeitslosig­
keit betroffen. Das entspricht ca 1 3% der Beschäftigten. Wenn nur ein Viertel dieser 
Personen die Branche wechselt, werden die obersten Schätzungen von 2,6 % bereits 
übertroffen.  

(24) Ein Vergleich des Beschäftigtenstandes 1 975 mit 1 993 zeigt, daß in der Möbel­
produktion und in der Schuhproduktion die Vorhersagen nicht mit der Entwicklung im 
Vergleich zu den Industriebeschäftigten übereinstimmen wohl aber in den anderen. 

(25) Die Zuordnung der lmportdaten, welche nach Waren klassifiziert sind, zu den Industrie­
zweistellern erfolgte über eine eigene, nicht veröffentlichte Zuordnungsregel von SITC 
Dreistellern zu ISIC Zweistellern. 
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Besc�g�llschaften 
in der Steiennark 

Ein Instrument der Arbeitsmarkt-, 
Besc� und Regionalpolitik* 

Franz Heschl, Hans Peter Stüger 

* Dieser Aufsatz enthält die wesentl ichen Ergebnisse einer umfangrei­
cheren Studie zu den steirischen Beschäftigungsgesellschaften (1 ). Ge­
nauere Ausführungen zu den methodischen Grundlagen d ieser Arbeit, 
zur Einbettung dieses Instrumentes in den Rahmen der aktiven Arbeits­
marktpol itik sowie zu dessen zukünftigen Entwicklungschancen finden 
sich in d ieser Studie. 

1. Einleitung 

Die fundamentalen wirtschaftl ichen Umbrüche der achtziger und 
neunziger Jahre haben auch in Österreich eine tiefgreifende Änderung 
der Arbeitsmarktsituation mit sich gebracht. Noch in den siebziger Jahren 
hatte es den Anschein ,  als könne sich Österreich der internationalen 
Arbeitsmarktentwicklung durch eine geschickte Kombination von spezifi­
schen Politikinstrumenten entziehen. Danach hat aber der zunehmende 
Wettbewerbs- und Rationalisierungsdruck auch den heimischen Arbeits­
markt nachhaltig beeinflußt. Waren in den siebziger Jahren im Jahres­
durchschnitt nie mehr als 60.000 Personen arbeitslos, stieg d ie Anzahl der 
im Jahresdurchschnitt Arbeitslosen in den achtziger Jahren schon auf 
1 65.000 an, um 1 996 den Rekordwert von knapp über 230.000 zu errei­
chen. Die tatsächliche Betroffenheit von Arbeitslosi9.keit l iegt noch weit 
über diesen Durchschnittswerten .  Jährlich sind in Osterreich mehr als 
700.000 Personen direkt von Arbeitslosigkeit betroffen ,  im sozialen Zu­
sammenhang über Famil ien , Lebensgemeinschaften oder das soziale 
Umfeld sind es noch wesentl ich mehr (2). 

Diese anhaltend hohe Arbeitslosigkeit verteilt sich auf verschiedene 
Gruppen von Arbeitnehmerinnen keinesfalls gleichmäßig . Für bestimmte 
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Personen stehen überhaupt keine Arbeitsplätze zur Verfügung, oder sie 
können vom bestehenden Arbeitsplatzangebot keinen bzw. kaum Ge­
brauch machen. Die Ursachen dafür können in so unterschiedlichen Grün­
den wie zu geringen Kenntnissen über die tatsächl ich vorhandenen 
Arbeitsgelegenheiten,  unklaren Vorstel lungen über die eigenen 
Arbeitsplatzwünsche, psychosozialen oder körperl ichen Behinderungen 
und Defekten, fehlenden Qualifikationen oder bestehenden Betreuungs­
pfl ichten l iegen (3). ln den aktuellen Statistiken des Arbeitsmarktservice 
sind derzeit ca. 70.000 arbeitslose Personen als "schwer vermittelbar" 
ausgewiesen .  

Unter diesen Bedingungen wird ein nicht unerheblicher Tei l  des Arbeits­
kräfteangebotes zu Langzeitarbeitslosen, ein anderer Tei l  wiederum schei­
det als Sozialhi lfeempfängerinnen oder ohne jegl iches Erwerbs- oder 
Transfereinkommen ebenfalls dauerhaft aus dem Erwerbsleben aus. So 
ist trotz aller einschlägigen Maßnahmen die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
in Österreich schon auf über 1 00 .000 angewachsen, ca. 45.000 Perso­
nen beziehen Leistungen aus der Sozialhilfe. 

Langzeitarbeitslosigkeit verfestigt sich jedoch n icht nur bei verschiede­
nen Personengruppen im ungleichen Ausmaß, sie hat auch eine unüber­
sehbare regionale Komponente. Spezifische regionale Faktoren verstär­
ken (oder entschärfen) den einschlägigen Problemdruck. Dazu kommt, 
daß Arbeitslose, Langzeitarbeitslose und Sozialhi lfeempfängerinnen nicht 
nur Zählkategorien in einschlägigen Arbeitsmarktstatistiken sind, sondern 
in erster Linie in konkreten gesellschaftl ichen und sozialen, aber auch 
regionalen und kommunalen Zusammenhängen lebende Menschen. Die 
Konsequenzen, welche ökonomische Prozesse wie Globalisierung oder 
International isierung für den Arbeitsmarkt haben können, werden damit 
in erster Linie - "vor Ort" - auf lokaler Ebene sieht- und spürbar. 

Dies gi lt jedoch nicht nur für die arbeitsmarktbezogenen Konsequen­
zen , auch andere Folgen von marktgesteuerten Wachstumsprozessen 
manifestieren sich auf der konkreten lokalen Ebene. Das Wachstum des 
Dienstleistungsangebotes im sozialen Bereich liegt weit hinter dem tat­
sächl ichen Bedarf; Kinder, Kranke, Alte, Behinderte usw. finden keine 
adäquate Betreuung; verseuchte Böden, überfüllte Deponien und über­
höhte Luftschadstoffkonzentrationen sind unübersehbarer Ausdruck der 
verschärften ökologischen Problematik; Kommunen und regionale Ver­
bände scheitern an einer effizienten Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf­
grund budgetärer Restriktionen (4 ) .  

Die Überschneidung d ieses Problemdrucks mit den angesprochenen 
Arbeitsmarktproblemen gerade auf der lokalen Ebene hat jedoch auch 
den Blick für potentielle Lösungsmöglichkeiten eben auf d ieser Ebene 
geschärft. Im lokalen Kontext lebende Iangzeitarbeitsiose Menschen ei­
nerseits, unerfü llte und in großer Anzahl vorhandene Bedürfnisse bzw. 
offensichtliche Defizite im sozialen , ökologischen und kommunalen Be­
reich andererseits legen den Versuch nahe, beide Problemstränge mitein­
ander zu verknüpfen. Da die Märkte offensichtl ich n icht in der Lage sind, 
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diese Verknüpfung effizient zu gewährleisten,  waren und sind die pol iti­
schen Handlungsträger stark gefordert. Europaweit wird in diesem Zusam­
menhang nach taugl ichen Strategien gesucht, verschiedene einschlägige 
Modelle sind derzeit in Erprobung. 

ln  der Steiermark wurden in Zusammenarbeit von arbeitsmarkt- , regio­
nal- und kommunalpolitischen Entscheidungsträgern gemeinnützige 
Beschäftigungsgesellschaften (BGen) install iert, welche neben anderen 
Zielsetzungen auch die Auflösung des angedeuteten Widerspruches an­
streben . Diese BGen (5) sind Gegenstand der folgenden Überlegungen . 
Keinesfalls geht es dabei um eine Evaluierung des Konzeptes der ge­
meinnützigen BGen im Sinne einer umfassenden Kosten-Nutzen-Analy­
se. Eine derart systematische Evaluierung ist angesichts der kurzen Lauf­
zeit der einschlägigen Projekte weder möglich noch sinnvoll .  Unternom­
men wird im Rahmen der vorl iegenden Arbeit vielmehr der Versuch, eini­
ge wesentliche Aspekte der arbeitsmarkt- und sozialpolitischen ,  aber vor 
allem auch der regionalpol itischen Relevanz dieser Projekte herauszuar­
beiten.  

Die empirische Grundlage dieser Arbeit bilden Interviews, welche mit 
einschlägigen Expertinnen anhand von halbstandardisierten Fragebögen 
geführt wurden. Unter den Expertinnen befanden sich Entscheidungs­
trägerlnnen der steirischen Arbeitsmarktpolitik, Vertreter von Kommunen 
und Regionalentwicklungsverbänden mit Projekterfahrung , Geschäfts­
führerlnnen von BGen,  Mitarbeiterinnen von Beratungseinrichtungen,  
welche d ie Projektbetreiber beim Aufbau der Projekte unterstützt haben, 
sowie Vertreter von Wirtschaftskammer und Gewerkschaftsbund. 

2. Die neue Rolle lokaler und regionaler 

Beschäftigungsinitiativen in der Europäischen Union 

Die einleitend skizzierte Situation auf den europäischen Arbeitsmärkten ,  
insbesondere d ie  anhaltend hohe, sich in spezifischen Personengruppen 
verfestigende und mit traditionellen Instrumenten der Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik nur bedingt bekämpfbare Arbeitslosigkeit, hat 
europaweit die Suche nach neuen Strategien der Arbeitsplatzbeschaffung 
beschleunigt. Innerhalb der Europäischen Union führten diese Aktivitäten 
im Dezember 1 993 zur Veröffentl ichung des Weißbuches über "Wachs­
tum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung" (6). ln diesem Dokument wird 
seitens der Europäischen Kommission neben einer Reihe traditioneller 
I nstrumente zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ( I nfrastruktur­
maßnahmen , Flexibi l isierungsstrategien , Bildungsinvestitionen) auch die 
Suche nach "Antworten auf neue Bedürfnisse" empfohlen. Festzuhalten 
ist in diesem Zusammenhang , daß es sich dabei nicht um völ l ig neue bzw. 
bislang in Europa unbekannte Aktivitäten handelt, sondern daß damit ver­
einzelte einschlägige In itiativen in den Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union erstmals in einen breiten, europaweiten beschäftigungspolitischen 
Kontext gestellt wurden. 
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Die Kommission verweist in d iesem Weißbuch auf zahlreiche neuent­
standene gesellschaftliche Bedürfnisse, "die sich aus der Entwicklung des 
Lebenssti ls, der Veränderung der Familienstruktur und der famil iären Be­
ziehungen , der Zunahme der Berufstätigkeit der Frauen, den neuen Er­
wartungen der alten und sehr alten Menschen ergeben" (7) haben und die 
bislang nicht entsprechend befriedigt werden konnten. l n  der Folge wer­
den die Gründe für das offensichtliche Versagen des Marktes in  d iesen 
Bereichen analysiert und wird die Schaffung einer neuen "Sozial­
wirtschaft" propagiert, welche in einem "Kontinuum von Möglichkeiten zwi­
schen einem vollständig durch staatliche Subventionen geschützten und 
einem vollständig dem Wettbewerb ausgesetzten Angebot" (8) liegen soll­
te. Als Beispiele für d iese neuen Beschäftigungsmöglichkeiten werden 
dann Nachbarschaftsdienste, der audiovisuelle Bereich, der Freizeit- und 
Kulturbereich, die Verbesserung der Lebensqualität inklusive der Renovie­
rung von Stadtvierteln und der Verbesserung des Nahverkehrs sowie der 
Umweltschutz angeführt. 

Die Tagung des Europäischen Rates in Essen im Dezember 1 994 stand 
vollständig im Zeichen der sich verschlechternden Beschäftigungslage in 
Europa. Fünf einschlägige Aktionsbereiche wurden festgelegt. Im Rah­
men des Schwerpunktbereichs "Steigerung der Beschäftigungsintensität 
des Wachstums" wird vom Europäischen Rat wiederum auf die besonde­
re Rolle von Beschäftigungsmöglichkeiten in neuen (Dienst-leistungs-)Be­
reichen h ingewiesen. Erstmals stark herausgestrichen wird in diesem Zu­
sammenhang die zentrale Bedeutung von regionalen und lokalen 
Beschäftigungsinitiativen bei der organisatorischen Umsetzung dieser 
neuen Beschäftigungsstrategie: "Durch die Nutzung der sogenannten 
neuen Beschäftigungsmöglichkeiten (soziale Dienste, Umwelt usw.) kann 
ebenfalls zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, vor allem durch lokale 
Entwicklungs- und Beschäftigungsinitiativen, beigetragen werden . . .  Ganz 
allgemein soll dadurch auch die Fähigkeit lokaler Akteure gefördert wer­
den, Aktionen zur Deckung gegenwärtig nicht befriedigter individueller und 
kollektiver Bedürfnisse durchzuführen, durch die Verdienstmöglichkeiten 
und gleichzeitig Arbeitsplätze geschaffen werden" (9). 

Daneben fordert der Europäische Rat von Essen die Mitgl iedsstaaten 
auf, diese Empfehlungen in ihren einzelstaatlichen Politiken in einem 
Mehrjahresprogramm zur Beschäftigungsförderung unter Berücksichti­
gung der jewei ligen Besonderheiten ihrer wirtschaftl ichen und sozialen 
Lage umzusetzen. Damit wird der Bal l unter den auf europäischer Ebene 
gegebenen Kompetenzstrukturen hinsichtlich der konkreten Maßnahmen 
an die Mitgl iedsstaaten zurückgespielt, im wissenschaftl ich-analytischen 
Bereich setzt die Europäische Kommission jedoch weitere Aktivitäten. 

Wichtigstes Ergebnis d ieser Aktivitäten ist das im März 1 995 erschiene­
ne Kommissionsdokument über die Bedeutung lokaler In itiativen zur wirt­
schaftlichen Entwicklung und Beschäftigung ( 1 0) .  Darin wird der schon 
angesprochene Leitgedanke, daß "in den europäischen Volkswirtschaften 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit bislang un-
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befriedigten Bedürfnissen in den Dienstleistungsbereichen noch nicht er­
schlossen sind" ( 1 1  ), systematisch aufgearbeitet und weiterentwickelt. 
Wiederum wird die besondere Bedeutung lokaler Beschäftigungsin itia­
tiven in d iesem Zusammenhang unterstrichen. " Im Hinblick auf die Schaf­
fung von Arbeitsplätzen erweisen sich die lokalen Initiativen als am besten 
geeignet, der jeder Kultur und jeder sozioökonomischen Beschaffenheit 
eigenen Vielschichtigkeit Rechnung zu tragen und damit die sich wandeln­
den Bedürfnisse der Europäer angemessen zu befriedigen" ( 1 2) .  

Die wesentlichen Ergebnisse bzw. politischen Schlußfolgerungen die­
ser inhaltlich äußerst aufschlußreichen Arbeit wurden im Juni 1 995 den 
Mitgliedsstaaten und den übrigen EU-Institutionen von der Europäischen 
Kommission in Form einer "Mitteilung der Kommission . . .  " ( 1 3) zur Verfü­
gung gestel lt. Auch in den folgenden Tagungen des Europäischen Rates 
wurde d ie  Frage der Entwicklung lokaler Beschäft igungsin itiativen 
thematisiert ( 14 ) .  

3. Internationale Erfahrungen und Vorbilder -

Beschäftigungsgesellschaften in der Bundesrepublik 

Deutschland 

Viele der angesprochenen Ursachen für das Ansteigen der Arbeitslosig­
keit haben europaweit schon zu einem früheren Zeitpunkt eine höhere 
arbeitsmarktpolitische Problemdichte als in Österreich erzeugt. Deshalb 
hat man in anderen europäischen Ländern auch schon entsprechend frü­
her nach innovativen Ansätzen zur Minderung dieses Problemdrucks ge­
sucht. l n  der Bundesrepublik Deutschland wurde in d iesem Zusammen­
hang schon Ende der siebziger Jahre und vor allem dann Anfang der 
achtziger Jahre das arbeitsmarktpol itische Instrument "Beschäftigungs­
gesellschaft" entwickelt. 

Gegenwärtig kann man in der Bundesrepublik drei Arten von 
Beschäftigungsgesellschaften analytisch unterscheiden ( 1 5), welche ei­
nerseits verschiedenen Zielsetzungen dienen und andererseits auch aus 
unterschiedl ichen Motiven entstanden sind bzw. entwickelt wurden . Gene­
rell verfolgen alle drei Arten von BGen das Zie l ,  die vorhandenen 
angebots- und nachfrageseitigen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik in 
einem Instrument effizienzsteigernd zu verknüpfen, um damit dem in der 
Ein leitung angesprochenen Umstand hoher Arbeitslosigkeit einerseits und 
unbefriedigter Bedürfnisse andererseits beizukommen: "Nachfrageseitig 
sol len die aus privatwirtschaftl iehen und gesellschaftlichen Bedarfsfeldern 
hergeleiteten Aufgaben wie Strukturwandei/Diversifikation , Verbesserung 
der Infrastruktur, Erschl ießung gemeinnütziger Beschäftigungsfelder, Ver­
besserung der Lebensbedingungen und der Umwelt usw. zu mögl ichst 
umfassenden, direkten und indirekten Beschäftigungseffekten führen -
angebotsseitig soll durch Qual ifizierung eine Verbesserung des 
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Arbeitskräftepotentials und eine erleichterte Integration von Arbeitslosen 
erreicht werden" ( 1 6) .  

Zu diesem Zweck wurden in der Bundesrepublik Deutschland - von den 
Institutionen der Arbeitsmarktpolitik - organisatorisch unabhängige, recht­
l ich selbständige Unternehmen (Gesellschaften) gegründet. Je nach re­
gionaler Verflochtenheit, Gesellschafterstruktur oder allgemeiner Zielset­
zung handelt es sich dabei um sozia le, betriebl iche oder kommunale 
Beschäftigungsgesellschaften ( 1 7) .  Wesentliche Vorbildfunktion bei der 
Gründung der steirischen BGen hatten die kommunalen BGen in der 
Bundesrepublik Deutschland ( 1 8). Träger dieser Gesel lschaften sind in 
erster Linie die Kommunen , daneben aber auch Wohlfahrtsverbände, 
Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften oder Kirchen . Die Zielsetzung l iegt 
darin,  über temporäre Beschäftigung in der BG die Reintegration in den 
ersten Arbeitsmarkt zu ermöglichen bzw. zu erleichtern. Die Tätigkeits­
felder sind überwiegend im öffentlichen I nteresse bzw. im Interesse der 
d ie Gesellschaft tragenden Kommune(n).  Dazu gehören beispielsweise 
Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes, Aktivitäten im Be­
reich des Naturschutzes, soziale Dienste, die Renovierung öffentlicher 
Gebäude usw. ( 1 9). 

Trägerstruktur und Zielsetzung geben einen wichtigen Hinweis auf die 
Entstehungszusammenhänge kommunaler BGen: "Ausgangspunkt für 
die Gründung kommunaler Gesellschaften waren die erheblich gestiege­
nen Sozialhi lfelasten in den 80er Jahren aufgrund der Verfestigung der 
Arbeitslosigkeit und durch die Einschränkungen im Leistungsrecht des 
AFG. Während sich die Anzahl der Haushalte mit Sozialhi lfeempfängern 
im Zeitraum von 1 980 - 1 989 verdoppelte, wuchs der Antei l  der Haushal­
te , bei denen der Bezug von Sozialhi lfe primär durch Arbeitslosigkeit ver­
ursacht wurde, um das Vierfache auf rund 33% im Jahr 1 989. 'Durch die 
Zunahme und Verfestigung von Dauerarbeitslosigkeit . . .  band eine wach­
sende Zahl von Sozialhi lfeempfängerinnen Großteile der kommunalen 
Haushalte' . Die erwerbsfähigen Sozialhi lfeempfänger waren in der Regel 
nicht förderungsberechtigt für aktive Maßnahmen nach dem AFG wegen 
verlorengegangener Leistungsansprüche aus der Arbeitslosenversiche­
rung" (20). 

Im Rahmen der Tätigkeit in der BG werden Versicherungszeiten für die 
Arbeitslosenversicherung erworben. Gelingt danach die Einbindung in den 
ersten Arbeitsmarkt, ist die Kommune als Sozialh i lfegeberin entlastet. 
Gelingt sie nicht, können die ehemaligen Sozialhi lfeempfängerinnen je­
doch auf die erworbenen Ansprüche aus der Arbeitslosenversicherung 
zurückgreifen. Auch in diesem Falle hat sich die Kommune ihrer Sozialhi lfe­
verpflichtungen entledigt. Die kommunalen BGen sind also in erster Linie 
als ein Instrument des "kommunalen Managements von Sozialh i lfean­
sprüchen" entstanden - und haben daneben eben den positiven Effekt 
der Erled igung bestimmter im Gemeindeinteresse liegender Aufgaben. 

Als erste auch rechtl ich von den Gemeindeverwaltungsstrukturen un­
abhängige BG wurde in der Bundesrepublik vor dem skizzierten Hinter-
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grund im Jahre 1 983 die "Hamburger Arbeit Beschäftigungsgesellschaft 
mbH" gegründet. Anlaß für d ie Errichtung war eine umfangreiche Struk­
tur- und Beschäftigungskrise in Harnburg zu Beginn der achtziger Jahre, 
welche zu erheblichen Problemen bei der F inanzierung der Sozialhi lfe 
führte . Aufbauend auf d iesen Erfahrungen entstanden in den späten 
achtziger Jahren in vielen größeren Städten und Gemeinden kommunale 
BGen . 1 989 waren in der BRD bereits mehr als 4 .200 Sozialhi lfeemp­
fängerinnen in diesen BGen tätig ,  1 990 waren 1 40 BGen nachweisbar 
(2 1 ) .  Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung und der damit verbunde­
nen immensen Problemen auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt ist das ar­
beitsmarktpolitische Instrument "Beschäftigungsgesellschaft" sowohl quan­
titativ als auch qual itativ stark ausgeweitet worden. So haben sich bei­
spielsweise aus einer Kombination von Elementen betrieblicher und kom­
munaler bzw. regionaler BGen Strukturentwicklungsgesellschaften gebil­
det. 

1 995 konnten allein in Westdeutschland etwa 3.000 soziale und kom­
munale BGen "rund 50.000 Personen in einem Vollzeit- oder Teilzeitarbeits­
verhältnis oder in  Honorarbeziehungen/Werkverträgen beschäftigen 
(ohne Berücksichtigung der Stammkräfte).  Darunter sind etwa 20 - 30 
größere Gesellschaften in kommunaler Trägerschaft mit bis zu 1 .500 be­
treuten Personen je Gesellschaft" (22). ln Ostdeutschland wurden stär­
ker betriebliche BGen und Strukturentwicklungsgesellschaften forciert, 
welche schwerpunktmäßig im Bildungs- und Qualifizierungsbereich tätig 
sind: 1 992 waren dabei ca . 1 30 .000 Personen in 333 BGen gemeldet 
(23). 

Diese wenigen Zahlen i l lustrieren die gegenwärtige Bedeutung von 
BGen im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik der Bundesrepublik recht 
deutl ich , die schon angesprochene Vorbildwirkung dieser Modelle - auch 
auf die steirischen Bestrebungen - ist wohl auch aus d ieser beeindruk­
kenden quantitativen Dimension ableitbar. Eben wegen dieses Vorbild­
charakters sollen im vorliegenden einige ausgewählte deutsche Beispie­
le etwas näher skizziert werden. 

3.1 Hamburger Arbeit Beschäftigungsgesellschaft mbH (HAB) 

Die HAB wurde, wie schon erwähnt, 1 983 gegründet (24).  Alleiniger 
Gesel lschafter ist die Freie und Hansestadt Hamburg .  Sie beschäftigte 
1 994 im Jahresdurchschnitt etwa 1 .200 ehemalige Sozialhi lfeemp­
fängerinnen und ca. 200 ausgebi ldete Mitarbeiterinnen aus dem Stamm­
personal .  "Die HAB bietet in einer ganzen Reihe von Arbeitsfeldern Be­
schäftigung und teilweise auch Ausbildungsmöglichkeiten mit folgenden 
Beschäftigtenanteilen an: Metallverarbeitung ( 1 8%), Betriebstechnik (2%), 
Bauabteilung (2%),  Malerei/Raumausstattung (6%), Tischlerei (7%), Nä­
herei (27%), Gärtnerei und Naturschutz (5%), Elektrohandwerk/Kühl-
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geräterecycling (4%), Küchen-/Kantinenbetrieb (4%),  Bürotätigkeiten 
(6% ), Kraftfahrwesen/pflege/Lager/Haus und Hof ( 1 8%) und EDV /Textver­
arbeitung (2%)" (25).  

Die HAB hat ihren klaren Tätigkeitsschwerpunkt im gewerblichen Be­
reich. Sie betätigt sich dabei in umfangreichem Ausmaß als Zulieferar für 
die gewerbliche Wirtschaft. Auftraggeber sind vorwiegend Unternehmen 
und Privatpersonen , in spezifischen Fällen - z.B. der Sanierung von Woh­
nungen - der Hamburger Senat. Dadurch werden ca. 1 5 - 20% des Gesamt­
budgets als Einnahmen aus der erwerbswirtschaftl ichen Tätigkeit erbracht. 
Den übrigen Anteil (ca. DM 80 Mio./Jahr) bringt zum größten Teil d ie Stadt 
Harnburg auf, Bundesmittel spielen keine nennenswerte Rolle. Die Ein­
bindung in kommunale bzw. kommunalwirtschaftliche Aufgaben ist jedoch 
eher gering, nur 1 0 - 1 5% des Umsatzes werden aufgrund von Aufträgen 
der Stadt Harnburg erwirtschaftet. 

Gerade in diesen Aspekten liegt eine der Besonderheiten der HAB. Es 
besteht eine bemerkenswerte Form der Kooperation mit den lokalen Hand­
werksbetrieben, welche "in Form einer distanzierten Tolerierung" die Akti­
vitäten der HAB verfolgen . "Diese Zurückhaltung liegt einerseits daran, 
daß trotz der Größe der HAB der Geschäftsumfang der Aktivitäten im 
Vergleich zu den Kapazitäten des Handwerks nicht relevant ist, und an­
dererseits an der häufig nicht konkurrenzfähigen Qualifikation der (früher 
arbeitslosen) HAB-Mitarbeiter im Vergleich zu festangestelltem, ausge­
bildetem Personal in den Handwerksbetrieben" (26). 

3.2 Hamburg-West Beschäftigungsgesellschaft mbH (HWB) 

Die HWB wurde im Jahre 1 988 aus der HAB ausgegl iedert (27). Sie 
umfaßt derzeit etwa 600 Beschäftigte und wird ebenfalls von der Stadt 
Harnburg gesellschaftsrechtlich getragen und finanziert. Auch hinsichtlich 
vieler anderer Merkmale unterscheidet sie sich kaum von der HAB: Sie hat 
den Schwerpunkt ihres Tätigkeitsfeldes gleichfalls im gewerblichen 
Bereich (Betrieb einer Malerei ,  einer Schlosserei und einer Schweißerei ,  
Aktivitäten im Recycl ing- und im Elektrobereich) ,  hat als Auftraggeber 
auch vorwiegend Unternehmen und Privatpersonen und erwirtschaftet 
etwa den gleichen Umsatzanteil ( 1 0 - 1 5%) aus Aufträgen der Stadt Harn­
burg .  

Im wesentl ichen unterscheidet sich d ie HWB von der HAB jedoch durch 
eine stärkere Konzentration auf arbeitslose Personen mit spezifischen 
arbeitsmarktrelevanten Defiziten. So beschäftigt sie einen hohen Anteil 
von Ausländern ohne anerkannte Ausbildungen und mit Sprachproblemen, 
aber auch stärker als die HAB Arbeitslose mit psychischen Problemen. 
Daraus ergibt sich auch ein im Vergleich zur HAB erhöhter Bedarf an 
sozialpädagogischer Betreuung und einem entsprechenden Qualifizie­
rungsangebot, welches durch Angebote aus dem präventiven Gesund­
heitsbareich ergänzt wird. 
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3.3 NORIS Arbeit GmbH (NOA) 

Die NOA wurde 1 991  als gemeinnützige BG von der Stadt Nürnberg 
gegründet (28).  Die Stadt ist auch alleiniger Gesellschafter dieser BG. Im 
Jahresdurchschnitt der letzten Jahre beschäftigte sie zwischen 700 und 
1 .000 Personen. Im Unterschied zu den beiden Hamburger Modellen l iegt 
der Schwerpunkt der Tätigkeit der NOA stärker im Bildungs- und 
Qual ifizierungsbereich . Es werden Werkstätten im Bereich der Holz- und 
Metallbearbeitung unterhalten,  daneben bestehen Aktivitätsfelder im 
Recyclingbereich und eine Jugendwerkstatt Die Finanzierung erfolgt weit­
gehend über Bundesmittel im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpol itik, der 
Eigenerwirtschaftungsanteil l iegt wesentl ich unter dem der Hamburger 
Gesellschaften, auch der Beitrag des Trägers, der Stadt Nürnberg (nur ca. 
20% des Jahresbudgets der BG). 

Beschäftigt sind bei der NOA - ähnlich wie bei der HWB - spezifische 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes, in erster Linie Iangzeitarbeitsiose 
Jugendliche und Iangzeitarbeitsiose Aussiedler. Aus dieser Konstellation 
ergibt sich eine spezifische Besonderheit der NOA: 

"Als Besonderheit ist hier die klare Ausrichtung auf die Problemgruppen 
des Arbeitsmarktes zu notieren, die begleitet wird von einer intensiven so­
zialpädagogischen Betreuung. Dazu gehen die Kontakte der Meister und 
Sozialpädagogen bis h in zu den Ausbildungsbetrieben und in die Famil i­
en hinein. Die NOA sieht sich in diesem Kontext als integraler Bestandteil 
der kommunalen Sozialpol itik" (29) .  

3.4 Dorstener Arbeit GmbH (DA) 

Von den bislang angesprochenen Modellen unterscheidet sich die ge­
meinnützige Dorstener Arbeit GmbH in mehreren Punkten {30). H insicht­
lich ihrer Größenordnung ist die DA eher für eine "Kleinstadt" konzipiert, 
1 995 haben durchschnittlich 21 Arbeitnehmerinnen (ohne Stammperso­
nal) bei ihr Beschäftigung gefunden, derzeit liegt der Beschäftigtenstand 
inklusive Stammpersonal zwischen 60 und 70 Personen . Die Trägerstruktur 
ist breiter, neben der Stadt Dorsten zählen auch der "KAB Diözesan­
verband" und der Verein "Aktion Solidarität" zu den Gesellschaftern. 

Der wesentl ichste Unterschied l iegt jedoch im Tätigkeitsfeld. Während 
sowohl die Hamburger Gesellschaften als auch die NOA in traditionellen 
gewerblichen Bereichen aktiv sind - und damit mehr oder weniger in einer 
Konkurrenzbeziehung zu den bestehenden Unternehmen dieses Sektors 
stehen -, hat die DA bewußt versucht, neue Arbeitsfelder zu erschließen. 
So betreibt sie beispielsweise eine Holzwerkstatt, die Nisthi lfen für ver­
schiedene Vogelarten, Spielzeug aus Holz für alle Altersgruppen, Beschil­
derungen für Wald und Forst und Kompostkisten verschiedenster Größe 
erzeugt, alte Möbel renoviert und Spezialanfertigungen herstellt. Im Rah­
men eines Aktivitätsfeldes "Garten- und Landschaftsbau" werden forstli­
che Kulturpflegearbeiten durchgeführt und wird Unterstützung bei der 
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Umgestaltung von Außenanlagen z .B .  für Kindergärten oder Schulen 
geboten. Ein eigener Wäscheservice d ient dem Abholen, Reinigen, Aus­
bessern und Anl iefern der Wäsche von öffentlichen Einrichtungen. Ein 
Spieleverleih erzeugt und verleiht Spiele für verschiedene Feste. Ein 
Aktivitätsbereich "Transparente" berät Interessierte und stellt Spruchbän­
der und andere Werbeträger her. 

3.5 Einige Besonderheiten anderer nordrhein-westfälischer 

Beschäftigungsgesellschaften 

Schon die wenigen bislang vorgestellten Beispiele haben die vielfältigen 
Gestaltungsmöglichkeiten kommunaler BGen hinsichtlich Gesellschafter­
struktur, Finanzierungsmodalitäten, Tätigkeitsfelder usw. gezeigt. Im Fol­
genden sollen noch einige wenige spezifische Aspekte anderer BGen er­
wähnt werden. Sie zeigen , daß diese breite Palette von Gestaltungs­
optionen auch spezifische regionale oder kommunale Besonderheiten 
zuläßt (31 ). 

So hat beispielsweise die "GAFÖG Arbeitsförderungsgesellschaft 
GmbH" in Gelsenkirchen eine bemerkenswerte Gesellschafterstruktur. 
50% der Gesellschaftsanteile werden von der Stadt Gelsenkirchen gehal­
ten ,  die restlichen Anteile entfallen auf neun Gelsenkirchener Betriebe zu 
gleichen Anteilen. Diese Betriebe leisten ihre Gesellschaftereinlage und 
tragen durch Aufträge ebenfalls zu den Einnahmen der GAFÖG bei ,  sie 
sind im Falle von Verlusten der GAFÖG jedoch n icht verlustausgleichs­
pflichtig. Potentielle Konfl ikte zwischen der BG und der lokalen Wirtschaft 
werden damit schon i m  Ansatz über d ie Gesel lschafterstruktur gemin­
dert. 

Die "GAB Kölner Gesellschaft für Arbeit und Beschäftigung mbH" setzt 
wiederum auf hohe erwerbswirtschaftliche Orientierung. Durch ihre strik­
te Konzentration auf traditionelle Gewerbebereiche und den bewußten 
völligen Verzicht auf sozialpädagogische Betreuung werden bei ca. 300 
Gesamtbeschäftigten 45% des Jahresbudgets auf dem Markt erzielt. 

Die "FRIEDA GmbH" in der Stadt Oberhausen konzentriert sich bei ei­
ner sehr breiten Gesellschafterstruktur - neben der Stadt Oberhausen 
finden sich zehn weitere Gesellschafter, darunter auch der Deutsche 
Gewerkschaftsbund - ausschl ießlich auf eine spezifische Zielgruppe: Frau­
en mit und ohne Berufsausbildung und Berufsrückkehrerinnen. 

Die Ausführungen d ieses Abschnittes sollen zeigen, wie weit das 
arbeitsmarktpolitische Konzept der BGen außerhalb Österreichs schon 
entwickelt wurde bzw. daß die Entwicklung von BGen in der Steiermark 
auch vor d iesem internationalen Hintergrund zu verstehen ist. Wenn sich 
auch die angesprochenen Beispiele ausschl ießlich auf d ie BRD bezogen 
haben - d ies vor allem aufgrund ihrer empirisch feststellbaren Vorbild­
wirkung für die steirischen Ansätze -, bleibt abschließend doch festzuhal­
ten,  daß BGen mittlerweile auch in vielen anderen Staaten Europas zu ei­
nem festen Bestandteil der aktiven Arbeitsmarktpolitik zählen. 
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4. Das Konzept der Beschäftigungsgesellschaft 

4.1 Institutionelle Rahmenbedingungen der 

Arbeitsmarktpolitik 

Die Entwicklung des Konzeptes der BGen in Österreich ist vor dem Hin­
tergrund längerfristiger Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt als auch in 
der Arbeitsmarktpolitik zu sehen. Anfang der neunziger Jahre wurden vom 
Sozialministerium in Zusammenarbeit von Arbeitsmarktverwaltung (AMV) 
und Österreichischer Studien- und Beratungsgesellschaft (ÖSB) erste 
Modelle entwickelt. Dabei orientierte man sich sehr stark an internationa­
len Vorbi ldern ,  v.a .  aus Deutschland. Bereits 1 992/93 wurden erste Kon­
zepte für Wien und Graz erarbeitet, deren Umsetzung aber letztlich an 
Finanzierungsfragen scheiterte . Hingegen kam es Mitte der neunziger 
Jahre in der von Arbeits losigkeit stark betroffenen Obersteiermark zur 
Gründung von BGen in Eisenerz ( 1 994 ), Liezen und Bruck (beide 1 996) 
sowie der ÖKO-Service GmbH in  Graz ( 1 994) .  Daß die Steiermark hier 
eine Vorreiterrolle übernommen hat, ist kein Zufall .  Sie ist in erster Linie in 
der verschärften Arbeitslosigkeitsproblematik dieses Bundeslandes und 
auch in der innovativen Tradition des steirischen Arbeitsmarktservice be­
gründet (32). 

Die wesentlichen Konzeptelemente des arbeitsmarktpolitischen I nstru­
mentes ''BG" sind vor dem Hintergrund zu sehen,  daß die Österreichische 
Arbeitsmarktpol itik in den neunziger Jahren doch eine deutliche politische 
und institutionelle Umgestaltung erfahren hat. Durch den Privati­
sierungsdruck und die damit verbundene Legitimationskrise der staatl i­
chen Arbeitsmarktverwaltung kam es zur Schaffung des Arbeitsmarkt­
service (AMS).  Die Umstrukturierung von AMV zum AMS als "Dienstlei­
stungsunternehmen des öffentl ichen Rechts mit eigener Rechts­
persönl ichkeit" (33) war keineswegs eine rein organisatorische Frage, son­
dern hatte wesentliche Folgewirkungen für die Gestaltung und Abwicklung 
von arbeitsmarktpolitischen Programmen . Als zentrale Aufgabe des AMS 
wurde gesetzlich fixiert, Vermittlung auf dem bzw. in den Arbeitsmarkt zu 
fördern und zu organisieren (34 ) .  Damit war auch klar festgelegt, daß das 
AMS nicht schwerpunktmäßig Beschäftigungspolitik im Sinne der Schaf­
fung von dauerhaften Arbeitsplätzen betreibt, sondern Arbeitsmarktpolitik: 
"Ziel des Arbeitsmarktservice ist, im Rahmen der Vollbeschäftigungspolitik 
der Bundesregierung . . .  auf ein mögl ichst vollständiges, wirtschaftlich 
sinnvolles und nachhaltiges Zusammenführen von Arbeitskräfteangebot 
und -nachfrage hinzuwirken und dadurch die Versorgung der Wirtschaft 
mit Arbeitskräften und die Beschäftigung aller Personen, die dem Österrei­
chischen Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, bestmögl ich zu sichern . . .  
Das Arbeitsmarktservice hat zur Erreichung dieses Zieles . . .  auf effiziente 
Weise die Vermittlung von geeigneten Arbeitskräften auf Arbeitsplätze 
herbeizuführen" (35). 
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Mit der Ausgl iederung verstärkte sich der Rationalisierungsdruck inner­
halb des AMS. Insbesondere bei arbeitsmarktpolitischen Projekten fanden 
betriebswirtschaftliche Kosten-Nutzen-Überlegungen immer mehr Raum. 
Durch d ie sozialpartnerschaftliehe Besetzung verschiedener Ent­
scheidungsgremien innerhalb des AMS (Landesdirektorium,  Regional­
beiräte) fließen die unterschiedlichen Positionen der Interessengruppen in 
den arbeitsmarktpolitischen Entscheidungsprozeß ein. Dies kann im Vor­
feld von neuen Projekten und Projektideen zu längeren Auseinanderset­
zungen führen. 

Eine erfolgreiche Vermittlungstätigkeit des AMS ist von den Aufnahme­
kapazitäten und Erfordernissen des Arbeitsmarktes abhängig. Seitens der 
Arbeitnehmerinnen kann eine ungehemmte Mobil ität weder vorausgesetzt 
werden, noch ist sie aus politischen und ökonomischen Überlegungen 
sinnvoll bzw. erwünscht (36). Daraus resultiert notwendigerweise eine 
Schwerpunktsetzung der Arbeitsmarktpolitik auf regionale Arbeitsmärkte 
und auf die regionalen Träger von Beschäftigungspolitik. Dies sind jene 
Gebietskörperschaften, denen auch regionalpolitisch eine besondere Be­
deutung zukommt, das Land und die Gemeinden . Das AMS ist somit be­
strebt, bei der Einrichtung neuer Instrumente der Arbeitsmarktpolitik Bünd­
nispartner zu finden; zum einen aus finanziellen Erwägungen , zum ande­
ren aber auch , um die angeführten Hauptträger der regionalen Beschäfti­
gungspol itik stärker als bisher in arbeitsmarktpol itische Maßnahmen ein­
zubinden . 

Soll diese Zusammenarbeit von Erfolg gekrönt sein ,  müssen die Inter­
essen der Beteil igten entsprechend ihren N iederschlag finden. Mit dem 
Instrument "BG" wird der Versuch unternommen,  zwischen den 
arbeitsmarktpolitischen Zielsetzungen des AMS einerseits und den Inter­
essen der Kommunen bzw. Regionen andererseits eine sinnvolle Syn­
these zu schaffen. Mit der Errichtung von BGen werden also unterschied­
liche Zielsetzungen verfolgt, welche in der folgenden Übersicht dargestellt 
s ind: 

Tabelle 1 :  Zielsetzungen von BGen 

MITTEL ZWECK 
arbeitsmarktpolitisch Qualifikation und Wieder- Erhöhung der Vermittlungs-

gewöhnung an den chancen; 
Arbeitsprozeß Verringerung von Lang-

Zeitarbeitslosigkeit 

sozialpolitisch Beschäftigung, Einkommen, Verhinderung sozialer Aus-
sozialpädagogische grenzung und politisch-
Betreuung sozialer Spannungsfelder 

kommunal- und Tätigkeitsfelder im öffent- Erledigung gesellschaftlich 
regionalpolitisch, Iichen Bereich sinnvoller Aufgaben; 

(Gemeinde und Region) Schaffung zusätzlicher regio-
naler Arbeitsplätze; 
Regionalentwicklung 
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Vor dem Hintergrund dieser Zielsetzungen und der skizzierten Rahmen­
bedingungen von Arbeitsmarktpolitik in Österreich ist die Konstruktion des 
neuen Instrumentes "Beschäftigungsgesellschaft" zu sehen. 

4.2 Funktionsweise und Aufbau einer BG 
ln einer BG sollen nach den Vorstellungen des AMS Langzeitarbeitslose 

eine befristete Beschäftigung erhalten - in der Regel maximal 12 Monate. 
Diese Phase soll gleichzeitig mit Qualifizierung verbunden sein, welche 
von simpler Arbeitsgewöhnung über den Erwerb einfacher Kenntnisse bis 
hin zu Ausbildungsmodulen reicht Dazu kommt noch eine berufs­
pädagogische Betreuung, d.h. Berufsorientierung, Bewerbungstraining 
etc. Im Bedarfsfall ist auch noch eine begleitende sozialpädagogische 
Betreuung möglich, in deren Rahmen bestimmte Defizite im persönlichen 
Bereich aufgearbeitet werden. Dadurch sollen die Marktfähigkeit des Ar­
beitnehmers bzw. der Arbeitnehmerin wiederhergestellt und der Wechsel 
in ein Dienstverhältnis auf dem Regelarbeitsmarkt ermöglicht werden (37). 

Abbildung 1 :  Vermittlungsfunktion der BG 

Zuweisung der Ziel­
gruppenpersonen 

--+ Arbeitsmarkt 
Dlenstverhlltnis 

Aufbau und Konstruktion einer BG sind, wie den einschlägigen Konzept­
papieren zu entnehmen ist, durch folgende Merkmale gekennzeichnet: 
1 .)  Wesentlich für eine BG ist, daß die Beschäftigung für die Transit-

arbeitskräfte aus der regionalen Verankerung kommen soll. Gemein­
den, gemeinnützige Vereine, aber auch regionale Wirtschaftsbetriebe 
und private Haushalte fungieren als Auftraggeber. 
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Träger bzw. Haupt­
gesellschafter, 
Gesellschaftsanteile 

Tätigkeitsbereiche 

Hauptkunden 

Beschäftigte (Juni 1 997) 

Adresse 

e Schlossereiähnliche 
Tätigkeiten 
e AIIgemeine 
Dienstleistungen (Aufbau 
eines Museums, 
Modernisierung und 
Sicherung von 
Wanderwegen, 
Erlebnisweggestaltung, 
Errichtung von 
Waldlehrpfaden) 

Gemeinde Liezen, regionale 
Industriebetriebe, 
Gemeinden und Vereine 

5 SK 
1 5  TA 

Selzthaler Straße 1 4b 
8940 Liezen 

SK = Schlüsselkräfte; TA = Transitarbeitskräfte 

e Touristische Aktivitäten 
(v. a. im Zusammenhang mit 
der Landesausstellung 
"Eisenstraße" sowie der Be­
trieb eines Bootsverleihes) 
• Allgemeine Dienst­
leistungen bzw. einfache 
Hilfsdienste (Aitenbetreuung, 
Schneeräumung) 
• Kleinserienproduktionen 
(Schlosserei) 
• Ökologische Aktivitäten 
(Schutzwaldaufforstung, 
Errichtung von Naturlehr-

Gemeinden des Bezirkes 
Leoben, Verein Eisenstraße, 
Tourismusverband Eisenerz, 
private Haushalte, Unter­
nehmen 

7 SK 
35 TA 

Tullnstraße 1 7a 
8790 Eisenerz 

e Handwerksbereich (Bau, 
Baunebengewerbe, Maler­
arbeiten) 
• Bürobereich (Lohnver­
rechnung, Dateneingabe, 
EDV-Dienstleistungen) 

Gemeinden (Bruck/Mur und 
Kapfenberg), gemeinnützige 
Vereine, Unternehmen 

9 SK 
36 TA 

Mazartgasse 1 
8600 Bruck a. d. Mur 

• Ökologische Dienst­
leistungen (Fiaschenkork­
und Fenster-Recycling, 
Geschirrspülmobil, 
Elektronikschrottverwertung) 
• Häckseldienst, 
Kompostierung, 
Grünanlagenpflege 

AEVG (Magistrat Graz), 
private Haushalte, 
Kooperation mit Betrieben 

1 0  SK 
20 TA, 1 Initialarbeitskraft 

Anton-Meii-Weg 1 4  
8053 G raz 
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i 
Träger bzw. (Haupt-) 
Gesellschafter, 
Gesellschaftsanteile 

Gründungszeitpunkt 

Tätigkeitsbereiche 

Hauptkunden 

Beschäftigte (Juni 1 997) 

Adresse 

I!MI)..EDV.;, Marketin(f' !ßld 
Dienstleistungs-GmbH, Trofaiacb 

BFI Steiermark (64%) 
Stadtgemeinde Trofaiach (36%) 

Juni 1 997 

e Bürodienstleistungen 
(Massensendungen, Dateneingaben, 
Telefonmarketing, Telefonannahmen) 
• Dienstleistungen im Online-Bereich 
(Webseitengestaltung) 

Gemeinde Trofaiach, BFI 
Steiermark, Tourismusverband 
Leoben, einige Unternehmen 

4 SK 
8 TA 

Langefelderstraße 3 
8793 Trofaiach 

SozialökonomiSChe ··· 
Dienstnebmerbetreuungs�GrilbH 
in der Tourisll'lnregkm Bad 
.W�rsdorf, Bad Walter!JC,t� .

·
· ·• 

Gemeinde Bad Waltersdorf (24%) 
Gemeinde Groß Hart (24%) 
Gemeinde Ebersdorf (24%) 
Gemeinde St. Magdalena am 
Lernberg (24%) 
Tourismusverband Bad Wallersdorf 
(3, 6%) 

Februar 1 997 

• Dorferneuerung (Revitalisierung 
von Bauobjekten, Schlössern, 
Trockenlegungen, Sanierungen) 
• Landschaftspflege (gärtnerische 
Tätigkeiten, Baumpflege) 
• Dienstleistungen aller Art 
(Recycling alter Ziegel, 
Malerarbeiten, Schneeräumung) 

Gesellschaftergemeinden, 
Gemeinde Hartberg, private 
Haushalte, Unternehmen 

3,5 SK 
1 2  TA 

Wagerberg 121  
8271 Bad Waltersdorf 

Gemelnnü'ttlge ·. < .  . 
Dierlstlelstungsgesell$cbaft der 
Region Weiz GlllbHi W • 

.
· 
.. 

.

. 

· 
.
. 

· 
Stadtgemeinde Weiz (1 00%) 

Jänner 1 997 

• Soziale Dienstleistungen 
(klassische Heimhilfetätigkeiten, 
Einkaufs- und Botendienste, 
Erledigung von Behördenwegen, 
Reinigungsarbeiten) 
• "projektbezogene" Arbeiten 
(Umweltschutzbereich, Energie, 
Tourismus) 

Gemeinde Weiz und einige 

.
·

.

·
··< 

Umlandgemeinden, private Haushalte 

3 SK 
8 TA 

Viehmarktplatz 1 1  
81 60 Weiz 
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2. )  Die BG ist ein wirtschaftliches Unternehmen mit einer spezifischen so­
zialen Aufgabenstel lung. Diese kommerzielle Orientierung soll durch 
die Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter Haftung unterstri­
chen werden . Gleichzeitig ist diese GmbH aber im Sinne der einschlä­
gigen Bestimmungen des Fördergebers AMS "gemeinnützig", also 
nicht gewinnorientiert (38). 

3 . )  Träger bzw. Gesellschafter d ieser GmbH sind in erster Linie Gemein­
den bzw. Gemeindeverbände. Durch d iese regionale Trägerschaft soll 
die Verantwortlichkeit für kommunale Arbeitsmarktpolitik im allgemei­
nen und das wirtschaftl iche Gedeihen der BG im speziellen gefördert 
werden. 

4.) BGen sind geförderte Betriebe mit einem Eigenerwirtschaftungsanteil .  
Die Förderung erfolgt aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF), aus 
Mitteln des AMS sowie des Landes Steiermark. Aus dem Gesell­
schaftskapital werden die Gründungskosten und die I nvestitionen ins 
Anlagevermögen finanziert. 

5 . )  Die BG soll n icht als zusätzl iche Konkurrentin zur regionalen Wirtschaft 
auftreten. Das Angebot soll sich in erster Linie auf bisher unerschlos­
sene Marktnischen beziehen. 

5. Die steirischen Beschäftigungsgesellschaften 

Derzeit (August 1 997) bestehen in der Steiermark sieben BGen (siehe 
Tabelle 2 auf den Seiten 352 und 353). Sechs d ieser Unternehmen sind 
BGen im Sinne der vorhin skizzierten Überlegungen , die Grazer ÖKO-Ser­
vice GmbH wurde ebenfalls in die folgende Aufstellung genommen , da sie 
wesentliche Kriterien einer BG erfül lt, auch wenn sie eine zu den anderen 
Projekten unterschiedliche Trägerstruktur aufweist (39). 
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6. Die BG als Instrument der Arbeitsmarktpolitik 

Die arbeitsmarktpolitische Aufgabenstellung von BGen ist simpel zu be­
schreiben : Wiederherstellung der Vermittlungsfähigkeit von arbeitslosen 
und arbeitsentwöhnten Personen und anschließend erfolgreiche Vermitt­
lung in den regulären Arbeitsmarkt. Bezüglich der Transitarbeitskräfte (40) 
wendet sich die BG an einige Segmente der benachteiligten Gruppen 
des Arbeitsmarktes: 
1 . ) Personen, die schon mit Defiziten bzw. Handicaps auf den Arbeits­

markt treten (und d iese wahrscheinl ich auch n ie mehr loswerden), wie 
geistig und körperlich Behinderte. 

2 . )  Personen , die aufgrund sozialer und psychischer Probleme benachtei­
l igt sind: Suchtkranke (Drogen, Alkohol , Medikamente), Haft­
entlassene, Sozialhi lfeempfängerlnnen. 

3 . )  Personen, d ie aufgrund mangelnder Ausbildung und Qualifikation Opfer 
struktureller Arbeitslosigkeit werden. 

4.) Personen , die aus dem Arbeitsmarkt herausfielen und dann durch die 
Arbeitslosigkeit nicht den Schritt zurück in den Arbeitsmarkt schaffen: 
Langzeitarbeitslose, Wiedereinsteigerlnnen, Arbeitsentwöhnte. 

Allen Personen aus d iesen benachteiligten Gruppen ist gemeinsam, 
daß sie ohne Intervention von außen mit äußerst hoher Wahrscheinl ich­
keit dauerhaft nichterwerbstätig bleiben werden. Es fände damit eine Ze­
mentierung gesellschaftlich unerwünschter Verhältnisse statt, die zu ei­
nem sehr viel späteren Zeitpunkt entweder gar nicht oder nur zu sehr 
hohen Kosten wieder auflösbar ist. 

Die BG ist nun nicht gleichermaßen für al le diese Personengruppen kon­
zipiert. Es läßt sich eine Arbeitstei lung zwischen verschiedenen Instru­
menten der aktiven Arbeitsmarktpol itik feststel len. Zum einen gibt es die 
große Gruppe jener Maßnahmen , die ein isoliertes Abdriften in die Arbeits­
losigkeit und Dequalifikation schon zu Beginn verhindern sollen. Dazu zäh­
len Schulungs- und Umschulungsangebote, Arbeitsstiftungen , Regional­
stiftungen und stiftungsähnliche Maßnahmen . Daß die letztgenannten Ein­
richtungen eine große Initialwirkung haben , zeigt die Tatsache, daß einige 
der obersteirischen BGen aus solchen Maßnahmen hervorgegangen sind. 
Es g ibt weiters die Gruppe jener Maßnahmen, mit denen Einzel­
arbeitsplätze gefördert werden bzw. die Beschäftigung benachteiligter 
Personen als erster Schritt zur Wiedereingl iederung angestrebt wird .  Dazu 
zählen die frühere Aktion 8000 (nunmehr GEB) und die Betriebliche Ein­
gl iederungsbeihi lfe (BEB).  Schließl ich gibt es jene Maßnahmen, wo sei­
tens des AMS Betriebe bzw. Unternehmen als Beschäftigungszentren in­
iti iert werden bzw. deren Errichtung gefördert wird . Sie sollen den benach­
teil igten Personen Beschäftigung, Qualifikation und Betreuung bieten, die 
sie in den Unternehmen des Regelarbeitsmarktes n icht erhalten . Im Ge­
gensatz zur Förderung von Einzelarbeitsplätzen stellen sie kompaktere 
Einheiten dar, die damit auch mehrere arbeitsmarkt- und be-
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schäftigungspolitische Funktionen (Beschäftigung, Qualifizierung, Innova­
tion etc.)  übernehmen können. Die drei I nstrumente für d iesen Ansatz 
sind 
* Sozialökonomische Betriebe (SÖB), * Beschäftigungsgesellschaften und die * Gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassung (GAÜ). 

Diese Instrumente unterscheiden sich in erster Linie in den Zielgruppen 
und im Tätigkeitsbereich. Daneben gibt es noch Unterschiede in den Or­
ganisationsformen und den Finanzierungs- bzw. Fördermodalitäten. Die 
Unterschiede in den Zielgruppen beruhen darauf, daß den oben beschrie­
benen Problemgruppen ein unterschiedlich hohes Maß an Leistungsfähig­
keit zugeschrieben wird . Die Produktivität der d iversen arbeitsmarkt­
politischen Maßnahmen in Unternehmensform ist in Abhängigkeit von die­
ser Leistungsfähigkeit zu sehen und wird deshalb klar differieren. Die wirt­
schaftlichen Anforderungen an diese Instrumente erfolgen deshalb nach 
Einschätzung von AMS-Vertreterlnnen d ifferenziert. Die Sozialökonomi­
schen Betriebe sind mit der am stärksten problembehafteten Personen­
gruppe befaßt. Dies sind vor allem Behinderte, Suchtkranke, Haft­
entlassene und Sozialhi lfeempfängerlnnen. Dazu kommt noch die Grup­
pe der Langzeitarbeitslosen ,  Arbeitsentwöhnten und Wiedereinstei­
gerlnnen. Diese sind z.T. weniger leistungsfähig und benötigen ein höhe­
res Maß an Betreuungsarbeit, was die Arbeitsproduktivität ebenfalls senkt. 
Die Arbeit mit dieser teilweise sehr schwierigen Personengruppe ist 
längerfristig orientiert und konzentriert sich auf die Aufarbeitung von sozia­
len und persönl ichen Defiziten und auf eine Grundqualifizierung im Pro­
jekt. 

An die BG und somit auch an deren Beschäftigte werden höhere Lei­
stungsanforderungen gestellt. Auch hier findet sich die Gruppe der Lang­
zeitarbeitslosen, Wiedereinsteigerlnnen, Sozialhi lfeempfängerinnen und 
Arbeitsentwöhnten. Suchtkranke werden erst nach erfolgreicher Krank­
heitsbewältigung eingestellt, nicht während des laufenden Entzugs. Die 
BG kann also keine Hilfestellung bei therapeutischen Maßnahmen leisten. 
Die Beschäftigung von Behinderten ist de facto nicht vorgesehen . l n  der 
BG geht es also um Arbeitsgewöhnung, Motivierung und Qual ifizierung 
auf gehobener Stufe. 

Persönlichkeitsbildung spielt nur insofern eine Rol le, als die Leute ani­
miert oder begleitet werden, ihr Problem selbst zu lösen . Steht d ie sozial­
pädagogische Betreuung der Transitarbeitnehmerinnen dadurch auch 
mehr im Hintergrund, bleibt sie aber dennoch unerläßlich. Nicht zu unter­
schätzen ist in d ieser Hinsicht die Art der Tätigkeit. Hier ist auch in den 
Gemeinden die Auffassung zu finden , daß sinnvol le Tätigkeiten einer rei­
nen Beschäftigungstherapie vorzuziehen sind . Mit Hilfe d ieser Motivierung 
soll ein höheres Niveau an Leistungsfähigkeit und damit die Marktfähigkeit 
der Arbeitnehmerinnen wiederhergestellt werden .  Marktfähigkeit bedeutet 
neben spezifischen Grundqualifikationen auch, jederzeit für eine Stelle 
einsetzbar zu sein .  Gerade bei arbeitsentwöhnten Personen spielt die 
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Rückführung in die Diszipl in iertheit des Arbeitsalltags eine wesentliche 
Rolle. 

Bezügl ich des Tätigkeitsbereichs l iegen die Unterschiede zwischen 
SÖB und BG - zumindest vom Konzept her - darin ,  daß der SÖB Dienst­
leistungen (z. B.  Reparaturen) anbietet sowie selbständige Produktionen 
unterhält. Die BG hingegen ist auf Dienstleistungen im kommunalen und 
regionalwirtschaftl ichen Bereich beschränkt, wenngleich auch bei der 
Eisenerzer PRIMA und der Liezener GBL die Kleinserienproduktion eine 
größere Rolle spielt. Die unterschiedliche Leistungsfähigkeit von SÖB und 
BG impl iziert natürlich einen unterschiedl ichen Förderbedarf. An eine 
Transitkraft in einer BG können höhere Produktivitätsanforderungen ge­
stellt werden. Es ist somit auch ein höherer Eigenerwirtschaftungsgrad 
mögl ich. 

Die Gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassung (GAÜ) ist bezügl ich der 
Leistungsfähigkeit und Marktfähigkeit ihrer Klientel noch eine Stufe höher 
als d ie BG angesiedelt. H ier stehen die Vermittlung und d ie betriebl iche 
Eingl iederung stark im Vordergrund. Grundgedanke dieses Instrumentes 
ist es, im Bereich der Arbeitskräfteüberlassung eine seriöse Variante an­
zubieten,  die den Beschäftigten auch bei der Verleihfirma ein stabiles Be­
schäftigungsverhältnis garantiert. Zusätzl ich sollen während der Nicht­
beschäftigungszeiten Qual ifizierungen der Transitarbeitnehmerinnen vor­
genommen werden. 

6.1 Vermittlungserfolg 

Die Vermittlung als das Credo der Arbeitsmarktpolitik seitens des AMS 
ist für die BGen von zentraler Bedeutung. Ohne auf die Problematik der 
Kennzahlen hier näher einzugehen und trotz der kurzen Geschichte der 
BGen läßt sich bisher durchaus ein beachtlicher Vermittlungserfolg kon­
statieren. 

Tabelle 3:  Vermittlungsaktivitäten steirischer BGen 

Zeitraum Anzahl der aus der BG davon in ein 
ausgeschiedenen Dienst-
Transitarbeitskräfte verhältnis 

ÖKO-Service 1/1 996-1 2/1 996 9 5 (66%) 
Graz 

GBL Liezen 2/1 996- 6/1 997 1 8  1 1  (61 %) 

BIG Bruck 4/1 996- 6/1 997 30 9 (30%) 

PRIMA 1 2/1 994- 6/1 997 37 25 (68%) 
Eisenerz 

Durchschnittlicher Vermittlungserfolg 54% 
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Trotz der genannten Einschränkungen signalisieren d iese Zahlen einen 
relativ zufriedenstellenden Vermittlungserfolg - zumindest aus der Sicht 
des AMS.  Orientiert man sich am längerfristigen Vermittlungserfolg der 
Sozialökonomischen Betriebe - von diesen werden im Durchschnitt 50% 
der Transitarbeitskräfte in den regulären Arbeitsmarkt vermittelt (41 ) - , so 
l iegt dieses Ergebnis geringfügig darüber. Das entspricht auch den Anfor­
derungen seitens des AMS an das neue Instrument. Im  Detail werden je­
doch je nach Projekt spezifische Zielerwartungen fixiert, da die 
Arbeitslosigkeitsstrukturen und die Möglichkeiten des ersten Arbeitsmark­
tes regional unterschiedlich sind. 

Bezügl ich des Vermittlungserfolges ist die Frage zu stel len, wohin die 
BGen eigentl ich vermitteln können (42) .  Aufgrund der regional-kom­
munalen Verankerung der BGen wäre es nahel iegend, die Gemeinden 
als ein zukünftiges Arbeitsplatzpotential ins Auge zu fassen . ln der Reali­
tät zeigt sich, daß die Vermittlung in den Gemeindedienst fast ausge­
schlossen ist. Die Gründe dafür liegen auf der Hand. Die Kommunen nut­
zen die BG ja aus dem Grund, weil sie bezüglich ihrer Personalkapazitä­
ten finanziel l  den Plafond des Möglichen erreicht haben. Der Trend geht 
auch in den Gemeinden in Richtung Personalabbau,  Rationalisierung und 
Ausgl iederung . Eine Aufnahme von zusätzlichem Personal würde dem 
völl ig zuwiderlaufen. Weiters ist auch Faktum, daß die Mechanismen der 
Personalaufnahme in den Gemeindedienst durchaus "komplexer" Natur 
sind, örtliche persönl iche Beziehungen eine dominante Rolle spielen . 
Dennoch ist zumindest bei größeren Städten ein d iesbezügliches Poten­
tial gegeben. 

Mehr Chancen bieten gemeinnützige Einrichtungen, die im Zuge großer 
Ausbauvorhaben die BGen nutzen. Dabei kann es durchaus zur festen 
Anstellung von Personen kommen , die sich während der Aufträge ein spe­
zifisches Know-how erworben haben. Im Sinne der Regionalentwicklung 
ist es durchaus Aufgabe der BGen, im Verbund mit den regionalen 
Entwicklungsakteuren hier längerfristig wirksame Beschäftigungs­
möglichkeiten zu schaffen. Die wesentl ichen Vermittlungspartner sind 
aber nach wie vor die gewerblichen Betriebe. Sie sind das große nach­
fragewirksame Reservoir des ersten Arbeitsmarktes. Die Kooperation mit 
den Unternehmen bietet den Transitarbeitskräften - auch in den BGen -
die Chance, ihre Fähigkeiten vor Ort unter Beweis zu stellen . Für die Un­
ternehmen ist dies eine einfache, unbürokratische Mögl ichkeit, potentiel­
le Arbeitskräfte zu erproben. 

Wenn auch der Vermittlungserfolg durch die genannten Übertritts­
quoten recht passabel erscheint, so bleibt doch die Frage offen, ob 
realistischerweise d ieser "Erfolg" bezüglich al ler Zielgruppenpersonen von 
BGen erwartet werden kann. Bekanntlich sinken die Chancen auf Wieder­
eingl iederung bei älteren Arbeitslosen stark, d . h . ,  hier werden die Ver­
mittlungsergebnisse auch bei großer Anstrengung tendenziell immer un­
terdurchschnittlich sein .  Als eine Möglichkeit bietet sich an, den Transit­
charakter für spezielle Zielgruppen (Teilzielgruppen) zu streichen, bei-
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spielsweise für Langzeitarbeitslose ab 50 Jahren. Damit würde sich bei der 
BG natürlich der Schwerpunkt von der Vermittlung hin zur Beschäftigung 
verschieben. Dementsprechend findet der Gedanke, daß in BGen 
Zielgruppenpersonen dauerhafte Beschäftigung finden sol len, bei AMS­
Vertreterlnnen wenig Anklang . 

6.2 Fördermodalitäten 

Der Fördermodus für die BGen ist klar vor dem Hintergrund i h rer 
arbeitsmarktpolitischen Zielsetzung zu sehen. Das AMS sucht für Projek­
te Bündnispartner, die aufgrund ihrer finanziellen Beteil igung zu erhöhter 
politischer Verantwortlichkeit angeregt werden sol len. Diese Beteil igung 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden bringt eine finanzielle Entla­
stung. Weiters wird von den BGen als Unternehmen eine spezifische ei­
genständige wirtschaftl iche Leistungsfäh igkeit erwartet. Bezüglich der 
Fördermittel für die BGen gibt es eine Arbeitstei lung zwischen Bund (AMS) 
und Land , die im "Kooperativen Qual ifizierungs- und Beschäftigungs­
programm" geregelt ist. Dieses dient wiederum als Richtl inie für die Ver­
gabe von Fördermitteln aus dem Europäischen Sozialfonds. Um einen 
Eindruck vom finanziellen Rahmen der Projekte zu bekommen , gibt die 
folgende Übersicht einen Überblick zu den Finanzierungsanteilen von BG, 
ESF, AMS und Land bei drei BGen (43). 

Tabelle 4: Finanzier ungsstrukturen von BGen 
Gesamtkosten Eige nanteil Förderung davon ESF AMS Land 

0 

BG 1 8.401.000 3.00 0.000 5.401.000 2.430.450 2.435.851 534.699 

BG 2 1 0.449.980 1 .82 2.800 8.627.180 3.882.231 3.890.858 854.091 

BG3 1 5.066.360 3.53 4.560 11 .531.800 5.189.310 5.200.842 1 . 141 .648 

7. Kommunal-, regional- und beschäftigungspolitische Aspekte 

Wie bereits erörtert, hebt sich die BG in ihrer Konzeption von den bishe­
rigen Instrumenten der Arbeitsmarktpol itik dadurch ab, daß eine beson­
ders ausgeprägte regionale bzw. kommunale Verankerung angestrebt 
wird .  Die Gemeinden sollen nach den Vorstellungen des AMS als Träger 
und Auftraggeber gleichermaßen fungieren und somit Beschäftigungs­
möglichkeiten für die Wiedereingl iederung Langzeitarbeitsloser in den 
Regelarbeitsmarkt bieten. Dabei ist festzuhalten,  daß viele Gemeinden 
schon früher im Rahmen der Betriebsansiedlungspolitik engagiert waren,  
d iesbezügl ich also n icht Neuland betreten .  Neben diesem Versuch , Ar­
beitsplätze im ersten Arbeitsmarkt zu schaffen, waren die Gemeinden im 
Rahmen der "Aktion 8000" auch bestrebt, an arbeitsmarktpolitischen Pro-
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grammen mitzuwirken. Gemeinden konnten Personen, die arbeitslos oder 
auf dem Arbeitsmarkt besonders benachteil igt waren, beschäftigen und 
bekamen dafür rund zwei Drittel des Personalaufwandes ersetzt. Untersu­
chungen zeigen al lerdings, daß "die Gemeinden , d ie Mitte der 80er Jahre 
noch für rund ein Drittel der 'Aktion 8000 '-Maßnahmen als Träger auftra­
ten ,  deutlich in den Hintergrund getreten sind" (44). 

Diese Entwicklung steht natürlich völl ig im Gegensatz zu den Anforde­
rungen , mit denen sich die moderne Arbeitsmarktpolitik konfrontiert sieht. 
Das AMS ist verstärkt auf regionale Finanzierungspartner für ar­
beitsmarktpolitische Maßnahmen angewiesen. Diese Maßnahmen müs­
sen zudem verstärkt auf lokale und regionale Gegebenheiten abgestimmt 
werden. Weiters wurde schon zu Beginn ausgeführt, daß in der EU der 
Trend hin zur Nutzung endogener Potentiale für Beschäftigungspol itik 
geht. Es ist also ausdrückliches Interesse des AMS, hier einen neuen po­
litischen Ansatz zu etabl ieren. 

Denn natürl ich fördern die Kommunen - hauptsächl ich Städte - mittels 
Subventionen schon längere Zeit Beschäftigungsprojekte, wie z.B.  Sozial­
ökonomische Betriebe. Allerdings erfolgt diese Unterstützung meist weni-
9.er aus beschäftigungspolitischen, sondern eher aus "förderpolitischen 
Uberlegungen" - frei nach dem Motto, "daß jeder etwas kriegen soll" . 

7.1 Motivation 

Wenn nun angestrebt wird ,  die Kommunen stärker in die beschäfti­
gungspolitische Verantwortung zu nehmen , so ist nach den Motiven der 
Gemeinden für ein gesteigertes Engagement in Sachen BG zu fragen.  
Konnten früher die Kosten der Arbeitslosigkeit noch einfach dem Bund 
bzw. dem AMS zugeschoben werden, so fallen in Zeiten steigender 
Sockelarbeitslosigkeit zusehends auch Kosten für d ie Gemeinden an. Die 
Zementierung der Nichterwerbstätigkeit führt vom Arbeitslosengeld direkt 
zur Sozialhi lfe - und damit in die Gemeindekassen. Es gibt allerdings auch 
zunehmenden politischen Druck, in d ieser Frage aktiver zu werden. Vor 
allem in kleineren Gemeinden sind d ie Bürgermeister selbst immer stärker 
damit konfrontiert, wei l  sie auf Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche 
oder Vergabe günstiger Wohnungen angesprochen werden . Dazu kommt, 
daß mit der Wahrnehmung von Arbeitslosigkeit im öffentlichen Raum und 
der al lgemeinen Verschärfung des sozialen Klimas der Ruf nach neuen 
Lösungen lauter wird . Neben diesen politischen und sozialen Beweggrün­
den kommt noch die ständig steigende Anzahl von Aufgaben , die die 
Kommunen bewältigen müssen. Demgegenüber sinken aber deren finan­
zielle Spielräume. Diese Schere zwischen erhöhten Ansprüchen und ver­
ringerten finanziellen Spielräumen stellt d ie Gemeinden vor ein strukturel­
les Problem. 

Dieser Druck hat in den letzten Jahren zu einer erheblichen Effizienz­
steigerung und Rationalisierung in d iesem öffentlichen Bereich geführt, 
wie auch die Erfahrungen der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten 
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zeigen . Einerseits wurde in vielen Bereichen eine Politik der Privatisie­
rung und Ausgliederung betrieben . Zum anderen schlägt sich d iese Ent­
wicklung in einer Verringerung des Personalstandes nieder. Die fehlen­
den Nachbesetzungen von Pensionsabgängen führen zu einer steigen­
den Belastung der aktiven Gemeindebediensteten.  Gerade bei Kleinst­
gemeinden mit nur wenigen Bediensteten würde eine zusätzl iche Auf­
nahme von Personal zum einen die budgetären Möglichkeiten überschrei­
ten,  zum anderen wäre damit im Falle mangelnder Nachfrage bzw. bei 
Unterauslastung ökonomische Ineffizienz verbunden (45). 

ln  der geschilderten Engpaßsituation stellt die BG für die Gemeinden ein 
interessantes Instrument dar. Für bestimmte Aktivitäten,  die sich Gemein­
den bisher entweder nicht leisten konnten oder wol lten ,  besteht nun die 
Mögl ichkeit einer kastengünstigeren Durchführung. Für die sporadische 
Erledigung von Aufgaben kann an die regionale BG herangetreten wer­
den. Dies können größere Projekte wie die Instandsetzung eines Rad­
wanderweges oder aber auch kleinere Tätigkeiten wie die Reparatur einer 
Parkbank sein .  

Im Vergleich mit der früheren Aktion 8000 bietet die Erled igung von Auf­
trägen durch die BG für d ie Gemeinden auch ein ige administrative Vortei­
le. Buchhaltung und Verrechnung laufen nun über die BG, während dies 
früher von den Gemeinden als Träger selbst erledigt werden mußte. Pro­
jekte sind besser planbar, da bei Ausfall einer Arbeitskraft - und dies kann 
bei der Beschäftigung von Problemgruppen durchaus vorkommen - die 
BG für den Ersatz zuständig ist. Probleme mit den Transit­
arbeitnehmerlnnen muß die BG lösen, nicht der Kunde. Es gab weiters bei 
der Aktion 8000 das Problem, daß Förderungswerber (speziell kleinere 
Gemeinden) nicht Beschäftigung für ein ganzes Jahr bieten konnten und 
somit von der Förderung ausgeschlossen bl ieben - d .h . ,  gemeinnützige 
Projekte konnten nur bei Großgemeinden gefördert werden. Nunmehr 
können sich auch kleinere Gemeinden dieser Dienste bedienen. Ein wei­
terer attraktiver Aspekt für die Gemeinden ist die Flexibi l ität des Instrumen­
tes: Zu Urlaubszeiten oder in Phasen von Spitzenauslastungen können 
aktuelle Engpässe durch die BG ausgeglichen und kurzfristige Projekte 
schnell erledigt werden. 

Von uns wurde in d iesem Zusammenhang auch die Frage untersucht, 
welche Leistungen für Gemeinden besonders interessant sind. Wie die 
konkreten Beispiele zeigen , ist diese Frage nicht generell zu beantworten .  
Zum einen sind dies Tätigkeiten, wo Gemeinden an  ihre Kapazitätsgren­
zen stoßen und z.B.  mit ihren eigenen Bauhöfen nicht mehr bewältigen 
können. Zudem werden immer wieder Wünsche an die Gemeinde heran­
getragen, z.B.  Heckenschneiden oder Schneeräumung. Der Bereich jener 
Dienstleistungen , die früher über den Weg der Nachbarschaftsh ilfe er­
ledigt wurden, scheint an Bedeutung zu gewinnen . Sowohl in ländl ichen 
als auch in industriellen Krisenregionen gibt es deutliche Anzeichen für 
Abwanderung vor al lem junger Menschen .  Viele notwendige All­
tagserledigungen (z.B .  Einkaufen, kleine Reparaturen, Gartenpflege) bil-
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den hier ein Tätigkeitspotential ,  das aber von der professionellen Alten­
pflege zu unterscheiden ist, für die ein höheres Maß an Qualifikation erfor­
derl ich ist. Als i l lustratives Beispiel , welche Dienstleistungsbereiche für 
Gemeinden interessant sein können, soll die folgende Übersicht d ienen . 
Sie ist das Ergebnis der Projektvorbereitung für eine BG im Bezirk 
Radkersburg ,  in der u .a .  eine Bedarfserhebung unter 1 9  Gemeinden ge­
macht wurde (46).  

Tabelle 5: Dienstleistungen für Gemeinden 

(in Klammer die Anzahl der interessierten Gemeinden) 
Schneiden von Bäumen und Sträuchern (13) Sonstige handwerkliche Tätigkeiten (5) 
Wartung von Straßengräben (12) Errichtung und Erhaltung von Radwegen (5) 
Schneeräumung (1 1 )  Wartung von Kanalanlagen (5) 
Errichtung und Erhaltung von Sitzbänken (1 0) Allgemeine Hilfs- und Lagerarbeiten (5) 
Pflege von Grünflächen (10) Diverse Instandhaltungsarbeiten (5) 
Errichtung von Blumenbeeten (8) Errichtung und Pflege von Verkehrsinseln (4) 
Forstarbeiten (8) Reparaturvon Schul- und Kindergarten-
Errichtung und Erhaltung von möbeln (4) 
Wanderwegen (8) Wartung von diversen Freizeitanlagen (4) 
Reinigen von Gehsteigen und Parkplätzen (8) Botengänge (2) 
Mithilfe bei Kanal- und Wasserleitungsbau Verkehrszeichenwartung (2) 
sowie weiteren Bauvorhaben (8) Säuberung von Straßenstecken (2) 
Streichen von Zäunen, Sitzbänken, Errichtung und Erhaltung von Eislaufplätzen 
Gartenanlagen (8) und Eisstockbahnen (2) 
Mähen von Böschungen (Gemeindewegen) (7) Diverse Erledigungen (2) 
Gehwege kehren (7) Erledigung von Einkäufen für ältere 
Allgemeine Reinigungsarbeiten (7) Menschen ( 1 )  
Renovierungen sonstiger Art (6) Errichtung und Erhaltung von 
Verschönerungsarbeiten (6) Fußballplätzen ( 1 )  
Fluß- und Bachbettsäuberungen (6) Zustelldienste mit Anhängern ( 1 )  
Pflege von Parkanlagen (6) Fertigung und Errichtung von Vogelhäusern ( 1 )  
Säuberung und Wartung von Bushaltestellen (6) Mithilfe bei Gemeindeveranstaltungen ( 1 )  
Instandhaltung und Wartung von Wartung von größeren Wohnungsanlagen ( 1 )  
Müllsammelstellen (6) 
Errichtung und Erhaltung von Kinderspiel-
plätzen (5) 

7.2 Regionale Vernetzung 

Die regionale Verankerung und damit die regionalpolitische Wirksamkeit 
von BGen wird durch die Vorbereitungs- und Gründungsphase entschei­
dend beeinflußt. Idee und In itiative für eine BG kommen nach den bishe­
rigen Erfahrungen entweder aus bestehenden Projekten ,  aus AMS-Maß­
nahmen, von Stiftungs- und Regionalmanagern oder von der jeweil igen 
RGS. Oft entwickelt sich die Idee in einem Wechselwirkungsprozeß meh­
rerer Beteil igter. Gewerkschaft und Arbeiterkammer sind als Organisatio­
nen nicht explizit tätig, sehr wohl aber deren Funktionärinnen und Bedien­
stete. 

Bezügl ich der regionalpolitischen Wirksamkeit lassen sich idealtypisch 
drei regionalpol itische Funktionen von BGen unterscheiden: "regionale 
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Konsensfindung", "regionale Nutzung" und "Beitrag zur Regionalent­
wicklung". 
1 . ) Die regionale Konsenstindung im Vorfeld einer BG-Gründung zeigt 

die Bereitschaft der verantwortlichen Entscheidungsträgerlnnen, ein 
kooperatives Netzwerk für arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische 
Maßnahmen aufzubauen . Dies betrifft zum einen das regionale Ge­
werbe bzw. dessen l nteressenvertretung , deren Akzeptanz für das 
Gel ingen der Maßnahmen mitentscheidend sein kann .  Wenn in die­
ser Vorphase wichtige Punkte n icht abgeklärt werden, können sich 
diese als dauernde Hürde und Belastung erweisen,  z .B.  durch perma­
nente gewerberechtl iche Streitpunkte bzw. Anzeigen . So bringt der 
Druck zur Eigenerwirtschaftung die BGen immer wieder "in Versu­
chung", sich auf die lukrativen,  aber strittigen Märkte der gewerblichen 
Konkurrenz zu begeben. Sind d iese Grenzen klar abgesteckt, kann 
Mißverständnissen und Konfl ikten vorgebeugt werden. Wichtig er­
scheint hier, daß diese Klärung n icht nur den Start der BG beschleu­
nigt, sondern Folgewirkungen für die Geschäftstätigkeit haben kann .  
Gelingt d ie  regionale Konsensfindung, können die Trägerstrukturen, 
die zur Schaffung einer BG notwendig sind , auch im Rahmen anderer 
regionalpolitischer Vorhaben eingesetzt werden . Gerade diese Träger­
bildung durch die Gemeinden stellt für manche Projekte derzeit noch 
eine unüberwindliche Hürde dar. Die Lösung dieser politisch bedeut­
samen Frage hängt von mehreren Faktoren ab. Sie hängt erstens mit 
der Vertrautheit einer Region mit den Möglichkeiten bzw. Notwendig­
keiten der aktiven Arbeitsmarktpolitik zusammen. Die obersteirischen 
Industrieregionen waren schon in den frühen achtziger Jahren mit dem 
Problem hoher Arbeitslosigkeit konfrontiert. Es wurden in Reaktion 
darauf etliche Maßnahmen entwickelt und eingesetzt. 
ln anderen ländlich strukturierten Bezirken und Regionen finden wir 
eine andere Ausgangslage vor. Die geringere Bedeutung der I ndu­
strie führt h ier auch zu anderen Strukturen der Arbeitslosigkeit. So 
spielt Frauenarbeitslosigkeit eine wesentlich stärkere Rolle. Weiters 
kommt es z.B. im Bezirk Radkersburg durch starke Abwanderung zum 
"Export" des Arbeitslosenproblems. Es gibt auch noch andere soziale 
Auffangnetze im Falle von Arbeitslosigkeit. Aufgrund der geringeren 
Vernetzung durch regionale I ndustriezentren ist weniger Schubkraft 
für einen kommunalen Solidaritätsakt vorhanden . E ine wesentl iche 
Hürde stellt die in der Öffentlichkeit immer wieder vorgenommene par­
teipolitische Zuordnung von Institutionen der Arbeitsmarkt- und Be­
schäftigungspolitik zur SPÖ dar, welche in ÖVP-dominierten Regio­
nen einen Mehraufwand an Überzeugungsarbeit impliziert. Wenn die­
ser pol itische Prozeß aber von Erfolg gekrönt ist, so können von die­
ser Basis regionalpolitische Initiativen gestartet werden . 

2 . )  Die zweite Stufe der regionalpol itischen Wirksamkeit hängt mit der 
Nutzung der BG durch Gemeinden , gemeinnützige Vereine und ge­
werbl iche Betriebe zusammen. Aufträge von Gemeinden und Verei-
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nen an die BG führen dazu , daß bislang nicht vergebene Auftrags­
potentiale nun doch beschäftigungswirksam auf den Markt gelangen , 
d . h . ,  es werden Aufträge vergeben , welche unter herkömmlichen 
Marktbedingungen unterblieben wären. Die damit einhergehende 
beschäftigungspol itische Relevanz von BGen wird durch deren - im 
nächsten Abschnitt näher ausgeführten - Beitrag zur Erschließung 
"neuer" Beschäftigungsfelder und das Aufsuchen "innovativer" Markt­
potentiale (Nischenangebote) verstärkt. 

3 . )  Als dritter regionalpolitisch relevanter Punkt ist der Beitrag der BG zur 
Regionalentwicklung zu nennen . Dieser Aspekt bezieht sich erstens 
auf die Verbesserung von Infrastruktur z.B.  im Tourismusbereich, die 
eine notwendige Begleitmaßnahme zur Sicherung der regionalen Be­
schäftigung darstel lt. Werden diese strukturverbessernden Maßnah­
men unterlassen ,  so führt d ies in wettbewerbsintensiven Bereichen 
rasch zu negativen Konsequenzen. Zweitens ermöglicht die Erschlie­
ßung neuer Marktnischen die Schaffung zusätzlicher Beschäftigungs­
felder. Werden neue Dienstleistungen und Produkte durch die BG 
entwickelt, so können diese getestet und zur Marktreife gebracht wer­
den , mitunter auch in Kooperation mit gewerbl ichen Unternehmen. So 
wurde in Liezen die Nähe zu einem Gründerzentrum ausdrücklich ge­
sucht, um innovative Ansätze in Kooperation mit anderen Jung-Unter­
nehmen besser entwickeln und umsetzen zu können. 

Der regionale Entwicklungseffekt ist als Wechselwirkung zwischen den 
Gemeinden und der BG zu sehen . Einerseits ist der Schritt hin zur BG 
durch d ie Gemeinden und die regionale AMS-Geschäftsstelle bereits ein 
Zeichen und setzt einen Diskussions- und Nachdenkprozeß voraus. So 
bietet die Genese des Projektes in Weiz ein gutes Beispiel dafür, wie aus 
einer regional vernetzten Diskussion Leitbi ldprojekte entwickelt werden 
und die BG als ein geeignetes Umsetzungsinstrument konstruiert wird .  
Man könnte der BG geradezu eine gewisse Symbolkraft für d ie  Bereit­
schaft einer Kommune, neue Wege der Arbeitsmarkt- und Regionalpolitik 
zu beschreiten,  zuschreiben. Andererseits kann von der BG auch ein sti­
mulierender Effekt auf die Gemeinden ausgehen. 

8. Das Verhältnis zur gewerblichen Wirtschaft 

Es gibt mehrere Gründe, die Einbettung der BGen in das gewerbliche 
Umfeld näher zu untersuchen. Aus den Entstehungsgeschichten der BG­
Projekte geht hervor, daß dieses neue Instrument von der gewerblichen 
Wirtschaft keinesfalls freudigen Herzens begrüßt, sondern im Gegenteil 
mit Argwohn und Kritik bedacht wurde. Die Klärung von Grundsatzfragen 
führte bei einigen Projekten zum Tei l  zu erheblichen Verzögerungen . 
Weiters ist es zum Verständnis der Funktionsweise von BGen , ihrer Lei­
stungsfähigkeit, aber auch ihrer Grenzen nützlich zu fragen, wodurch sich 
BGen von herkömmlichen Betrieben unterscheiden und welchen Stellen­
wert sie im regionalen Wirtschaftsgefüge einnehmen können. 
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Die Position der Wirtschaftskammer zu den BGen spiegelt ihr Verhält­
nis zur aktiven Arbeitsmarktpolitik im generellen wider und läßt sich durch­
aus als ambivalent bezeichnen. Wenn öffentl iche Instanzen antreten, 
massive Korrekturen am Arbeitsmarkt bzw. an dessen Ergebnissen durch­
zuführen, so bedeutet dies das Eingeständnis, daß die Marktwirtschaft in  
diesem Bereich nicht so reibungslos funktioniert, wie d ies von den Befür­
wortern einer generellen Deregul ierung und Entstaatl ichung der Gesell­
schaft dargestellt wird . Es impl iziert weiters , daß den privaten Unterneh­
men jedenfalls eine Mitverantwortung an der Arbeitslosigkeitsproblematik 
zukommt. Dies einzugestehen ist für deren Interessenvertretung natur­
gemäß keine leichte Sache. Zum anderen wird aber doch die sachliche 
und politische Notwendigkeit gesehen, hier entsprechende Maßnahmen 
zu ergreifen.  Zu deutlich sind von den politischen und ökonomischen 
Folgen lang andauernder Arbeitslosigkeit auch die Wirtschaftstreibenden 
betroffen. Zwar gibt eine verschärfte Situation der Arbeitslosigkeit den 
Unternehmen gegenüber den Belegschaften ein durchaus praktikables 
Instrument zur besseren Durchsetzung betrieblicher Interessen in die Hand 
(Rationalisierung , Flexibil isierung, Aufkündigung betrieblicher Sonderver­
einbarungen etc. ) ,  zugleich wird aber gesehen ,  daß die Zementierung 
der Langzeitarbeitslosigkeit zu einer Dequalifikation eines kontinuierl ich 
größer werdenden Tei les des Beschäftigtenpotentials führt. Es entspricht 
also durchaus auch dem Eigeninteresse der Unternehmen, "sich hier lang­
fristig nicht das Wasser abzugraben". 

Die zwei Hauptkritikpunkte der Wirtschaftskammer gegenüber den 
BGen sind folgende: Die Konkurrenzbefürchtung bezieht sich darauf, daß 
geförderte Betriebe entstehen , die mit "Dumpingpreisen" die regionale 
Wirtschaft unterbieten und damit schädigen könnten. Weiters könnten die 
Aufträge seitens der Gemeinden an d ie gewerblichen Betriebe ebenfalls 
verlorengehen . Dem Argument der Dumpingpreise wurde vom AMS da­
durch begegnet, daß es die strikte Auflage für die BGen gibt, sich am orts­
übl ichen Preisniveau zu orientieren. Dies gilt jedenfalls für Bereiche, wo 
eine Konkurrenzierung zu privaten Betrieben entstehen könnte. Dennoch 
gibt es Tätigkeitssegmente, wo die BGen bil l iger anbieten als gewerbliche 
Unternehmen - und zwar immer dann, wenn sie für Gemeinden oder ge­
meinnützige Einrichtungen tätig sind . Dies ist unvermeidbar, denn die Ge­
meinden hätten keine Veranlassung, Aufgaben von der BG zum selben 
Preis wie von einem gewerbl ichen Betrieb erledigen zu lassen .  Gerade 
darin besteht ja die zentrale Idee, nicht marktfähige Arbeit marktfähig zu 
machen .  Die beklagten entgangenen Aufträge für die gewerbl iche Wirt­
schaft sind insofern hypothetisch , als sie unter Marktbedingungen n icht 
zustande kommen würden. Aufträge dieser Art werden also nur an die BG 
vergeben , n icht jedoch an gewerbliche Unternehmen. Diese mögen das 
zwar bedauern, gerade darin  l iegt jedoch ein wesentliches Handlungsfeld 
kommunaler Beschäftigungspolitik. 

Bezügl ich des zweiten Einwandes - der versteckten AMS-Subvention 
für die Gemeinden - ist zunächst einmal festzuhalten , daß die Leistungen 
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der BG auch von den Gemeinden zugekauft werden müssen. Weiters 
müssen d ie Gemeinden für d ie Trägerorganisation und das Gesellschafts­
kapital (öS 500.000,-) die Mittel aufbringen. Was nun bei bestimmten 
Tätigkeiten - jene Aufträge, die nur die BG erhalten kann - die Ersparn is 
für die Gemeinden betrifft, so kann d iese als politischer Preis dafür gese­
hen werden, daß sich die Kommunen verstärkt der Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik zuwenden . Solche Anreizmechanismen sind ge­
genüber der gewerblichen Wirtschaft ebenfalls in n icht geringem Ausmaß 
zu finden, werden jedoch nur zum Teil in Anspruch genommen. Dies wird 
auch von Wirtschaftskammervertretern so gesehen. Wesentliches Indiz 
dafür ist, daß die Erfolge der AMS-Aktion "Betriebliche Eingl iederungs­
beihi lfe" bisher eher als sehr bescheiden zu bezeichnen sind . Die Interes­
senvertretung der gewerbl ichen Wirtschaft tritt im übrigen nicht grund­
sätzlich gegen beschäftigungsfördernde Subventionen an Gemein­
den auf, wie das Beispiel der "Bau ln itiative Steiermark" zeigt. Im Rah­
men dieser Initiative werden Förderungsmittel des Landes zur Finanzie­
rung von kommunalen Bauvorhaben eingesetzt, um damit vor allem 
dem Problem der saisonalen Arbeitslosigkeit im Baugewerbe beizukom­
men. 

Ein weiterer Schritt, um Reibungspunkte mit der örtlichen Wirtschaft zu 
vermeiden, ist der, in ökonomischen N ischen aktiv zu werden, also in 
Bereichen, die bisher nicht kostendeckend waren oder schl ichtweg noch 
niemandem eingefallen sind . Es ist in der Vorbereitungsphase einer BG 
abzuklären, inwieweit die BG überhaupt als Konkurrentin zur gewerbli­
chen Wirtschaft in Erscheinung tritt. Die BGen können dabei Pion ier­
funktionen in bisher unbearbeiteten Geschäftsfeldern übernehmen . Dies 
hätte sogar den Vortei l  einer Risikominderung für kommerzielle Unter­
nehmen . Seitens der BGen ist es jedenfalls deklariertes Ziel, nicht den 
Konfl ikt mit den regionalen Betrieben zu suchen, sondern die Kooperati­
on. 

Es sol l  dieser Abschnitt nicht mit dem Eindruck beendet werden, daß 
das Verhältnis von kommerziellen Betrieben zu BGen in der Praxis aus­
schließlich von Konfrontation gekennzeichnet ist. Nach unseren Beobach­
tungen ist eigentl ich das Gegenteil der Fal l :  Es gibt eine Reihe von Bei­
spielen für Kooperationen. Ein wesentlicher Vorteil für gewerbl iche Unter­
nehmen ist die Möglichkeit, im Rahmen von Aufträgen Arbeitskräfte ken­
nenzulernen und zu erproben. 

Weiteren Nutzen können gewerbliche Unternehmen aus dem Umstand 
ziehen , daß BGen zum Teil stark innovativ sind und neue Marktn ischen 
und Ideen aufspüren bzw. entwickeln. Dies ist eine direkte Auswirkung ih­
rer Bestrebungen , n icht mit dem lokalen Gewerbe in  ein Konkurrenz­
verhältnis zu treten, bzw. eine Reaktion auf die Konkurrenzbefürchtungen 
der gewerblichen Wirtschaft. Den BGen kommt also durchaus eine spezi­
fische Pionierfunktion insofern zu, als in ihrem Rahmen das Markt­
potential neuer Produkte getestet werden kann.  l n  Kooperation mit kom­
merziellen Unternehmen lassen sich d iese neuen Markt- und somit 
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Beschäftigungsmöglichkeiten mögl icherweise in eine lukrative Form wei­
terentwickeln .  

Die positiven Aspekte für d ie regionalen Unternehmen ergeben sich 
auch daraus, daß zwar bestimmte Projekte ohne öffentliche Förderung 
(sei es über die BG oder in anderer Projektform) von Gemeinden oder Ver­
einen gar nicht in Angriff genommen würden ; bei größeren Vorhaben wer­
den diese aber ohnehin n icht in einem Zug real isiert. Die Förderung hat 
dann ln itialwirkung, Folgeaufträge für die gewerblichen Unternehmen kön­
nen entstehen . 

9. Schlußbemerkungen 

Die Untersuchung der steirischen BGen hat gezeigt, daß dieses relativ 
junge und bislang in der öffentlichen Diskussion wenig beachtete Instru­
ment der aktiven Arbeitsmarktpolitik eine erhebliche Anzahl von regional­
und beschäftigungspolitischen, aber auch arbeitsmarkt- und sozialpoliti­
schen Funktionen erfüllen kann.  Zusammen mit anderen Instrumenten 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik, welche in Zukunft auch in Österreich an­
gesichts steigender Arbeitslosenquoten an Bedeutung gewinnen werden, 
leisten BGen damit einen nicht unerheblichen Beitrag zum Aufbau eines 
zweiten Arbeitsmarktes. Dieser soll die beschäftigungspolitische Funkti­
on des ersten keineswegs übernehmen, sondern ergänzen. 
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KOMMENTAR 

Reformbedarf und 

-möglichkeiten der 

Lohnpolitik im 

Globalisierungsprozeß* 

Arne Heise 

1. Ausgangslage 

Die Herausforderungen an die Ar­
beitsmärkte der Gegenwart (und Zu­
kunft) sind groß: Der Struktu�andel 

_
ist 

soweit fortgeschritten, daß w1r - zumin­
dest in den hochentwickelten Volkswirt­
schaften - nicht mehr guten Gewissens 
von Industriegesellschaften sprechen 
können, sondern uns an den Terminus 
"Dienstleistungs- oder Service-Gesell­
schaft" gewöhnen müssen: Nach der 
offiziellen Beschäftigtenstatistik der BR 
Deutschland sind bereits seit etwa Mit­
te der siebziger Jahre mehr Menschen 
im tertiären Sektor beschäftigt als im 
primären und sekundären Sektor zu­
sammen; stellt man auf die Tätigkeits­
profile (nicht auf Sektorenabgr�nzun�) 
ab, wird die Bedeutung der Dienstlei­
stungen noch viel klarer. Oe� Struktu�­
wandel wird überlagert von emer quali­
tativen Veränderung der industriellen 
und Arbeitsmarktbeziehungen: Immer 
stärker wird die hochgradig arbeitsteili­
ge Massenproduktion - nach dem US­
amerikanischen Automobilpionier auch 

• Hierbei handelt es sich um die über­
arbeitete Fassung eines Vortrages, der auf 
der Tagung 'Die Globalisierung der Märkte' 
der Akademie für politische Bildung, 
Tutzing , am 1 7. 1 .97 gehalten wurde. 

als "Fordismus" bezeichnet - durch 
neue Produktionsformen ersetzt, die -
im Zusammenspiel mit neuen Kommu­
nikationstechnologien - eine Neugestal­
tung der traditionellen Unternehmung 
ermöglichen. Dies bleibt schon heute 
nicht ohne Auswirkungen auf "interne", 
d.h. betriebliche, Arbeitsmärkte, eine 
zunehmende Segmentierung zwischen 
"Kern-Belegschaften" in "Normalar­
beitsverhältnissen" und "Rand-Beleg­
schaften" in "atypischen Beschäfti­
gungsformen" oder "Scheinse�

_
bstä�­

digkeit" wird thematisiert und durfte 1n 
Zukunft an Bedeutung gewinnen (1 ). 

Schließlich wird seit Beginn der 
neunziger Jahre mit Vehemenz auf die 
zunehmende Transzendierung nationa­
ler Volkswirtschaften hingewiesen - der 
allgegenwärtige Globalisierungsproz�ß 
- der die Arbeitsmärkte nicht in natlo­
�aler Umfriedung belassen kann. 

All diese Herausforderungen, die nur 
mit Einschränkung wirklich neuere Ent­
wicklungen darstellen, stehen natürlich 
in einem Spannungs- und Interdepen­
denzverhältnis zueinander: Der Globa­
lisierungsprozeß wirkt auf die struk�u­
relle Entwicklung nationaler Volkswirt­
schaften, der technische Fortschritt ist 
gleichermaßen Motor der strukturellen 
Entwicklung, der Veränderung interner 
Arbeitsmärkte wie auch der internatio­
nalen Arbeitsteilung im Globalisie­
rungsprozeß. 

Gleichwohl soll nun der Versuch ge­
macht werden, den Aspekt der Globali­
sierung aus diesem Beziehungsge­
flecht zu lösen und seine Auswirkungen 
auf die nationalen Arbeitsmärkte zu be­
handeln. Damit ist dann natürlich der 
Preisbildungsprozeß, d.h. die Lohnpoli­
tik im Blickpunkt, denn die Verarbei­
tu�g von Anpassungsbedarf obliegt im 
wesentlichen den Tarifparteien. 
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Der trendmäßige Anstieg der Arbeits­
losigkeit in allen hochentwickelten 
Volkswirtschaften - auch in Nordameri­
ka und Japan, scheinbar besonders 
ausgeprägt aber in Europa - deutet auf 
mangelnde Anpassungskapazität der 
Lohnsysteme und mithin auf Reform­
bedarf hin. Und so verwundert es auch 
nicht, wenn nicht nur in Wissenschaft 
und Politik die Forderung nach Abbau 
von die Marktkräfte behindernden Re­
gulierungen oder Institutionen (z.B. die 
Tarifautonomie, das Flächentarifsy­
stem etc.) erhoben wird, sondern sich 
auch reichlich Beispiele für "Umset­
zungserfolge" finden lassen. 

Diese Entwicklung reicht übrigens 
zurück bis zur ersten Ölpreiskrise Mitte 
der siebziger Jahre - zu einer Zeit also, 
als Globalisierung noch "Internationali­
sierung der Wirtschaft" buchstabiert 
wurde und im wesentlichen positiv be­
setzt war. Ich will im folgenden untersu­
chen, welcher (zusätzliche) Reformbe­
darf nun aus dem "Giobalisierungspro­
zeß" entspringt. 

2. Nationale Arbeitsmärkte im 
Globalisierungsprozeß 

Die Globalisierung wirkt sich auf die 
nationalen Arbeitsmärkte durch - wie es 
Horst Afheldt ausdrückt - "Handel und 
Wandel" aus: Das Gesetz vom Faktor­
preisausgleich verschafft sich nach 
Heckscher, Ohlin und Samuelson durch 
den Austausch von Gütern und Dienst­
leistungen - Handel - Geltung, mit der 
zunehmenden Deregulierung der inter­
nationalen Finanz- und Kapitalmärkte 
und der Reduktion (keineswegs Aufhe­
bung) von Importbeschränkungen für 
Realkapital (Niederlassungsbeschrän­
kungen) trägt auch die Kapitalmobilität 
- Wandel - dazu bei. Der implizierte, 
globusumspannende Ausgleich der Re­
allöhne für vergleichbare Tätigkeiten 
löst unterschiedliche Reaktionen aus. 
Für Horst Afheldt (2) steht fest: " ... 
(W)erden in einer Weit mit schnell 
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wachsender Bevölkerung alle Handels­
beschränkungen wirklich vollständig 
abgebaut, dann wird der größte Teil 
menschlicher Arbeit nach ein oder zwei 
Generationen weltweit so billig wie 
Dreck." 

Herbart Giersch (3) konstatiert etwas 
nüchterner: "Im Extremfall kann einfa­
che Arbeit in Deutschland nicht höher 
entlohnt werden als in Tschechien, auf 
Dauer auch nicht höher als auf dem in­
dischen Subkontinent. Die Aufholer 
können - ... - ihre Lohneinkommen stei­
gern, aber die Vorreiter verlieren ihren 
Vorsprung." So als ob er die dramati­
schen Konsequenzen dieser Aussage ­
siehe Afheldt - abschwächen möchte, 
fügt er allerdings gleich hinzu: "Den ab­
soluten Gleichstand wird es in absehba­
rer Zeit nicht geben." 

Um es klar zu sagen: Der vollständi­
ge Faktorausgleich - insbesondere der 
Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
- ist auch langfristig so wahrscheinlich 
wie der Einzug ins Paradies; auf Erden 
werden wir dies nicht erleben. Und zwar 
deshalb nicht, weil nicht die absolute, 
sondern nur die produktivitätsbereinig­
te Höhe des Arbeitseinkommens - die 
Lohnstückkosten - ausgeglichen wer­
den. Solange also die Produktivitätsun­
terschiede - die eben gegenüber Tsche­
chien und, mehr noch, dem indischen 
Subkontinent extrem sind - bestehen, 
verstoßen auch Unterschiede in den 
absoluten Lohnniveaus keineswegs ge­
gen das Faktorpreisausgleichstheo­
rem. Erst wenn diese Produktivitätsun­
terschiede - z.B. durch die angedeutete 
Kapitalmobilität - ausgeglichen werden, 
müßten sich auch die absoluten Lohn­
niveaus angleichen. 

Damit sind zwei Problemkreise be­
nannt, die es weiter zu verfolgen gilt: 
die Kapitalmobilität und die Lohnstück­
kostenentwicklung. 

Die (Real-)Kapitalmobilität ist nicht 
nur wegen bestehender Transaktions­
kosten, sondern insbesondere wegen 
der Möglichkeit von Größen- und Ag-
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glomerationsvorteilen (economies of 
scale and scope) nicht nur deutlich ge­
ringer ausgeprägt, als das Heckscher­
Ohlin-Samuelson-Theorem nahelegt, 
sondern auch von anderem Charakter: 
Sie findet ganz überwiegend zwischen 
Ländern mit vergleichbaren und eben 
nicht mit deutlich unterschiedlichen (re­
lativen) Faktoreinsatzverhältnissen 
statt. Dieses Bild hat sich selbst nach 
dem Fall des "Eisernen Vorhanges" und 
der Öffnung vormals abgeschotteter 
Märkte kaum verändert, der Anstieg 
der Kapitalmobilität zwischen Ländern 
vergleichbarer Faktorausstattung geht 
zum großen Teil auf politische Rah­
mensetzungen (z.B. europäische Inte­
gration, Fortschritte in den GATT-Ver­
handlungen, Verringerung der Wech­
selkurs-Volatilität zwischen 1 986 und 
1 992/93) zurück. 

Die zweifellos zunehmende Tran­
szendierung nationaler Volkswirtschaf­
ten findet also im wesentlichen zwi­
schen Ländern (Standorten) mit ver­
gleichbarer Faktorausstattung - genau­
er genommen sogar im wesentlichen 
zwischen Ländern in regionalen Inte­
grationsräumen - statt (4) ;  hier nun 
rückt die Betrachtung der Lohnstückko­
sten in den Mittelpunkt. 

Eine "überdurchschnittliche" Lahn­
stückkostenentwicklung - also der Ver­
such der Arbeitnehmer (bzw. ihrer Ge­
werkschaften), eine Veränderung der 
(relativen) Verteilung zu ihren Gunsten 
herbeizuführen - könnte durch "Handel 
und Wandel" bestraft werden: Die ver­
schlechterte Wettbewerbsposition führt 
zu einer Passivierung der Leistungsbi­
lanz oder einem Netto-Kapitalexpert -
beides zugleich geht übrigens nicht. 
Sowohl die Exportschwäche oder Sub­
stitution heimischer Produkte durch Im­
porte als auch die "Abwanderung von 
Kapital" müssen sich dann in einem 
Rückgang der Beschäftigung bzw. An­
stieg der Arbeitslosigkeit ausdrücken, 
deren Konsequenz - wenn das Lohnsy­
stem nicht völlig seine Anpassungsfä-
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higkeit verloren hat - eine Moderation 
der Lohnstückkostenentwicklung sein 
müßte. 

Tatsächlich wird die Lohnstückko­
stenentwicklung insbesondere seit An­
fang der neunzig er Jahre - also seitdem 
die "Giobalisierung" ins Rampenlicht 
der Öffentlichkeit getreten ist - immer 
wieder für die schlechte Arbeitsmarkt­
entwicklung in der Bundesrepublik ver­
antwortlich gemacht (5). Die Botschaft 
ist eindeutig: Die Lohnpolitik hat ver­
sagt, es bedarf der Kurskorrektur, wenn 
nicht gar der Reform des Kollektivver­
tragssystems. Einer genauen Betrach­
tung hält diese schlichte Argumentation 
freilich nicht stand: 
1 . ) Wir müssen zwischen realen und 

nominalen Lohnstückkosten unter­
scheiden (Abbildung 2). Die realen 
Lohnstückkosten sind - anders als 
es die Bezeichnung nahelegt - keine 
Kostengröße pro Outputeinheit, 
sondern eine dimensionslose Vertei­
lungsgröße, vergleichbar der Lohn­
quote. Sie hängen von verschiede­
nen Einflußfaktoren - der Kapitalin­
tensität, der Struktur der Erwerbs­
personen, der Branchenstruktur, der 
Verortung im Konjunkturzyklus - ab, 
was die internationalen Unterschie­
de erklärt (6). Der Vergleich der Ent­
wicklung der realen Lohnstückko­
sten (Abbildung 1 )  in Deutschland 
mit jener in den USA und Großbri­
tannien - Länder mit besonders de­
regulierten Arbeitsmärkten und be­
sonders dezentralisierten Lohnsy­
stemen - fällt zwar - entgegen der 
landläufigen Auffassung - schmei­
chelhaft für die Bundesrepublik aus, 
und doch sagt dies zwar einiges 
über die Struktur und Konjunktur in 
diesen Ländern, aber eben nichts 
über die "Leistungsfähigkeit" der 
Lohnpolitik im Sinne der Schaffung 
von Wettbewerbsvorteilen im "glo­
balen Weltdorf' aus (7). 

2.) Die nominalen Lohnstückkosten, die 
in der Bundesrepublik kontinuierlich 
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Abbildung 1 :  
Entwicklung der realen Lohnstückkosten in ausgewählten Ländern 
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Abbildung 2: 
Entwicklung von realen und nominalen Lohnstückkosten in der BR Deutschland 
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9.estiegen sind, beziehen eigentlich 
Apfel auf Birnen: eine nominale Grö­
ße (Arbeitskosten) auf eine reale 
Größe (Wertschöpfung pro Einheit). 
Der Anstieg der nominalen Lohn­
stückkosten ist dieser Methodik ge­
schuldet, sollte deshalb noch nicht 
bedrohlich sein. Gleichwohl kann 
ein Vergleich der Entwicklungen na­
tionaler Lohnstückkosten (Abbil­
dung 3) dann aufschlußreich sein, 
wenn eines angenommen wird: die 
Konstanz der Wechselkurse. Dann 
hätte sich Deutschland - aufgrund 
seines Lohnsystems - enorme Wett­
bewerbsvorteile verschaffen kön­
nen. Natürlich ist die Annahme einer 
Konstanz der Wechselkurse unreali­
stisch. Folgt aber die Wechselkurs­
entwicklung der Kaufkraftparitäts­
theorie, so müßten sich die nomina­
len Lohnstückkosten - umgerechnet 
in eine einheitliche Währung - etwa 
gleichmäßig entwickeln. Es spricht 
viel dafür - und zumindest für die D­
Mark läßt sich dies gut zeigen (Ab­
bildung 4) -, daß die Wechselkurse 
weder kurz- noch langfristig der 
Kaufkraftparität folgen, was sich auf 
die Wettbewerbsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft - kurz: die Standort­
qualität - auswirken muß (8). Aber 
eines ist klar: Diese Entwicklung ist 
der Funktionsweise der Devisen­
märkte, nicht aber einer mangeln­
den Anpassungsfähigkeit des Lohn­
systems geschuldet. 

3. Differenzierungsbedarf für 
Geringqualifizierte 

Der allokationstheoretischen Sicht­
weise des neoklassischen Mainstreams 
entspricht es - absolut unabhängig vom 
Grad der Globalisierung der Weltwirt­
schaft -, daß Arbeitslosigkeit etwas mit 
einem überhöhten Lohnniveau zu tun 
haben muß (9). Der Globalisierungs­
aspekt bringt zusätzlich die komparati­
ve Ebene ins Spiel: Aufgrund der Wett-
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bewerbssituation muß sich die Lohnpo­
litik nicht nur an einem hypothetischen 
Vollbeschäftigungslohn, sondern auch 
noch am real-existierenden Lohnko­
stenniveau der Konkurrenz orientieren. 
Die Schwierigkeiten habe ich erläutert. 
Eine weitere kommt hinzu: Wären die 
deutschen Arbeitsmarktprobleme im 
wesentlichen auf die mangelnde An­
passungsfähigkeit des Lohnsystems an 
die globale Konkurrenz zurückzufüh­
ren, müßten andere Volkswirtschaften ­
ganz in merkantilistischer Tradition -
entsprechende komparative Vorteile 
erzielt haben. Tatsächlich aber ist die 
Weltarbeitslosigkeit insgesamt gestie­
gen (1 0) ,  die wenigen Länder mit sin­
kender Arbeitslosigkeit - z.B. die USA 
und Großbritannien - müssen hier zu­
mindest den Effekt einer konjunkturel­
len Erholungsphase und die Unterbe­
wertung ihrer Währung gegen sich gel­
tend machen lassen. Es ist sehr zwei­
felhaft, ob dann noch Erklärungsbedarf 
besteht, für den das Lohnsystem heran­
gezogen werden könnte. 

Mit Niveaugrößen kommen wir also 
nicht viel weiter, es folgt häufig - auch 
Horst Afheldts Apokalypse zielte darauf 
ab - der Hinweis auf die besondere Be­
troffenheit der Geringqualifizierten, de­
ren spezifische Arbeitslosenquote deut­
lich höher ist als jene höherer Qualifika­
tionen. Soltwedel ( 1 1 )  bringt den Zu­
sammenhang auf den (neoklassischen) 
Punkt: "Da auf die Globalisierung von 
der Lohnpolitik nicht mit einer stärkeren 
Spreizung der Lohnstrukturen reagiert 
wurde, war ein Anstieg der Arbeitslosig­
keit für weniger qualifizierte Arbeits­
kräfte die unausweichliche Folge." Und 
Giersch ( 1 2) benennt die zugrundelie­
gende Philosophie:" Bei Löhnen, die so 
marktgerecht differenziert sind, daß 
sich die Unternehmer genug Gewinne 
aus der Beschäftigung zusätzlicher Ar­
beitskräfte erhoffen können, herrscht 
Vollbeschäftigung, werden die Arbeit­
nehmer durch verlockende Stellenan­
gebote geleitet." Die Begründung für 
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Abbildung 3: 
Entwicklung der nominalen Lohnstückkosten in ausgewählten Ländern 
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die Differenzierungsnotwendigkeit der 
Löhne im Globalisierungsprozeß l ie­
fert das "Stolper-Samuelson-Theo­
rem", wonach die relative Knappheit 
qual ifizierter Arbeitnehmer hochentwik­
kelter Volkswirtschaften im Globalisie­
rungsprozeß ebenso zunimmt wie die 
relative Knappheit unqual ifizierter Ar­
beitnehmer in  weniger entwickelten 
Volkswirtschaften .  Die mangelnde Dif­
ferenzierung wird dann auf die Politik 
der Gewerkschaften bzw. zu hohe 
Lohnersatzleistungen zurückgeführt 
(1 3). 

Die Gültigkeit d ieser Postulate wird 
zweifelhaft, wenn die allokationstheore­
tische Ebene um Einkommenseffekte 
erweitert wird ,  die sich aus unterschied­
l ichen Einkommenselastizitäten der 
Nachfrage verschiedener Lohnbezie­
her(-gruppen) und die Wachstumsef­
fekte zunehmender Lohn- und Einkom­
mensungleichheit ergeben (1 4). 

Aber auch abgesehen von d iesen 
theoretischen Einsprüchen scheint die 
empirische Betrachtung nur wenig Ar­
gumente für die Mainstream-Position 
zu l iefern : 
1 . ) Entgegen der landläufigen Darstel­

lung ( 1 5) hat sich die deutsche 
Lohnstruktur in allen Dimensionen -
also nach regionalen, qual ifikatori­
schen und sektoralen Gesichtspunk­
ten - in den vergangenen eineinhalb 
Jahrzehnten deutlich differenziert. 
Ein Vergleich mit Großbritannien -
häufig als das Musterland darge­
stellt - zeigt allerd ings, daß die qua­
lifikatorische Lohnd ifferenzierung -
im Gegensatz zu den beiden ande­
ren Dimensionen - geringer ausfiel 
(1 6). 

2.) Insbesondere das Beispiel Großbri­
tannien aber läßt große Zweifel an 
der allokativen Wirksamkeit einer 
qual ifikatorischen Spreizung der 
Lohnstrukturen aufkommen : N icht 
nur ist die Arbeitslosigkeit von Ge­
ringqual ifizierten in Großbritannien 
höher als in  der Bundesrepublik, 
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auch deren lnzidenz hat in den letz­
ten eineinhalb Jahrzehnten stärker 
zugenommen als in der Bundesre­
publik ( 1 7). 

3.) Das Stolper-Samuelson-Theorem 
der Lohndifferenzierung durch "Han­
del und Wandel" ist ebenfalls wenig 
überzeugend: Einerseits ist der An­
teil der wenig entwickelten Länder 
an deutschen Importen bzw. Kapital­
exporten sehr gering, andererseits 
hat sich d ieser Anteil über die letz­
ten zwei Dekaden eher verringert. 
Von massenhafter lmportpenetrati­
on oder Abwanderung jener Industri­
en,  die in besonderem Maße niedri­
ge Qualifikationen verwenden, kann 
also keine Rede sein - zumal in d ie­
sem Falle der Nachfragerückgang 
nach Qualifikationen ein inter-indu­
strielles Phänomen sein müßte. Un­
tersuchungen für die USA und 
Großbritannien weisen aber darauf 
h in ,  daß es sich um ein intra-indu­
strielles - d .h .  allgemeines - Phäno­
men handelt ( 1 8); auch für die Bun­
desrepublik scheint d iese Einschät­
zung zu gelten (1 9). 

4.) Schließlich mag der Anstieg der Ar­
beitslosigkeit der Geringqual ifizier­
ten auch mit dem "qualifikationsver­
zerrten" techn ischen Fortschritt er­
klärt werden , der wiederum - zumin­
dest teilweise - durch den zuneh­
menden Wettbewerbsdruck im "glo­
balen Weltdorf' begründbar ist. Aber 
auch hierfür ist die Evidenz gering: 
Zwar hat tatsächlich die Nachfrage 
nach geringqualifizierten Arbeitneh­
mern deutlich abgenommen - waren 
1 973 noch 37,7 % der beschäftigten 
Arbeitnehmer unausgebildet, so wa­
ren es 1 987 nurmehr 1 9,9 %. 
Gleichzeitig aber hat sich auch die 
Qual ifikationsstruktur des Arbeits­
angebotes entsprechend verändert: 
1 978 waren 26 % geringqual ifiziert, 
1 987 nurmehr 1 8,3  % aller Erwerbs­
personen. Auch die Tatsache,  daß 
die Entwicklung der geringqualifi-
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zierten Beschäftigung zwischen 
1 987 und 1 993 sogar überdurch­
schn ittl ich gut verlief - allerdings 
vornehmlich im Dienstleistungsbe­
reich -, läßt nicht gerade auf ein qua­
lifikatorisches Mismatch schließen, 
dem mit Lohndispersion beizukom­
men sei, sondern legt den Verdacht 
eines Selektions- bzw. Diskriminie­
rungsprozesses am Arbeitsmarkt 
nahe (20). 

4. Lohnpolitik unter Druck - zur 
politischen Ökonomie der 

Globalisierung 

Aus alledem folgt sicher n icht, wie 
Herbart Giersch (21 ) meint, "daß 
Deutschland heute unter einer struktu­
rellen Arbeitslosigkeit leidet, wesentlich 
bedingt dadurch , daß d ie Tariflöhne im 
Niveau zu hoch sind und in ihrer Struk­
tur n icht zu den Knappheitsrelationen 
der Gegenwart und Zukunft passen."  
Vielmehr läßt sich festhalten ,  daß das 
deutsche Kollektivvertragssystem - ins­
besondere auch im Vergleich mit dem 
als Prototyp dargestellten System 
Großbritanniens - ein hohes Maß an 
numerischer und finanzieller Flexibil ität 
aufweist; es gibt sogar H inweise darauf 
- die positive Lohndrift, n icht besetzte 
Lohngruppen, aber auch die N icht-Nut­
zung der neuen rechtl ichen Möglichkei­
ten bei der Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfalle -, das bestehendes Flexibi l i­
tätspotential ungenutzt bleibt. Wenn 
man annimmt, daß ein Trade-off zwi­
schen verschiedenen Formen der Fle­
xibil ität - z.B. der finanziellen und der 
funktionalen - besteht, dann mag ein 
Flexibil itäts-Mix als optimal gewählt 
werden, das n icht alle Flexibil itätspo­
tentiale ausnutzt (22). 

Gleichwohl ist kaum zu bestreiten, 
daß d ie Lohnpolitik in  der Bundesrepu­
blik seit langer Zeit - eigentlich seit der 
ersten Ölpreiskrise Mitte der siebziger 
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Jahre - unter Druck geraten ist (23). 
H ierin zeigt sich, positiv gewendet, die 
Diskrepanz zwischen betriebs- und 
volkswirtschaftl icher Logik. Für einzel­
ne Betriebe, für d ie das Preisniveau, 
der Wechselkurs und die gesamtwirt­
schaftl iche Nachfrage exogene Fakto­
ren sind, ist der Ruf nach größerer Fle­
xibilität - der Euphemismus für Lohnre­
duzierung - verständlich; zumindest so­
lange, bis die Konkurrenz mit ähnl ichen 
Maßnahmen antwortet und eben die 
exogenen Faktoren veränderlich (en­
dogen) werden. Hinter den jüngsten ra­
dikalen Forderungen - z.B. nach Aufga­
be des Flächentarifvertrages und der 
Tarifautonomie - steht aber vermutlich 
mehr: Einerseits wird der "Schwarze 
Peter" - immerhin muß erklärt werden, 
weshalb die Versprechungen der Markt­
optimisten so eklatant verfehlt werden -
zugewiesen, zum anderen aber ist das 
gesamtwirtschaftl iche Ergebnis einer 
Politik, die die Lohn- und Sozialpolitik 
unter Druck setzt, eine Redistribution 
der personellen Vertei lung. Die zuneh­
mende Ungleichheit wird dann als Preis 
einer Effizienz - die sich global bewäh­
ren muß - verkauft (24). Oder anders: 
Wer an der Lohnpolitik der Vergangen­
heit - insbesondere wenn sie mit einem 
egalitären, produktivitätsfördernden 
Anspruch verbunden war - festhalten 
wil l , muß sich mit der Kehrseite - näm­
lich Arbeitslosigkeit insbesondere im 
Segment niedriger Qualifikationen - ab­
finden. 

Wir haben gesehen, daß diese Argu­
mentation theoretisch fragwürdig und 
empirisch wenig plausibel ist. 

S. Lohnpolitik - weitermachen wie 
bisher? 

Eingangs wurden einige Herausfor­
derungen skizziert, die zweifellos ihre 
Spuren im deutschen Kollektivvertrags­
system hinterlassen werden: Das Ende 
des Fordismus macht eine größere Be-
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triebsnähe z.B.  bei der Ausgestaltung 
der Arbeitszeit und neuer Beschäfti­
gungsformen notwendig . Der Struktur­
wandel stellt neue Anforderungen an 
lebenslanges Lernen, was ebenfalls ta­
rifvertraglich geregelt werden kann.  
Auch mag es eine Strukturverschie­
bung von quantitativen zu qual itativen 
Elementen in den Tarifverträgen ge­
ben . Dies wird von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern gleichermaßen gese­
hen - die konkrete Ausgestaltung muß 
im Diskurs formuliert werden. Die loka­
len "Bündnisse für Arbeit" - bei VW oder 
im Steinkohlebergbau - zeigen die ln­
novationsfähigkeit. Es gibt begründete 
Hoffnung, daß dies im deutschen Kol­
lektivvertragssystem eingefangen wer­
den kann (25). Wolfgang Franz (26) 
stellt deshalb fest, "daß das deutsche 
Modell der Lohntindung kein Auslauf­
modell darstellt, eine behutsame Mo­
dellpflege gleichwohl unerläßlich ist". 

Ganz klar aber ist meine Einschät­
zung der einkommensbestimmenden 
Komponente der Tarifverträge, also der 
Lohnpolitik i .e .S. :  H ier müssen sich die 
Tarifparteien davor hüten,  die Krise des 
Arbeitsmarktes und - mehr noch - die 
Globalisierung, die eigentlich im we­
sentlichen eine europäische Integration 
darstellt - für eine Strategie der Öffnung 
der Nominallohnpolitik nach unten nut­
zen zu wollen . Damit würde die Unsi­
cherheit über die Entwicklung des ge­
samten Kostengefüges zunehmen und 
die Gefahr einer Deflationierung her­
aufbeschworen werden - eine fatale 
Entwicklung für jede auf Kreditbezie­
hungen basierende Volkswirtschaft 
(27). Die eigentliche Herausforderung 
für die deutsche Lohnpolitik l iegt des­
halb darin ,  sich im einheitlichen Wäh­
rungsraum einer Europäischen Wäh­
rungsunion zurechtzufinden. Die euro­
päische Lohnpolitik, zu der die deut­
sche Lohnpolitik ihren Teil beizutragen 
hat, muß den Spagat zwischen einer 
produktivitätskonformen Regionalisie­
rung einerseits und einer den Nominal-
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Iohnwettbewerb beschränkenden Euro­
päisierung der Lohnpolitik andererseits 
in der künftigen Europäischen Wäh­
rungsunion bewerkstelligen (28). Ange­
sichts der riesigen Organisationsunter­
schiede der europäischen Tarifparteien, 
kultureller und regulativer Heterogeni­
tät innerhalb der EU ist dieses Unter­
fangen - d ie Herausbildung eines "kon­
trollierten" europäischen Lohnraumes -
noch weit von seiner Realisierung ent­
fernt (29). 

Anmerkungen 
( 1 )  Vgl .  Walwei ( 1 995). 
(2) Afheldt ( 1 995) 7. 
(3) Giersch (1 994) 1 58. 
(4) Vgl. Härtel, Jungnickel ( 1 996) 1 52ff. 
(5) Vgl .  Fels ( 1 996); SVR ( 1 996) TZ 316 .  
(6) D ie  von den Tarifparteien betriebene 

Nominallohnpolitik geht deshalb auch 
nur insoweit in die realen Lohnstück­
kasten ein, wie sie - temporär - die 
Konjunktur oder - anhaltend - die Kapi­
talintensität zu bestimmen vermag. 
Hierüber gehen freilich die Meinungen 
weit auseinander; vgl .  Heise ( 1 995). 

(7) Wenn also eine 'moderate' Lohnpolitik 
tatsächlich zu einem Sinken der Kapi­
talintensität führen sollte, würden die 
realen Lohnstückkosten ansteigen ( !) .  
Führte dies etwa zu einer Schwächung 
der Wettbewerbsfähigkeit? 

(8) Vgl .  Heise ( 1 994). 
(9) So schreibt beispielsweise Eekhoff 

( 1 994) 1 7: "Man kann es drehen und 
wenden, wie man wil l ,  niemand kommt 
an der schlichten ökonomischen Logik 
vorbei ,  daß anhaltende Arbeitslosigkeit 
etwas mit dem Niveau und der Dif­
ferenzierung von Löhnen zu tun hat." 

( 10)  So der ILO-Bericht des Jahres 1 995, 
vgl .  Süddeutsche Zeitung (23.2 . 1 995) 
23. 

( 1 1 ) Sollwedel ( 1 996) 225. 
( 12)  Giersch (1 994) 1 67. 
( 1 3) Berthold , Fehn ( 1 996); Paque ( 1 996). 
( 14)  Alesina, Perotti ( 1 996); Persson, 

Tabell ini ( 1 994) .  
( 1 5) Vgl .  Siebert ( 1 994) 1 28ff; Berthold, 

Fehn ( 1 996) 1 9f. 
( 16 )  Vgl. Heise ( 1 996a). 
( 1 7) Vgl .  Glyn ( 1 995). 
( 18)  Vgl .  Gregg, Machin (1 994) 1 1 5. 
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( 19)  Vgl. O'Mahony, Wagner, Paulssen 
( 1 994) 65. 

(20) Heise ( 1 996b). 
(21 )  Giersch (1 994) 1 69. 
(22) Vgl .  MacDonald, Tüselmann ( 1 996) .  
(23) Vgl .  Bispinck ( 1 995). 
(24) So formulieren Berthold und Fehn 

( 1 996) 23: "Die anhaltend hohe 
Arbeits-losigkeit in Deutschland wird 
man nur in den Griff bekommen, wenn 
auf allen Teilarbeitsmärkten der Lohn 
wesentlich stärker auf ein 
Überschußangebot an Arbeit reagiert. 
Dann würde nicht nur die 
qual ifikatorische Lohnstruktur weiter 
aufgefächert, sondern auch das 
allgemeine Lohnniveau würde zumin­
dest vorübergehend zurückgehen . . . .  
Die veränderte Struktur der  Arbeits­
nachfrage kollid iert mit den herr­
schenden Gerechtigkeitsvorstel­
lungen in bezug auf die zu gewährende 
Min-destabsicherung und 
Einkommens-verteilung." 

(25) Vgl .  Bahnmüller, Bispinck ( 1 995). 
(26) Franz ( 1 995) 54. 
(27) Aus eben diesem Grunde hielt Keynes 

eine Nominallohnrigidität nicht etwa 
für ein Systemmerkmal, mit dem man 
le-ben müsse, sondern für eine 
System-notwendigkeit. Deshalb 
gingen seine Pol itikvorschläge immer 
in Richtung einer expansiven 
Geldpolitik bei fixer Lohnpolitik, statt 
einer Nominallohn-senkung bei fixer 
Geldpolitik das Wort zu reden; vgl .  
Keynes (1 936) 257ff. 

(28) Vgl .  Heise ( 1 995). 
(29) Vgl .  Jacoby, Pochet ( 1 996). 
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BERICHTE UND DOKUMENTE 

Experimentarium Wien -

ein strategisches Konzept 

für ein interaktives 

Zukunftsmuseum C l )  

Josef Schmee 

1. Die Österreichische Gesellschaft 
und der technische Fortschritt 

1.1 Technischer Fortschritt und 
Beschäftigung 

Beschäftigung zählt heute zu denje­
nigen Themen in der öffentlichen Dis­
kussion, welche die Österreicherinnen 
am meisten bewegen. Dies ist bei einer 
kontinu ierlichen Zunahme der Arbeits­
losenraten in den letzten Jahren keine 
Überraschung. Trotz einer im interna­
tionalen Vergleich eher geringen Ar­
beitslosenrate von 4,5% werden die 
Ängste der Beschäftigten um ihren Ar­
beitsplatz immer größer. Besonders 
dramatisch ist d iese Situation bei den 
Jugendlichen, die Angst haben, keinen 
adäquaten Arbeitsplatz zu finden. 

Vor d iesem Hintergrund ist die in 
Österreich - allerdings nur selten - ge­
führte Diskussion über den Zusammen­
hang von Beschäftigung und neuen 
Technologien zu bewerten .  Technik wird 
dabei fast ausschließlich unter dem Ka­
pitel "Rationalisierung und Freisatzung 
von Arbeitskräften" behandelt. Dies ist 
unter dem Gesichtspunkt von Betroffe­
nen, die durch den Einsatz neuer und 
effizienterer - unter ökonomi-schen Ge­
sichtspunkten gesehen - Technologien 

freigesetzt werden, durchaus zu ver­
stehen. Insgesamt stimmt die Einschät­
zung, daß neue Technologien vor allem 
Arbeitsplätze vernichten, nicht. Obwohl 
die Industrieländer in den letzten zwan­
zig Jahren eine kontinuierliche Reduk­
tion von Industriearbeitsplätzen hin­
nehmen mußten ,  gab es innerhalb der 
OECD-Länder seit dem Zweiten Weit­
krieg ein kontinuierliches Ansteigen der 
Gesamtbeschäftigung. Dabei hat der 
technologische Wandel zu einer größe­
ren Beschäftigung geführt. Zusätzlich 
ging diese Erhöhung der Beschäftigung 
mit einem höheren Einkommen der 
Beschäftigten und einer kontinuierlich 
zunehmen-den Freizeit einher (2). Al­
lerdings wurde die Zunahme der Ge­
samtbeschäftigung von einer Redukti­
on der Nachfrage nach geringer qualifi­
ziertem Personal und einer steigenden 
Nachfrage nach höher qual ifizierten 
Mitarbeiterinnen in den Unternehmen 
begleitet. H inzu kommt ein Phäno­
men, das der Österreichische Ökonom 
Schumpeter mit dem Begriff der 'krea­
tiven Zerstörung' beschrieben hat. Er 
meinte damit, daß Wachstumsimpulse 
durch die Einführung neuer Technologi­
en stets mit dem Verlust an Arbeitsplät­
zen in älteren Branchen und Technolo­
giesektoren einhergegangen sind und 
einhergehen. 

Diesen schmerzvollen Prozeß des 
Strukturwandels nach der Schum­
peter'schen Vorstellung erleben wir zur 
Zeit auch in Österreich. Er wurde durch 
internationale Phänomene wie die Mo­
bil ität von Kapital und Technologie, den 
Beitritt zur Europäischen Union und die 
Öffnung der ehemaligen RGW-Staaten 
beschleunigt. Die Notwendigkeit für 
den Strukturwandel resultiert jedoch 
primär aus der Tatsache,  daß neue 
Technolog ien gemeinsam mit neuen 
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Organisationsformen und einem gut 
ausgebildeten Personal zu den wichtig­
sten Faktoren für die Wettbewerbsfä­
higkeit von Unternehmen geworden 
sind und daß in Österreichs Industrie 
gerade bei der Entwicklung und Anwen­
dung neuer Technologien ein Nachhol­
bedarf besteht (3). 

1.2 Die Performance des 
Österreichischen und Wiener 

Innovationssystems im Überblick 

Österreichs Wirtschaft hat zwar in 
den letzten Jahren eine Reihe von Po­
sitiva, z.B.  in der Arbeitsproduktivität, 
aufzuweisen .  Dies ist erstaunl ich inso­
fern, als die Forschungsquote noch 
deutlich unter dem OECD-Durch­
schnitt, der Anteil der selbstfinanzierten 
Industrieforschung sehr gering, der An­
teil des Forschungspersonals in der In­
dustrie ebenfalls gering und die Patent­
bilanz äußerst negativ ist. Der geringe 
finanzielle Input der Industrie in den in­
novatorischen Prozeß begründet sich 
u.a.  aus der Größe der Betriebe und 
aus der Branchenstruktur. Während der 
"TOP-1 0-Durchschnitt" i n  Österreich 
1 2 .000 Beschäftigte hat, liegt dieser 
Durchschnitt in Schweden bei 49.000, 
in der Schweiz bei 60.000, in Japan bei 
1 07.000, in der BRD bei 1 77.000 und in 
den USA bei 3 1 1 .000 Mitarbeitern. Das 
Fehlen von großen Unternehmen wirkt 
sich insofern negativ auf die F&E-Quo­
te aus, als weltweit, und dies konnte 
auch für Österreich gezeigt werden, 
eine positive Korrelation von F&E-In­
tensität und Betriebsgröße nachweis­
bar ist (4). Hinzu kommt, daß die Struk­
tur des produzierenden Sektors in 
Österreich noch immer durch hohe 
Grundstoffnähe, Halbfertigwaren und 
relativ einfache Konsumgüter gekenn­
zeichnet ist. Dementsprechend domi­
nieren ressourcenintensive Güter den 
Export bei einem gleichzeitigen Außen­
handelsdefizit bei technologieintensi­
ven Produkten (5). 
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Für die Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen wird es heutzutage im­
mer wichtiger, systematisch Zugang 
zur Wissensproduktion zu haben, um 
bei Innovationsvorhaben auf dem inter­
national aktuellen Stand neuer Techno­
lagien bzw. von Forschung und Ent­
wicklung aufzubauen. Dementspre­
chend ist auch die Wettbewerbsfähig­
keit eines ganzen Wirtschaftsstand-or­
tes nicht alleine eine Funktion der Wett­
bewerbsfähigkeit seiner Unternehmen, 
sondern das Resultat der Performance 
des gesamten nationalen bzw. regiona­
len lnnovationssystems. Dabei verste­
hen die Technologieforscher unter ei­
nem nationalen bzw. regionalen Inno­
vationssystem die Gesamtheit aller pri­
vaten und öffentlichen Institutionen und 
Unternehmungen, deren Aktivitäten 
und Interaktionen die Schaffung und 
Ausbreitung (Anwendung) von Techno­
lagien und technologischem Wissen 
beeinflussen (6). 
Ein wichtiges Element jedes nationalen 
Innovationssystems ist das Wissen­
schaftssystem. Das Österreichische 
Wissenschaftssystem ist, im internatio­
nalen Vergleich , mit sehr geringen Fi­
nanzmitteln ausgestattet und nach wie 
vor stark durch die Universitäten ge­
prägt. Rund 60% der Mittel der öffentli­
chen Hand, die für F&E aufgewendet 
werden, fließen der universitären For­
schung zu . Demgegenüber liegt der 
OECD-Durchschnittswert dieses Indi­
kators bei 30% (7). Betrachtet man den 
unmittelbar wirtschaftsrelevanten Be­
reich der Universitäten genauer, der für 
das Österreichische Innovationssystem 
auch kurz- bis mittelfristig von Bedeu­
tung ist, so zeigen sich folgende bei­
spielhaft aufgezählte Fakten (8): 
* Trotz zahlreicher Kooperationen zwi­

schen Universitäten und der Wirt­
schaft zeigt sich eine deutliche Dis­
krepanz zwischen dem Kooperations­
angebot der einzelnen Universitätsin­
stitute und der Kooperationsnachfra­
ge der Wirtschaft. 
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* Das Forschungsprofi l der "wirtschafts­
relevanten" Universitätsinstitute mit 
einer starken Konzentration auf Na­
turwissenschaften und Medizin deckt 
sich n icht mit dem Spezialisierungs­
profil des Österreichischen Unterneh­
menssektors. 

* Die Institutsgröße hat keinen wesent­
l ichen Einfluß auf die Publikationsin­
tensität und die Kooperationsinten-si­
tät, so daß man im Gegensatz zur 
Wirtschaft nicht von Skaleneffekten 
sprechen kann.  

* Die unterschiedl iche Lehrbelastung 
des wissenschaftl ichen Personals 
der Universitätsinstitute schlägt sich 
nicht signifikant in  unterschied licher 
Kooperations- und Publikationsinten­
sität nieder. 

* Eine professionelle Vermittlung von 
Kooperationen zwischen den Univer­
sitäten und der Wirtschaft fehlt zum 
Teil noch ganz bzw. wird nur mit unter­
kritischen Massen wahrgenommen. 

* Die Mehrzahl der Universitätsinstitute 
signalisiert zwar Kooperationsbereit­
schaft, scheint aber gleichzeitig auf 
die Initiative der potentiellen Koopera­
tionspartner aus der Industrie zu war­
ten .  
Dabei gilt es allerd ings festzuhalten,  

daß Kooperationsbarrieren zwischen 
Universität und Wirtschaft kein  aus­
schließlich österreichisches Phänomen 
sind . Die internationale Innovationsfor­
schung kennt mehrere Hauptbarrieren 
für die Wissensverbreitung. Beispiele 
dafür sind hohe Zugangskosten zu Wis­
sen in Form von Such- und Selektions­
kosten ,  Kosten bei der Aufnahme von 
Wissen ,  Vermittlungsprobleme durch 
institutionelle Unterschiede oder 
schlicht und einfach das Kooperations­
risiko für die Unternehmen, die Wissen 
zur Verbesserung der eigenen Wettbe­
werbsposition einsetzen wollen , wäh­
rend Universitätsinstitute ein Interesse 
an Veröffentl ichung ihrer Forschungs­
ergebnisse haben. 

Wie sieht nun der Wirtschaftsstand-
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ort Wien bzw. das regionale Innovati­
onssystem in bezug auf die Entwick­
lung und Anwendung neuer Technologi­
en aus? Ein erster Blick zeigt, daß der 
Wirtschaftsstandort Wien über eine be­
trächtliche Anzahl von Forschungs­
und Bildungseinrichtungen verfügt. Er 
beherbergt zwei Drittel aller Österreichi­
schen Forscher, wobei vor allem auf­
fällt, daß der Standort Wien innerhalb 
Österreichs die höchste Dichte an Uni­
versitäten aufweist. Auch in  bezug auf 
innovationsbezogene Entscheidungs­
kompetenz ragt der Standort durch 
zahlreiche Headquarters aus dem 
Österreichischen Innovationssystem 
heraus. Seibigas gilt für die (Wirt­
schafts-)politischen Entscheidungs­
kompetenzen, die neben den Einrich­
tungen der Stadt auch die Entschei­
dungskompetenzen des Bundes beher­
bergen. Trotzdem weist die Wiener 
Wirtschaft Innovationskennziffern auf, 
die unter denen des Österreichischen 
Durchschnitts liegen (9). Bei der Frage, 
woran dies liegt und warum die Perfor­
mance des regionalen Innovationssy­
stems nicht hoch genug ist und auch 
den neuen internationalen Anforderun­
gen nicht ausreichend gerecht wird , 
zeigt sich, daß Wien neben den Proble­
men des gesamten Österreichischen ln­
novationssystems auch eigene (struk­
turelle) Probleme aufweist, wie sie in 
den Studien "Metropole Wien" ( 1 0) 
oder "Technologiestandort Wien" ( 1 1 )  
diskutiert werden. Dies drückt sich dann 
u.a. in  folgendem Ranking der Attrakti­
vität des Wirt-schaftsstandortes Wien 
aus, das aus den Einschätzungen inter­
nationaler Top-Manager resultiert; da­
bei nimmt Wien innerhalb von 30 Städ­
ten nur den 23. Rang ein ( 1 2) .  

1.3 Ein Wissenschaftsmuseum als 
'missing link' im Österreichischen 
und Wiener Innovationssystem 
Die Bedeutung, die neue Technologi­

en und damit Wissenschaft und For-
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schung für die Wettbewerbsfähigkeit 
von Regionen und Ländern haben, wur­
de auch in Österreich und Wien von der 
Politik erkannt. Österreich geht gerade 
daran, auf der Basis eines Expertenent­
wurfes für die Technologiepol itik der 
Bundesregierung (1 3) ein " White Paper 
zur Forschung und Technologie" ( 14) zu 
implementieren und damit die Organi­
sation der Technologiepolitik zu verbes­
sern . Wien reagierte 1 996 mit der Be­
auftragung eines Konzeptes für eine 
Technologiepolitik ( 1 5) und befindet 
sich u .a .  mit der Errichtung eines Wis­
senschafts- und Technologieparks in 
der ersten Phase der Umsetzung die­
ses Konzeptes. 

Das Bewußtsein über die Bedeutung 
neuer Technologien für ein regionales 
bzw. nationales Innovationssystem und 
damit auch für die Sicherung eines 
Wirtschaftsstandortes bzw. für die Be­
schäftigung ist in der Bevölkerung aller­
dings nach wie vor gering . So zeigte 
sich in einer Untersuchung des Fessel­
Instituts im Auftrag der Wirtschafts­
kammer Österreich, daß die Öster-rei­
cherinnen dem technischen Fortschritt 
passiv gegenüberstehen, nur geringes 
Interesse an Forschung und techni­
scher Entwicklung haben und insge­
samt neuen Technologien eher skep­
tisch gegenüberstehen (1 6 1 ) .  Als Kon­
sequenz findet eine kritische Auseinan­
dersetzung mit den Errungenschaften 
und Gefahren wissenschaftlich/ techni­
scher Entwicklungen in der Bevölke­
rung nicht oder n icht in ausreichendem 
Ausmaß statt. Dies hat zur Folge, daß 
Technik als konstruktives Element der 
Zukunftsgestaltung nicht wahrgenom­
men wird, Entwicklungspfade neuer 
Technologien überwiegend im Ausland 
gezogen werden und Mitbestimmung 
über die Richtungen neuer Technologi­
en erst viel zu spät einsetzt. Weltweit 
werden in solchen Situationen Science 
Centres als technologiepolitisches In­
strument eingesetzt. Sie tragen dazu 
bei, daß die Aufmerksamkeit in der Be-
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völkerung in bezug auf wissenschaftli­
che Erkenntnisse und neue Technologi­
en steigt und damit auch die Akzeptanz 
für öffentliche Aktivitäten zur Verbesse­
rung des nationalen/regionalen lnnova­
tionssystems. Außerdem bilden sie die 
Verbindung unterschiedlicher Elemente 
des Innovationssystems und sind damit 
eine Schnittstelle zwischen Wissen­
schaft, Wirtschaft, dem Bildungssy­
stem und insgesamt zu der Bevölke­
rung. 

2. Wissenschaftsmuseen - ihre 
Funktion und Bedeutung 

international 

2.1 Was ist ein 
Wissenschaftsmuseum? 

Wissenschaftsmuseum ( Science-
Centre) befassen sich mit Naturwissen­
schaft und Technik, in weiterer Folge 
auch mit den Sozialwissenschaften .  
Die Grundidee eines Wissenschafts­
museums besteht darin ,  Verständnis 
und Interesse für Forschung, neue 
Technologien sowie deren Ergebnisse, 
Anwendungen und Auswirkungen zu 
erzielen und zu verstärken .  Die Besu­
cher sollen motiviert werden, sich mit 
den Phänomenen und den Gesetzen 
der Naturwissenschaften zu beschäfti­
gen und "hinter die Kulissen" techni­
scher Lösungen zu blicken.  Jeder Be­
sucher soll auch motiviert werden, sich 
mit den Visionen, technischen Möglich­
keiten und sozialen Auswirkungen aktiv 
auseinanderzusetzen .  Er soll von den 
Phänomenen und Gesetzen der Natur­
wissenschaften während seines Besu­
ches fasziniert sein und die Präsentati­
on als kurzweil ig, informativ, attraktiv, 
kommunikativ und lehrreich erleben . 

Charakteristisch für Wissenschafts­
museen ist deren Form des Dialogs mit 
dem Besucher und ihre Mission .  Sie 
wollen keine fertigen,  endgültigen Ant­
worten liefern , der Besucher soll ani-
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miert werden zu fragen: "Was passiert 
wenn . . .  " ,  und die Möglichkeit haben , 
dies auch experimentell zu erforschen . 
Dazu gi lt es, Wissenschaft und Technik 
für den Besucher in  einer unterhaltsa­
men und zugleich aufregenden Weise, 
darzustellen und erlebbar zu machen. 
Ein Wissenschaftsmuseum ist mit sei­
nen Themenstel lungen auf die Gegen­
wart und Zukunft hin ausgerichtet. Im 
Mittelpunkt stehen Ausstellungsstatio­
nen (exhibits) , die sich durch Interakti­
vität und selbständiges Tun (hands-on) 
auszeichnen, das heißt es darf/soll an­
gegriffen,  benützt, experimentiert, d is­
kutiert usw. werden. Gerade darin un­
terscheiden sie sich von bewahrenden, 
Kulturgut konservierenden Museen. 

2.2 Entwicklung von 
Wissenschaftsmuseen weltweit und 

ihre Bedeutung im nationalen 
Kontext 

Weltweit werden zur Erhöhung der 
Aufmerksamkeit in  der Bevölkerung in 
bezug auf Wissenschaft und Technik 
Wissenschaftsmuseen eingesetzt. l n  
rund vierhundert Wissenschaftsmuse­
en findet eine Begegnung zwischen 
Wissenschaft und Forschung einerseits 
und mehr als fünfzig Mi l l ionen Besu­
chern jährlich andererseits statt. Damit 
haben sich d iese Einrichtungen als 
wichtige bildungs- und technologiepoli­
tische Instrumente etabliert. ln Europa 
gibt es derzeit rund achtzig Wissen­
schaftsmuseen. Fast zwei Drittel davon 
wurden erst in den neunziger Jahren er­
öffnet. Bis zum Ende dieses Jahrzehnts 
werden voraussichtlich noch zehn wei­
tere Wissenschaftsmuseen ihren Be­
trieb aufnehmen (Budapest, Bratislava, 
Laibach u .a .m.) . 

Wissenschaftsmuseen in Europa ha­
ben oft eine überreg ionale bzw. natio­
nale Bedeutung und sind eher mittlere 
bis große Einrichtungen, während es 
insbesondere in den USA auch eine 
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Vielzahl von kleinen und kleinsten Wis­
senschaftsmuseen mit einer starken lo­
kalen Betonung gibt. Die Errichter und 
Setreiber von Wissenschaftsmuseen 
unterstützen sich gegenseitig in Netz­
werken, tauschen Erfahrungen aus und 
entwickeln gemeinsam Ausstellungen . 
Außerdem kooperieren sie mit For­
schungseinrichtungen und Schulen. 
Große staatliche Programme werden in 
den aufstrebenden Entwicklungslän­
dern wie China und Ind ien verfolgt. In­
itiativen in Mexiko, Südafrika , Latein­
amerika etc. werden meist von privaten 
gemeinnützigen Organisationen getra­
gen. 

Warum gibt es diese Erfolgsstory der 
Wissenschaftsmuseen in hochentwik­
kelten Industriestaaten ,  und in anderer 
Form übrigens auch in der Dritten 
Weit? Und warum diese In itiative? Die 
Antwort besteht im wesentl ichen aus 
zwei Teilen. 

Einerseits spielen Wissenschaft und 
Technik und deren Anwendung in der 
Gegenwart eine so große Rolle, daß die 
Begreifbarmachung d ieser neuen Tech­
nologien und die Auseinandersetzung 
mit ihrer Anwendung unverzichtbar ist, 
wenn man n icht riskieren wil l ,  daß die 
Bevölkerung den "Anschluß" zu diesen 
Entwicklungen verliert und Technik­
feindlichkeit sowie irrationales Verhal­
ten an Boden gewinnt. Andererseits ist 
es für alle Wissenschaftsmuseen - bei 
allen ihren Verschiedenheiten - charak­
teristisch , daß es sich um Institutionen 
handelt, die der Besucher nicht nur als 
Beobachter und Betrachter erlebt, son­
dern wo ein interaktives Verhältnis zwi­
schen den Besuchern und den Ausstel­
lungsstationen (exhibits) und zwischen 
den Besuchern untereinander herge­
stellt wird. Für den Besucher eines Wis­
senschaftsmuseum ist der Besuch 
ebenso informative Wissensvermeh­
rung , als auch abwechslungsreiche 
Freizeitgestaltung . Für Schüler und Ju­
gendliche ist es eine plastische und 
wichtige Ergänzung zum Lehrstoff der 
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Schule. Für Erwachsene und Berufstä­
tige ist es eine Form des permanenten 
Lernens und des Verstehens von Vor­
gängen in der Arbeitswelt. Das Wissen­
schaftsmuseum selbst ist nichts Starres 
und Unveränderbares, sondern es 
"lebt" mit der technologischen Entwick­
lung mit und steht in ständiger Ausein­
andersetzung mit gesellschaftl ich rele­
vanten Fragen. 

2.2.1 Die Gründung des 
Exploratoriums in San Francisco 

Ausgegangen ist die Wissenschafts­
museum-Bewegung von Frank Oppen­
heimer. Seine Lehrtätigkeit für alle Un­
terrichtsstufen,  von der Grundschule 
bis zur Eliteuniversität und seine dabei 
gemachten Erfahrungen , junge Men­
schen zu motivieren, sich mit den Phä­
nomenen der Physik auseinanderzu­
setzen und der Besuch europäischer 
Museen anläßl ich seines Europaauf­
enthaltes 1 965 veranlaßten ihn ,  1 969 
die Initiative zur Gründung eines "Ex­
ploratoriums" zu ergreifen. 

Im "Curator" (einer Museumszeitung) 
veröffentl ichte Oppenheimer im No­
vember 1 968 den Artikel "Argumente 
für ein Wissenschaftsmuseum" ( 1 7). Er 
begann mit der Feststellung, daß die 
von den Grundlagenwissenschaften 
untersuchten Phänomene und die 
Früchte der Technik als Veränderungs­
faktoren der Gesellschaft im täglichen 
Leben immer wichtiger würden und 
dennoch erstaunlich wenig Menschen 
d iese verstünden oder sich damit wohl­
fühlten.  Deshalb gäbe es einen wach­
senden Bedarffür ein Ambiente, in dem 
die Menschen im Detail mit Naturwis­
senschaft und Technik vertraut würden 
und durch Betätigung von Laborauf­
bauten und durch Beobachten - auch 
ihres eigenen Verhaltens - Faszination, 
Neugierde und Verständnis gewinnen. 
Wichtig war für Oppenheimer, Ausstel­
lungsstationen so zu gestalten, daß sie 
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den Besucher aufklären (oder besser 
noch animieren, für sich selber zu ent­
decken), wie Wahrnehmung vor sich 
geht und wie sie von der Erfahrung be­
einflußt wird .  Wie die Gesellschaft mit 
Wissenschaft und Technik umgeht, war 
für Frank Oppenheimer Ausdruck von 
Kultur. Es war daher bemerkenswert, 
daß Oppenheimer für sein Exploratori­
um den zur Jahrhundertwende errichte­
ten 'Palace of Fine Arts ' zur Verfügung 
gestellt bekam. 

Dem Motto Frank Oppenheimer ge­
mäß werden Ausstellungsstationen -
heute mehr denn je - in enger Zusam­
menarbeit zwischen Wissenschaftern , 
Künstlern , Pädagogen und erfahrenen 
Museumsdidaktikern entwickelt. Das 
Exploratorium hat sich zum Ziel ge­
setzt, die Öffentl ichkeit/Bevölkerung/ 
Besucher zu ermutigen, ihre ,  diese 
Weit zu verstehen, jungen, talentierten 
Menschen Wissenschaft attraktiv zu 
machen und neue Ideen und Techniken 
im Unterrichten von Naturwissenschaft 
zu forcieren. 

2.2.2 Neuorientierung der 
Wissenschaftsmuseen ­

Paradigmenwechsel 

Wissenschaftsmuseen stehen in be­
zug auf die verfügbare Freizeit und das 
verfügbare Geld der Besucher in zu­
nehmender Konkurrenz mit anderen 
Freizeiteinrichtungen (wie z.B.  Erleb­
niswelten). Dieser Druck führte u .a. zu 
einer Erneuerung ( 1 8) von Wissen­
schaftsmuseen mit Schwerpunktset­
zungen einer verstärkten Inanspruch­
nahme von modernen interaktiven Dar­
stellungstechn iken ,  Anbieten von zu­
sätzlichen Möglichkeit des Lernens in 
Seminaren sowie zugehöriger Fachl ite­
ratur in einer Bibl iothek, Aufbereitung 
und Präsentation von Themen in Publi­
kationen und Medien, Kooperation mit 
Forschungseinrichtung wie auch Durch­
führung von Forschungsprojekten. Ne­
ben d ieser Erneuerung und der Erwei-
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terungen der Wissenschaftsmu-seen in 
bezug auf eine zeitgemäße Darstellung 
findet eine weitere Erneuerungsdiskus­
sion ganz grundsätzlicher Art statt: Wa­
ren Wissenschaftsmuseen bisher, wie 
internationale Erfahrungen zeigen, her­
vorragend geeignet, die Erkenntnisse 
der Wissenschaft zu erleben und zu er­
fahren, indem naturwissenschaftliche 
Phänomene und technologische Prinzi­
pien dargestellt wurden, so muß in den 
künftigen Generationen von Wissen­
schaftsmuseen auch die Vermittlung 
gesellschaftl icher und ökonomischer 
Auswirkungen Beachtung finden. Lag 
der Schwerpunkt der Wissenschafts­
museen bis vor kurzem im Bereich der 
Ausstellungsstationen ,  so betont die 
gegenwärtige Neuorientierung ( 1 9) ln­
teraktivität, Kommunikation, Vernet­
zung und soziales Lernen, um die neu­
en gesellschaftl ichen Herausforderun­
gen zu bewältigen. 

2.2.3 Ausgewählte 
Wissenschaftsmuseen und deren 

Aktivitäten 

Lawrence Hall of Science, Universi­
tät von Kalifornien , Berkeley: 

Die Spuren der Durchdringung unse­
res täglichen Lebens mit Technologie 
zu erkennen ist eine spannende Frage. 
ln Geschichten eingebaut, als Theater­
workshop inszeniert, in einen Kriminal­
fall verpackt, oder als Wissenschafts­
messe ( Science Fair) - immer ist der 
Besucher mit High Tech in unterhaltsa­
mer, anregender, spannender und zu 
weiteren Fragen animierender Weise 
konfrontiert. 

Die LHS ist das öffentliche Wissen­
schaftsmuseum der Universität von 
Kaliforn ien , Berkeley, und ist sowohl 
Wissenschaftsmuseum als auch For­
schungszentrum,  der Entwicklung von 
Mathematik- und Wissenschaftspro­
grammen im 'Vor-College'-Bereich ge­
widmet. Alle Programme haben ein 
Ziel: Faszination und Begeisterung da-
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durch zu wecken, daß Besucher selbst 
wissenschaftlich tätig werden. 

THETECH Museum of Innovation, 
San Jose, Kalifornien: 

"Für so manchen Besucher fängt die 
Faszination erst bei Bildschirm, Cyber­
space und High-tech an. Warum nicht 
diesen anderen Weg der Wahrneh­
mung mit seinen vielen Möglichkeiten 
gehen?" 

THETECH will Menschen jeder Al­
tersstufe und jeden Ausbildungsgrades 
motivieren, Technik, die ihr tägliches 
Leben beeinflußt, zu erforschen und 
auszuprobieren;  der heutigen Jugend 
Mut machen, die Erfinder von morgen 
zu werden. Ausstellungsstationen, La­
bors und Programme sollen dem Besu­
cher helfen, sich Wissen über die neua­
sten Entwicklungen anzueignen und 
seine eigenen Entscheidungen über 
deren Einsatz treffen zu können. THE­
TECH stellt sich der Problematik, daß 
sich der Fortschritt von Wissenschaft 
und Technik auf die Gesellschaft und 
ihre Institutionen auswirkt. (Entschei­
dungen über die Entwicklung, den Ge­
brauch und die Konsequenzen des 
neuen wissenschaftl ichen und techno­
logischen Wissens werfen sozialpoliti­
sche Fragen in bezug auf Rechte, Ge­
rechtigkeit, Nutzen, Verantwortung und 
das allgemeine Wohl auf). 

Children's Museums, San Jose und 
Sausalito, Kal ifornien: 

"Eindrücke, die im ersten Lebens­
jahrzehnt empfangen werden , sind für 
das ganze Leben bestimmend . Leuch­
tende Kinderaugen, rote Wangen, Be­
geisterung und aufgeregt sein auf der 
einen Seite, vor Konzentration die Welt 
um sich vergessende Kinder auf der 
anderen Seite, das ist Leben und Zu­
kunft." 

Kreativität im Denken und Tun ist für 
Kinder noch kein getrennter Prozeß, 
beides gehört zu den Höhepunkten ih­
res Tagesablaufes. Zwei Kindermuse­
en (20) veranschaulichen in ihrer unter­
schiedlichen Gestaltung und in der Art, 
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wie sie auf Kinder zugehen, die Band­
breite der Möglichkeiten, Kindern die 
Welt der Naturwissenschaft und Tech­
nik näherzubringen. 

Science World - Mine Games, Van­
couver, B.C. ,  Kanada (21 ): 

Der Besucher wird in die reale Situa­
tion von politischen Entscheidungsträ­
gern versetzt. Wie behalten sie ihre Vi­
sion, erfüllen den Wählerauftrag und 
werden keine Opportunisten? Und dies 
auf dem Boden der Wissenschaft. 

Der Wechsel des Ausstellungsthe­
mas von "Erdwissenschaft" zu "Berg­
bau" positionierte das Wissen-schafts­
museum neu. Es war aus der Welt der 
Erlebnismuseen in das Zentrum des öf­
fentlichen Interesses gerückt. Die Be­
sucher konnten sich über die wesentli­
chen Probleme der Bergbauindustrie 
informieren und mußten über die Zu­
kunft der in British Columbia lebenden 
Menschen entscheiden. Mine Games 
wurde richtungsweisend für eine neue 
Form von Wissenschaftsmuseen .  Die 
Ausstel lungsstationen bestehen u.a.  
aus wissenschaftlichen Experimenten, 
aufwendigen Computersimulationen 
und einem multimedialen Diskussions­
forum für fünfundsiebzig Personen. Be­
sucher müssen ökonomischen, ökolo­
gischen und politischen Realitäten 
nachempfundene Ausstel lungsstatio­
nen, die Entscheidungen und Konsens­
tindung erfordern , durchwandern. Kei­
ne der möglichen Entscheidungen ist 
optimal, jede ist irgendwie unbefriedi­
gend, und nicht zuletzt muß der Besu­
cher mit den vorgegebenen ökonomi­
schen Ressourcen auskommen. 

Teknikens Hus, Luleä, Schweden: 
"Gleiche und bessere Chance für 

alle! Benachteil igung wegen des Ge­
schlechts, der sozialen Schicht, der 
ethnischen Minderheit oder des Wohn­
ortes gehören der Vergangenheit an." 
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Im Teknikens Hus werden Ausstel­
lungsstationen der Arbeitswelt in selb­
ständiges Tun-Didaktik vorgestellt. Ein 
hoher ldentifikationsprozeß der Bevöl­
kerung mit der Arbeitswelt ist die Folge. 

Untersuchungen (22) zwischen drei 
verg leichbaren Städten Nordschwe­
dens haben ergeben, daß in Luleä seit 
dem Bestehen von Teknikens Hus ein 
Anstieg bei den Burschen und Mäd­
chen , d ie naturwissenschaftl iche Beru­
fe ergreifen,  zu verzeichnen ist (heute 
mehr als 50 Prozent bei den Burschen 
und ein sogar noch höherer Prozent­
satz bei den Mädchen), während in den 
beiden Vergleichsstädten der Prozent­
satz unverändert bei ca . 30 Prozent 
l iegt. 

newMETROPOLIS, Amsterdam, Nie­
derlande: 

ln Amsterdam wurde das bestehende 
Wissenschaftsmuseum N INT in ein 
Wissenschaftsmuseum der neuen Ge­
neration umgebaut. Das neu errichtete 
Gebäude ist weithin sichtbar und befin­
det sich in unmittelbarer Nähe des 
Stadtzentrums. newMetropolis eröffne­
te im Juni 1 997, es ist kein herkömmli­
ches Wissenschaftsmuseum mehr, 
man ist abgegangen von der klassi­
schen Darstellung naturwissenschaftli­
cher Phänomene und setzt auf Prozes­
se der techn ischen Organisation und 
Kommunikation. Die von der Wirtschaft 
und Industrie angewandte Technik wird 
z.B. über deren ökonomische Auswir­
kungen (Reaktionen des Aktienmark­
tes) und gesellschaftlichen Reaktionen 
in gruppendynamischen Ausstellungs­
stationen für jeweils rund fünfzehn Per­
sonen erschlossen. Dazu gibt es nicht 
nur ein anspruchvolles Labor und De­
monstrationen, sondern auch Theater, 
Installationen und Aktivitäten ,  um die 
Diskussion und die Kommunikation der 
Besucher untereinander zu stimulieren. 
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2.2.4 Weltweite Netzwerke 

Ein Wissenschaftsmuseum, das Er­
folg haben, d .h .  viele Besucher anzie­
hen und ein integrierter, nicht mehr weg 
zu denkender Bestandteil der Gesell­
schaft sein will, muß auf die spezifi­
schen Bedürfnisse seines Landes und 
seiner Kultur eingehen , es muß aber 
auch auf die Erfahrungen anderer Wis­
senschaftsmuseen zurückgreifen (z.B .  
indem es bewährte Ausstellungsstatio­
nen übernimmt, gegebenenfalls weiter­
entwickelt und in neue Zusammenhän­
ge stellt). Dementsprechend haben 
sich Wissenschaftsmuseen in Netzwer­
ken zusammengeschlossen.  Die Zu­
sammenarbeit in d iesen Netzwerken ist 
vielfältig: 
* Das Wissen der "alten" Wissen­

schaftsmuseen um den Bau von er­
folgreichen Ausstellungsstationen 
wird genutzt. 

* Ideen und Konzepte der "neuen" Wis­
senschaftsmuseen beleben die Sze­
ne. 

* Es finden Ideenwettbewerbe in dem 
Sinn statt, daß viele Wissenschafts­
museen am Entwurf einer Ausstellung 
mitwirken und diese auch gemeinsam 
finanzieren.  Internationale Fördermit­
tel können damit zusätzlich in An­
spruch genommen werden. 

* Der Qualitätsanspruch der Wissen­
schaftsmuseen wird durch das Heran­
ziehen von nationalen und internatio­
nalen Spezialisten erleichtert. 

* Eine Spezialisierung der einzelnen 
Wissenschaftsmuseen wird unter­
stützt. 

* Offener und intensiver Erfahrungs­
austausch ermöglicht Kosten zu spa­
ren, Parallel itäten zu vermeiden und 
aus gemachten Fehlern zu lernen. 
ASTC (23) als Dachorganisation 

sämtlicher Wissenschaftsmuseen ver­
steht sich als Anlaufstelle für Privatper­
sonen und Wissenschaftsmuseen. Das 
Büro organ isiert Seminare und Konfe­
renzen,  analysiert Entwicklungen und 
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veröffentlicht spezielle Science-Cent­
re-Literatur, fungiert als Träger für gro­
ße Ausstellungen und organisiert deren 
Vertrieb. ASTC wird von AAAS - Ame­
rican Association for the Advancement 
of Science - unterstützt. 

Im Periodikum ECSITE (24 ), auf der 
Jahres- und bei vielen Fachkonferen­
zen werden grundsätzliche Fragen und 
Entwicklungen der Gemeinschaft der 
Wissenschaftsmuseen analysiert und 
d iskutiert. Netzwerke gibt es auch auf 
nationaler und überregionaler Ebene: 
Nordic Network (Finnland , Dänemark, 
Norwegen und Schweden), French Net­
work, British lnteractive Group, Austra­
l ia Science and Technology Exhibitor 
Network, um nur einige zu nennen. 

2.2.5 Wissenschaftsmuseen haben 
einen großen Stellenwert in 

aufstrebenden Ländern 

Wissenschaftsmuseen sind auch 
Ausdruck dafür, wie sich ein Land in be­
zug auf seine Wissenschafts-, Wirt­
schafts- und Technolog iepolitik jetzt 
und insbesondere in Zukunft positionie­
ren wil l .  Insbesondere messen z.B.  
Länder wie Singapur, Frankreich , Ka­
nada, USA, Niederlande, Israel und die 
skandinavischen Staaten der Grün­
dung und dem Betrieb von Wissen­
schaftsmuseen hohen Stellenwert bei. 
Auffallend ist auch, daß in den aufstre­
benden Ländern in Südostasien, aber 
auch in Lateinamerika große In itiati­
ven ,  vielfach vom Staat finanziert, ge­
startet wurden. 

RED POP (25) wurde auf Anregung 
des UNESCO Science, Technology 
and Society Programms 1 990 gegrün­
det. Mitgl ieder sind 24 Wissenschafts­
und Kindermuseen, 1 1  davon in Mexi­
ko. 

NCSM (26) wurde 1 979 von der indi­
schen Regierung gegründet, derzeit 
gehören 23 Wissenschaftsmuseen und 
400 an Schulen angegliederte "resour-
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ce centres' dazu. Das Programm reicht 
vom U nterricht der Dorfbevölkerung 
über grundlegendes Wissen bis hin zu 
einer zusätzlichen Ausbildung von 
Hochschulstudenten. ln Kalkutta wird 
gerade Science City auf einer Fläche 
von über 20 ha gebaut, wobei ein Kon­
ferenzzentrum, Weltraumtheater etc. 
inkludiert sind. 

ln Singapur besteht ein von der Indu­
strie intensiv und prominent unterstütz­
tes, sehr erfolgreiches Wissenschafts­
museum, das intensiv mit den Schulen 
zusammenarbeitet. 

ln China hat die Förderung der Bega­
bung von Jugendlichen auf künstleri­
schem Gebiet einen traditionell hohen 
Stellenwert. Die Didaktik der Wissen­
schaftsmuseen zur Anhebung der Kon­
kurrenzfähigkeit des wissenschaftli­
chen Nachwuchses in China wurde als 
besonders geeignet erkannt. Die Er­
richtung eines Wissenschaftsmuseums 
für Schanghai in der Größe von La Vii­
lette/Paris wird gerade geplant, in Pe­
king und anderen Großstädten gibt es 
bereits derartige Institutionen. 

3. Das Konzept eines 
Experimentariums für Wien 

3.1 Aufgabenstellung und 
Herausforderung für das 
Experimentarium Wien 

Wissenschaftsmuseen wie auch poli­
tisch Verantwortliche beginnen d ie für 
die Zukunft eines Landes wichtige Auf­
gabenstellung der Vermittlung, Kom­
munikation und Diskussion von neuen 
Technologien zu erkennen (27). Welt­
weit werden Anstrengungen unternom­
men, durch Neugestaltung von beste­
henden Wissenschaftsmuseen bzw. 
Neugründung (28) diesen Herausforde­
rungen gerecht zu werden. Damit wer­
den Wissenschaftsmuseen zu einem 
wichtigen Bestandteil im jeweiligen na­
tionalen lnnovationssystem. Für ein 
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österreichisches Wissenschaftsmuse­
um stellen sich als zentrale Aufgaben 
und Herausforderungen: 

3.1.1 Die Darstellung der 
Wissenschaft und Technik des 21. 

Jahrhunderts 

Eine Vielzahl von bestehenden Aus­
stel lungsstationen in Wissenschafts­
museen verdeutlicht physikalische 
Phänomene, die sich auf die Grundla­
gen, die im 1 7. und 1 8. Jh. entwickelt 
wurden, beziehen. Diese lassen sich 
durch relativ einfache experimentelle 
Anordnungen nachvollziehen und dar­
stel len . Moderne wissenschaftliche Ar­
beit erfordert jedoch ein wesentlich 
komplexeres Instrumentarium und 
stellt ungleich höhere Anforderungen 
an das Design und die Aussagekraft der 
Ausstellungsstationen. 

3.1.2 Das Aufzeigen der 
Auswirkungen von Wissenschaft 
und Technik auf die Gesellschaft 

Das Aufzeigen des Wechselspiels 
von Wissenschaft und Technologie mit 
einer sich ändernden Gesellschaft for­
dert den Besuchern wesentlich mehr 
Lernprozesse ab, als in einem traditio­
nellen Wissenschaftsmuseum üblich 
ist. Es gilt neben Informationen aus 
Wissenschaft und Technik insbesonde­
re zu lernen, wie Gesellschaft inter­
agiert und reagiert. 

3.1.3 Der Anspruch, ein öffentliches 
Forum zu sein 

Ein zentrales Anliegen ist es, das öf­
fentliche Interesse an der Debatte über 
Wissenschaft und Technologie zu stei­
gern, die gesamte Bevölkerung anzu­
sprechen und zu motivieren, neue 
Technologien nicht nur als Gebrauchs­
technologien einzusetzen, sondern sich 
aktiv am Prozeß der Gestaltung zu be-
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teiligen und vermehrt Verantwortung für 
eine konstruktive Kritik, die Entschei­
dungen der Regierung, Arbeitnehmer­
institutionen und Wissenschafter be­
treffend, zu tragen. 

Diese Aufgabenstel lungen und Her­
ausforderungen verdichten sich in der 
folgenden Vision: 

"Das Experimentarium Wien ver­
steht sich als ein aktives Element des 
Österreichischen lnnovationssystems, 
welches technisch-wissenschaftl iche 
Phänomene einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich macht und Transparenz in 
das Wechselspiel neuer Technologien 
mit der Umwelt, der Wirtschaft und ge­
sellschaftl ichen Entwicklungen bringt." 

3.2 Tätigkeitsbereiche 

Das physische Erleben und Experi­
mentieren wie auch das soziale Inter­
agieren und Kommunizieren sollen pri­
märe Erfahrungen beim Besuch des 
Experimentariums Wien sein .  Dem Be­
sucher/Benutzer ersch ließt sich das 
Experimentarium Wien durch: 
* Exhibits, das sind die interaktiven 

Ausstellungsstationen , die im Mittel­
punkt stehen. Sie sind für den Besu­
cher d irekt zugängig und bilden den 
Kernbereich des Erlebens und Experi­
mentierens. 

* Themenspezifische Ausstellungen 
fassen Ausstellungsstationen zu ei­
nem Thema zusammen und werden 
durch Informationen und Aktivitäten 
zu einer umfassenden und vielschich­
tig aufbereiteten Darstel lung ergänzt. 
Durch Wanderausstel lungen und Ko­
operationen mit bestehenden Einrich­
tungen wie Sammlungen , Museen, 
Wissenschaftsmuseen, aber auch 
wissenschaftlichen Instituten und pri­
vaten In itiativen ersch ließen sich die 
Themen und Ausstellungen auch Be­
suchern in ganz Österreich. 
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* Programme, das sind spezifische 
Dienstleistungen , die jeweils in direk­
tem Bezug zu den Ausstellungssta­
tionen bzw. den Ausstellungen ste­
hen, leiten sich aus den Ansprüchen 
der strateg ischen Partner, wie auch 
aus den spezifischen Interessen und 
Bedürfnissen von Besucher-/Benut­
zergruppen ab. Die Programme um­
fassen Aktivitäten wie Führungen, 
Demonstrationen, Vorträge, Kurse, 
Seminare, Experimente etc. 

* Veranstaltungen, sind ein geeignetes 
Instrument um Themen für eine breite 
Öffentlichkeit aufzubereiten, zu spezi­
fischen , aktuellen Fragen im Zusam­
menhang mit Technik und Gesell­
schaft Stel lung zu beziehen, zu infor­
mieren und in der Öffentl ichkeit zu 
diskutieren. Durch Präsenz in Medien, 
durch Wettbewerbe, Tagungen , Dis­
kussionsforen u.a.m. bleibt die Dis­
kussion nicht auf das Gebäude selbst 
beschränkt, der physische Horizont 
des Experimentariums Wien wird aus­
gedehnt. 

* Informationsdienste I-schnittstellen, 
die zu den zuvor genannten Aktivitä­
ten vertiefende Informationen zur Ver­
fügung stellen: Das betrifft neben Info­
material , Zugang zu Datenbanken 
und Internet auch di rekte Schn ittstel­
len zu strategischen Partnern wie Un­
ternehmen, Schulen, Universitäten,  
öffentliche Einrichtungen etc. 

* Experimentiertetder bieten dem inter­
essierten Besucher einen Freiraum 
zum selbständigen Gestalten.  H ier 
sind Kreativität, Experimentierfreude 
und eigene Ideen gefragt, sich mit 
Themen auseinanderzusetzen und zu 
präsentieren. 

* Spezifische Produkte wie Ausstel­
lungsstationen zum Mitnehmen, Spie­
le, Modelle, Bücher etc. werden im 
Rahmen des erweiterten Besucher­
service angeboten (z.B.  Laden). 

393 



Wirtschaft und Gesellschaft 23 .  Jahrgang ( 1 997),  Heft 3 

Abbildung 1 :  Aktivitäten und Tätigkeiten im Experimentarium Wien 

Workshops 
.. ·· · 

Internet ,•' 
3.3 Zentrale Themenstellung 

l n  seinen Themenstellungen wird 
sich das Experimentarium Wien mit der 
gegenwärtigen Situation und den zu­
künftigen Entwicklungen von techni­
schen bzw. wissenschaftl ichen Teilsy­
stemen und deren Auswirkungen und 
Vernetzungen mit der Gesellschaft aus­
einandersetzen.  Diese Themenstellun­
gen betreffen den technologischen 
Wandel und wissenschaftliche Entwick­
lungen , Technik und Umwelt, Nachhal­
tigkeit und natürliche Ressourcen etc. 
Insbesondere wird der Wandel der Ge­
sellschaft durch Informationstechnola­
gien ein wichtiges Thema sein .  

Im Zentrum dieser Themenstellun­
gen steht der Mensch als Urheber und 
Betroffener moderner technologischer 
Entwicklungen. Darüber hinaus sollen 
diese Themen in Beziehung zur Stadt 
gestellt werden. Aus der heutigen Sicht 
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haben Themen aus dem Bereich der 
Stadttechnologien für das 21. Jahrhun­
dert bzw. jene Segmente der Wissen­
schaft und Technik, die diesen Stadt­
technologien zugrunde liegen , erste 
Priorität. Diese thematische Speziali­
sierung bietet sich an, da die Stadt 
Wien gemeinsam mit der Österreich i­
schen Bundesregierung daran geht, 
dieses Thema in einer breiten technolo­
giepolitischen Initiative zu bearbeiten, 
das Thema auf der europäischen For­
schungs- und Anwendungsebene zu 
belegen und in Wien zu diesem Thema 
einen großen Science- und Technolo­
giepark zu errichten .  Als Erweiterung 
und Ergänzung zu den Themenschwer­
punkten Stadt/Gesellschaft und Mensch/ 
Individuum soll im Experimentarium 
Wien auch der Bezug und Zusammen­
hang zur Natur und Umwelt aufgezeigt 
und hinterfragt werden. 
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3.4 Geschäftsbereiche und 
strategische Partner 

Die Aufgabenstellung für das Experi­
mentarium Wien betont das gaseil­
schaftspolitische Anliegen, die Zukunft 
des Landes aktiv, gemeinsam und im 
Dialog mit einer interessierten Bevölke­
rung zu gestalten. Diese Aufgabenstel­
lung, ein aktives Element im Österrei­
chischen Innovationssystem zu sein 
und als Informationsschn ittstelle der 
Bevölkerung relevante Technik- bzw. 
Wissenschaftsthemen näherzubringen, 
erfordert die Einbeziehung der Akteure 
aus den Bereichen Wirtschaft und Wis­
senschaft, dem Bildungs- und Politik­
bereich mit ihren unterschiedl ichen 
Ausrichtungen und Interessen in die 
Konzeption und Gestaltung von Aus­
stellungen und Aktivitäten. Diese Berei­
che charakterisieren die Geschäftsbe­
reiche des Experimentariums Wien, in  
denen e ine enge Zusammenarbeit mit 
strategischen Partnern erforderlich ist. 
* Bereich Bildung: Schulen, Bildungs-

einrichtungen 
Als Lehr- und Bildungseinrichtung bie­
tet das Experimentarium Wien sowohl 
für Schüler als auch für interessierte 
Laien die Möglichkeit, moderne Ent­
wicklungen in Wissenschaft und Tech­
nik sowie die zugrundeliegenden Phä­
nomene und Systeme durch Ausstel­
lungsstationen und selbständiges Tun 
in einer interaktiven Weise erfahrbar 
und begreifbar zu machen. 

* Bereich Wissenschaft: Universitäten, 
Forschungseinrichtungen 
Das Experimentarium Wien ist ein 
Platz, an dem avancierte Forschungs­
vorhaben und Projekte einer breiten 
Öffentlichkeit dargelegt sowie d ie wis­
senschaftl iche Vorgangsweise mit ih­
ren Möglichkeiten und Grenzen ver­
deutlicht werden können. Darüber hin­
aus bietet sich das Experimentarium 
Wien auch als Platz für sozialwissen­
schaftl iche Forschungsprojekte zum 
Thema "neue Technologien" an. 
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* Bereich Wirtschaft: Unternehmen 
Als öffentliches Forum bringt das Ex­
perimentarium Wien die Belange der 
Technikanwender und Technikprodu­
zenten der Industrie - also der Unter­
nehmen - in d ie Diskussion ein und 
zeigt das Spannungsfeld von techni­
schem, wirtschaftlichem und gesell­
schaftl ichem Nutzen auf. 

* Bereich Politik: öffentliche Institutio­
nen, Medien 
Das Experimentarium Wien d ient als 
lnformationsschnittstelle, um Fragen 
von Technikanwendung und Technik­
auswirkung zu thematisieren, Wei­
chenstellungen zu diskutieren und ein 
kritisches Bewußtsein in der Bevölke­
rung zu stimulieren. 

4. Ausblick 

4.1 Einbindung von strategischen 
Partnern 

Schon in  der Vorbereitungsphase 
wurden, um dem Anspruch eines inter­
aktiven Wissenschaftsmuseums ge­
recht zu werden, das als Schnittstelle 
für die Bevölkerung d ienen soll ,  zukünf­
tige Partner aus Wissenschaft, Wirt­
schaft, Bildung und Politik in  die Kon­
zepterstel lung einbezogen und Mög­
lichkeiten einer spezifischen Orientie­
rung und Nutzung eines Wissen­
schaftsmusaums diskutiert. Vertreter 
der Österreichischen Wirtschaft und 
österreichischer Firmen betonten ihre 
hohe gesellschaftl iche Verantwortung. 
Im geplanten Experimentarium Wien 
gilt es n icht die Forschungs- und Ent­
wicklungskompetenz der einzelnen Un­
ternehmen darzustellen , sondern das 
zur Verfügung stellen derselben und die 
Zusammenarbeit mit weiteren Partnern 
sei notwendig, um einem neuen Be­
wußtsein für Wissenschaft und Techno­
logie zum Durchbruch zu verhelfen.  
Nur eine informierte Öffentlichkeit läßt 
zu, daß neue Konzepte mit Entfaltungs­
möglichkeiten entwickeltwerden können. 
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Abbildung 2: Strategische Geschäftsbereiche 

Wirtschaft 

Politik 
Bürgernahe Inionnationsstcllc 

Kommunikationsplattfonn 

ln bezug auf den Schulbereich wurde 
betont, daß moderne Lehr- und Lernfor­
men, eine wichtige Ergänzung für den 
Unterricht seien, welche die Schule nor­
malerweise nur schwer oder nicht zur 
Verfügung stellen könne. Die Möglich­
keit, innerhalb und außerhalb des Un­
terrichts konzeptiv und konstruktiv zu 
arbeiten, wird als einmalige Chance für 
die Berufsvorbereitung von Schülern 
und Lehr1ingen angesehen. 

Gesprächspartner aus dem Muse­
umsbereich begrüßten die Gestaltung 
eines zukünftigen Netzwerkes, das sich 
mit der Darstellung von Wissenschaft 
und Technik beschäftigt, ebenso die 
Konzeption von gemeinsamen Ausstel­
lungsthemen, die die Möglichkeit bie­
ten, Ausstellungen von verschiedenen 
Gesichtspunkten aus zu präsentieren. 
Weiters wurde die Wichtigkeit von Ak­
tivitäten betont, die die öffentliche Auf­
merksamkeit für die Zukunft betreffen­
de Fragen erhöhen und fördern. 
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4.2 Errichtungsszenario 

Die geplante Größe für das Experi· 
mentarium Wien beträgt ca. 6500m2, 
was einem Science-Centre mittlerer 
Größe entspricht, geschätzte Besu­
cherzahl ca. 300 000 bis 350 000 Besu­
cher pro Jahr. Besondere Wichtigkeit in 
bezug auf einen Standort hat die leich­
te Erreichbarkeil mit öffentlichen Ver­
kehrsmitteln. Die Architektur des Ge­
bäudes sollte als ein sichtbares Signal 
nach außen die Grundphilosophie des 
Experimentariums Wien widerspiegeln. 
Im näheren Umfeld sollten die Besu­
cher, insbesondere auch Jugendliche, 
weitere Freizeit- und Unterhaltungsan­
gebote vorfinden. Das Experimentari­
um Wien bildet in diesem Ambiente 
das Eintrittstor in die Welt der Wissen­
schaft und Technik. Erst eine Festle­
gung von Gebäude, Standort, Ausstat­
tung, Art der Ausstellungen, Aktivitäten 
und Programmen etc. ermöglicht eine 
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genaue Kostenschätzung. Diese Fest­
legungen sollen in der nächsten Pro­
jektphase erfolgen . Eine grobe Ab­
schätzung für die Errichtung und den 
Betrieb des Experimentariums Wien 
aufgrund von Erfahrungswerten in der 
Literatur (29) bzw. Expertengesprächen 
ergibt: für die Errichtung des Gebäudes 
250 bis 300 Mio öS; für die Ausstel­
lungsentwicklung 1 50-200 Mio öS. Die 
anfallenden Kosten für den laufenden 
Betrieb könnten zu einem großen Teil 
durch direkte Einnahmen (Eintrittskar­
ten) abgedeckt werden, der Investiti­
onsaufwand für die Entwicklung neuer 
Ausstellungen und Ausstellungsstatio­
nen sowie die Kosten für die Entwick­
lung und Durchführung von spezifi­
schen Programmen sollten von den 
strategischen Partnern und Sponsoren, 
die hohes Interesse an der Thematik 
der Ausstel lungen, an den Veranstal­
tungen und Programmen haben ,  wie 
auch durch den Verkauf von Ausstel­
lungen bestritten werden. 

Das Experimentarium Wien soll nach 
einem Public-Private-Partnership-Mo­
dell (Zusammenführen von gemeinsa­
men Anliegen öffentlicher und privater 
Organisationen) gestaltet werden. Da­
bei gilt es einen Interessenausgleich 
zwischen den unmittelbaren Aufgaben­
bereichen der öffentlichen Hand , den 
Anliegen der Bildungseinrichtungen -
wichtig wäre hier das Engagement der 
Arbeitnehmerinstitutionen - sowie den 
Ansprüchen der Unternehmen sicher­
zustellen. 

Die nächste Projektphase sieht eine 
hochgradig parallel ablaufende und 
vernetzte Projektorganisation vor, wo­
bei neben einem inhaltlichen Ausstel­
lungsentwurf ein Konzept für das Ge­
bäude die Finanzierung und Organisa­
tion zu entwickeln sind. Um das sehr 
anspruchsvolle Projekt in einer qualita­
tiv hochwertigen Form zu realisieren ist 
ein intensiver Austausch bzw. Koopera­
tion mit inländischen und internationa­
len Experten vorgesehen. Zielsetzung 
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ist die Eröffnung des Experimentariums 
Wien im Jahr 2000. 

Anmerkungen 
( 1 )  Das Bundesministerium für Wissen­

schaft und Verkehr und die Stadt Wien, 
vertreten durch den Wiener Wirt­
schaftsförderungsfonds, hat den Be­
reich Systemforschung Technik-Wirt­
schaft-Umwelt des Österreichischen 
Forschungszentrums Seibersdorf und 
den Verein zur Errichtung und zum Be­
trieb einer Erlebnisausstellung zu den 
Naturwissenschaften mit der Erstel­
lung eines strategischen Konzeptes für 
ein Science Centre in Wien beauftragt. 
Dieser Bericht basiert auf dem nun vor­
liegenden Konzept. Studienautoren 
sind Wolfgang Cerny, Margit Fischer 
und Josef Fröhlich vom Forschungs­
zentrum in Seibersdorf. 

(2) Soete (1 996). 
(3) Ohler et al ( 1 996). 
(4) Fischer, Fröhlich , Gassler (1 994). 
(5) Ohler et al ( 1 996). 
(6) Lundvall ( 1 992). 
(7) Ohler et al ( 1 996). 
(8) Jörg et al ( 1 996). 
(9) Mayerhofer (1 993). 

( 1  0) Ebd. 
(1 1 )  Hesina et al ( 1 995). 
( 1 2) Mayerhofer, Palme (1 996). 
( 1 3) Ohler et al ( 1 996). 
( 14) Hochleitner, Schmidt ( 1 997). 
( 1 5) Ohler et al ( 1 995). 
( 1 6) Studie im Rahmen des Erlebnis Wien 

Projekt durchgeführt vom Dr. Fessl + 
GFK Institut für Marktforschung 
( 1 995). 

( 17) Hein (1 990). 
( 1 8) Semper (1 990). 
( 1 9) Perssan (1 997); Farmelo, Garding 

(1 997). 
(20) Als Beispiele seien angeführt: BAY 

AREA DISCOVERY MUSEUM/Sausa­
lito/C.A./USA; CHILDREN'S DISCO­
VERY MUSEUM/San Jose/C.A./USA. 

(21 ) Mine Games, The Science centre as 
social forum, eine Ausstellung entwik­
kelt von Drew Ann Wake und James 
Bradburne (1 995). 

(22) Untersuchung durchgeführt am Tekni­
kens Hus/Luleä, vorgestellt von 
A. Israelssan auf der ECSITE Jahres­
konfernz ( 1 994 ). 
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(23) ASTC, Association of Science - Tech­
nology Centers mit Sitz in Washington. 

(24) ECSITE, European Collaborative for 
Science, lndustry & Technology Exhi­
bitions, Brüssel. 

(25) RED POP, Network for the Popularisa­
tion of Science and Technology in 
Latin America and the Caribbean. 

(26) NCSM, National Council of Science 
Museums, lndia. 

(27) Z.B. wird in einer, Machbarkeitsstudie 
zu einem "Forum für Wissenschaft und 
Technik" (Hennen 1 996), ein Forum 
mit bundesweiter Bedeutung für die 
Bundesrepublik Deutschland am 
Standort Göttingen konzipiert, daß als 
eine Plattform für die Technikdiskussi­
on dienen soll. 

(28) Z.B. newMetropol is/Amsterdam, Sci­
ence City/Calcutta, sowie in Singapur, 
Budapest, Laibach, Bratislava um nur 
einige der neu errichteten bzw. gerade 
in Bau befindlichen Seience-Centres 
herauszugreifen. 

(29) Das strategische Konzept Experimen­
tarium-Wien nimmt u.a. bezug auf die 
Analysen und Recherchen in der Stu­
die Erlebnis Wien, die von einem inter­
nationalen Science-Centre Team 1 995 
durchgeführt wurden. Weiters finden 
sich in der Science-Centre Literatur 
auch Beispiele und Zusammenfassun­
gen, die die Konzeption und Errichtung 
von Seience-Centres betreffen, z.B. 
Hoeg ( 1 996); Anderson ( 1 991 ). 
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. .  
BUCHER 

Alles muß sich ändern, damit es 
so bleibt 

Rezension von: Manfred Prisching, Die 
Sozialpartnerschaft - Modell der 

Vergangenheit oder Modell für Europa?, 
Manz Verlag, Wien 1 996, 2 13  Seiten, 

öS 380,-. 

Manfred Prisehing ist ein anerkannt 
profunder und kritischer Analytiker der 
Österreichischen Sozialpartnerschaft 
Es verwundert somit n icht, daß sich 
auch er gerade dann mit einem Buch zu 
d iesem Thema zu Wort meldete, als 
sich die gesetzl ichen Interessenvertre­
tungen durch d ie Mitgl iederbefragun­
gen einer besonderen öffentlichen Auf­
merksamkeit erfreuten und sich daher 
die Publikationen zu diesem Politikmo­
dell häuften.  Wie auch schon die vor­
hergehenden Arbeiten Prischings über 
das Österreichische Modell der Sozial­
partnerschaft unterscheidet sich das 
vorl iegende Buch allerd ings von der 
überwiegenden Mehrzahl der ( insbe­
sondere jüngeren) Sozialpartner­
schafts-Literatur in bemerkenswerter 
Weise. Denn Prisehing läßt sich in sei­
ner Analyse und in seiner Kritik n icht 
von kurzlebigen Modeströmungen lei­
ten .  Er wischt nicht nur populistisch mit 
dem großen Pauschalurteils-Tuch an 
der Oberfläche herum, sondern er un­
terzieht sich der viel aufwendigeren Ar­
beit, seriös ins Detail und den Dingen 
tatsächlich auf den Grund zu gehen. 

Prisehing geht davon aus, daß zwar 
marktwirtschaftliche Wirtschaftsmodel-

le ob ihrer wohlstandsschaffenden Wir­
kung gerne als Vorbild, etwa für die mit­
tel- und osteuropäischen Reformstaa­
ten, angepriesen werden, daß man sich 
dabei allerd ings zumeist auf Mythen 
des Marktes beschränkt. Übersehen -
weil als selbstverständl ich angenom­
men - wird dabei der facettenreich aus­
gestaltete institutionelle Reichtum mo­
derner Gesellschaften,  der sich in der 
langfristigen Entwicklung der politi­
schen Kultur herauszubilden hat und 
nicht einfach per Verordnung geschaf­
fen werden kann .  Ein wesentliches Ele­
ment d ieser Kultur ist eben die Einbet­
tung der Interessengruppen und Ver­
bände in  das politische und demokrati­
sche System e ines Landes, in Öster­
reich also in der speziellen Form der 
Sozialpartnerschaft. 

Dieses Österreichische System der 
lnteressenverbände, insbesondere der 
großen sozialen Gruppen der Arbeit­
nehmer und der Arbeitgeber, will Pri­
sehing nicht nur als "Wirklichkeit" - also 
in den effektiven politischen Strukturen 
- beschreiben, sondern auch in "Bil­
dern". Damit gemeint ist d ie Vorstellung 
von Sozialpartnerschaft i n  den Köpfen 
von Wählern, Funktionären und Politi­
kern. Weiters werden Probleme der 
Pflichtmitgliedschaft in den Kammern 
sowie der europäischen Integration be­
handelt. Letztendlich leitet Prisehing 
daraus Reformvorschläge ab, die nach 
seiner Auffassung dazu beitragen 
könnten, daß die Sozialpartnerschaft 
aktuelle und teils existenzbedrohende 
Herausforderungen , welche sich aus 
Änderungen im gesellschafts- und wirt­
schaftspolitischen Umfeld ergeben ha­
ben, besser zu bewältigen vermag. Er 
schließt mit der vergleichsweise optimi­
stischen Perspektive, daß durchaus 
das Potential zum Sammeln neuer 

401 



Wirtschaft und Gesellschaft 

Kräfte vorhanden sei , daß es aber er­
heblicher Anstrengungen bedürfe, die­
ses Potential zu nützen. Dann könne 
das Bewährte der Vergangenheit auch 
weiterhin seinen positiven Beitrag zur 
Österreichischen Politik leisten .  Es 
müsse sich folglich " . . .  alles ändern, da­
mit es so bleibt". 

Das erste Kapitel (Die "Wirklichkeit" 
der Sozialpartnerschaft - Der Wandel 
korporatistischer Paradigmen) betrach­
tet weniger den Wandel der Sozialpart­
nerschaft als den Wandel der Perspek­
tiven,  in denen sie gesehen wurde. Her­
vorragend wird dabei herausgearbeitet, 
wie der Blickwinkel der Betrachtung 
durch Sozialwissenschaftler und Bür­
ger, wie die Interpretation des Gegen­
standes vom jeweiligen Zeitgeist, von 
der Aktualität bestimmter Themen bzw. 
theoretischer Modelle mitgeprägt wur­
de. 

Wie der Wechsel von Paradigmen, 
welche die sozialwissenschaftl iche Dis­
kussion prägten,  die Deutung des Öster­
reichischen Korparatismus im Zeitab­
lauf veränderte, wird an den Beispielen 
Konsens- (Klassenkampf am grünen 
Tisch als Säule des Wirtschaftswun­
ders in den fünfziger und sechziger 
Jahren) ,  Pluralismus- (flexibles Kräfte­
spiel vieler Gruppen führt zu harmoni­
schem Gemeinwohl) ,  Verschwörungs­
(Politikgestaltung vorbei am demokrati­
schen Verfassungssystem), Entla­
stungs- (Wahrung der Problemlösungs­
kapazität eines überlasteten Staates 
durch Auslagerung von unangenehmen 
Entscheidungen), Stabilisierungs- (er­
folgreicher makroökonomischer lnter­
ventionismus in Krisenzeiten), Skleroti­
sierungs- (Versteinerung behindert wirt­
schaftliche Dynamik) und Symbiosepa­
radigma ( Integration starker Verbände 
zur Stabilisierung der politisch-wirt­
schaftlichen Lage) gezeigt. Dieser Ab­
schnitt kann durchaus als ebenso ge­
rechtfertigte wie auch genüßlich vor­
getragene Schelte des Autors der mei­
sten Kollegen seiner Zunft verstanden 
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werden, die er deshalb auch folgerich­
tig zur Vorsicht in bezug auf hurtige 
Aussagen über den Aufstieg und Nie­
dergang korporatistischer Systeme 
mahnt. 

Das zweite Kapitel (Bestandsaufnah­
me - Von der Erfolgsgeschichte zum 
Krisenfa/1) befaßt sich vor allem mit der 
Auflösung jener Rahmenbedingungen, 
die traditionell als Bestands- und auch 
Erfolgsgarantie der Sozialpartnerschaft 
dienten .  Zuerst werden einige der 
Grundcharakteristika dieses eigentüm­
lichen Systems wie etwa die verdoppel­
te Verbändestruktur, lnformalität, Ge­
samtwohlorientierung und Politiknähe 
sowie deren Zusammenhang mit aktu­
ellen politischen Fragen beschrieben.  
Dann widmet sich der Autor einigen 
dieser Rahmenbedingungen ,  nämlich 
der Pluralisierung der Interessen ,  dem 
Verlust der großen Deutungen, den 
Prozessen der Veralltäglichung, der 
Komplizierung der Themen sowie der 
Krise der politischen Akteure. 

Dieses Kapitel bietet zwar nicht allzu­
viel wirklich Neues (über das Funktio­
nieren der Sozialpartnerschaft und die 
geänderten Rahmenbedingungen wur­
de schon ausführliehst publiziert), es ist 
aber dennoch aus zweierlei Gründen 
bemerkenswert. Während die meisten 
anderen sozialwissenschaftliehen Be­
schreibungsversuche der Sozialpart­
nerschaft zumeist hi lf- und verständnis­
los aus gesicherter Distanz am im Kern 
unverstandenen Untersuchungsobjekt 
herumzudeuteln versuchen , so finden 
sich bei Prisehing die meines Erach­
tens seit langem profundesten und ge­
lungensten Beschreibungen komplexer 
Phänomene wie etwa des internen und 
externen lnteressenausgleichs, der 
vieldimensionalen Verflechtung von 
Parteien , Regierung, Parlament und 
Verbänden oder der Veralltäglichung 
politischer Errungenschaften. 

Zweitens unterscheidet sich dieser 
Abschnitt wohltuend von anderen Pu­
blikationen zum Thema durch die Ab-
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senz oberflächlicher Wertungen und 
voreil iger Prognosen. Mustergü ltig 
d iesbezüglich ist etwa die Passage 
über die vielfach geforderte Funktions­
trennung von Abgeordneten und Spit­
zenfunktionären der Verbände: Unter 
völligem Verzicht auf zeitgeistiges und 
oberlehrerhaftes Besserwissen blättert 
Prisehing die Funktionszusammenhän­
ge übersichtlich vor dem Leser auf, und 
er beschreibt mögliche Alternativen und 
deren mögliche Konsequenzen, wobei 
er der Versuchung simplifizierender Wer­
tungen (guVschlecht, schwarz/weiß, 
demokratischfundemokratisch . . .  ) tap­
fer widersteht. Prisehing ist sich dieses 
Positivums seines Werkes wohl be­
wußt, kann er sich doch (wiederum völ­
lig zu Recht) einige kritische Bemer­
kungen gegen diejenigen Theoretiker 
des Korparatismus und ihre Methoden 
n icht verkneifen,  die sich ob ihrer Er­
folglosigkeit "die Haare raufen" (Origi­
nalton Prisching), da sie selbst dort kla­
re Kausalitäten suchen, wo diese auf­
grund Figurationen wechselseitiger 
Verursachung nicht nachweisbar und 
wo folgl ich nur plausible Beschreibun­
gen möglich sind, welche historischen 
Konstellationen jeweils ein in d iesem 
Kontext verständl iches Ergebnis l iefer­
ten .  

Am Ende d ieses Kapitels wirft Pri­
sehing - wieder einmal deutlich reali­
tätsnäher als viele seiner Kollegen - die 
Frage auf, ob das sozialpartnerschaftli­
ehe Arrangement nicht vielleicht einem 
dauernden Prozeß der Veränderung 
unterworfen sei, anstaU der Mode zu 
folgen und die große Wende (wohin 
auch immer) auszurufen. Dennoch 
greift er in den beiden folgenden Kapi­
teln zwei Veränderungen heraus, d ie in 
ganz besonderer Weise die Funktion 
der Sozialpartnerschaft beeinflussen,  
nämlich d ie Diskussion um d ie existen­
tielle Frage der Pflichtmitgliedschaft in  
den Kammern sowie d ie Folgen der eu­
ropäischen Integration. 

Im dritten Kapitel (Das Problem der 
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Pflichtmitgliedschaft - Die Attacken des 
Zeitgeistes und der Fortbestand der 
Sozialpartnerschaft) wird fein  heraus­
gearbeitet, was die Zeit-Geist(er)-Rei­
ter übersehen, sei es unwissentl ich, 
wei l  sie d ie Komplexität des Systems 
nicht erkennen und einfach den Mode­
trends wie Deregul ierung, Wettbewerb 
etc. bl ind nachrennen (Prisching über 
diese: "Was für die Banken gut ist, kann 
auch für die Interessenvertretungen 
nicht falsch sein.  Wettbewerb belebt die 
Sinne."), oder wissentl ich, da es ihnen 
ohnedies um die Zerstörung des ge­
samten politischen Systems geht: Die 
Abschaffung der Pfl ichtmitgliedschaft 
in den Kammern bedeutet die Abschaf­
fung des Österreichischen Systems der 
Sozialpartnerschaft, das Ende der Kon­
sensorientierung und der fried lichen 
Lösung sozialer Konfl ikte, den Wegfall 
öffentlicher Güter und damit die 
Schlechterstellung aller. Lobbyierende 
Kleinverbände würden Spezialinteres­
sen ohne Gemeinwohlorientierung ver­
treten .  Das einzelne Mitglied wird sich 
zwar in einem Spezialverband subjek­
tiv besser vertreten fühlen, doch seine 
Interessen werden auf politischer Ebe­
ne weit schwerer durchzusetzen sein -
zumindest dann, wenn es zu den 
schwächeren und wenig finanzstarken 
Mitgliedern zählt, die heute in besonde­
rem Maße von der gesetzl ichen Mit­
gliedschaft profitieren.  Denn es ist evi­
dent, daß beim Übergang zu einem Sy­
stem von Verbänden mit freiwilliger Mit­
gl iedschaft d ie Starken stärker und die 
Schwachen schwächer werden. Pri­
sehing entlarvt dabei auch die Verlo­
genheit jener, die vorgeben, die Interes­
sen der "Kleinen" gegen die "Großbüro­
kraten" und "Großkonzerne" zu vertei­
digen und deshalb d ie Abschaffung der 
Pflichtmitgliedschaft fordern, was eine 
Strategie der Umverteilung nach oben 
bedeuten und vor allem den "Kleinen" 
auf den Kopf fallen würde. 

Prisehing setzt sich in d iesem Kapitel 
mit weiteren brisanten Thesen über 
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eine (mögliche) Zeit nach der Pfl icht­
mitgliedschaft auseinander, etwa der 
Frage der Repräsentativität in  einem 
zersplitterten System konkurrierender 
Verbände, oder mit der Frage, wer nach 
der Zerschlagung des jetzigen Systems 
die bislang von den Kammern bereitge­
stellten öffentlichen Güter anbieten 
werde. Entgegen dem aktuellen Trend 
zu Privatisierung und Ausgliederung 
würde sich wohl eine Verstaatlichung 
mit fraglichen Folgen für die Finanzie­
rung von Leistungen und für d ie Effizi­
enz n icht vermeiden lassen. Weiters 
wird logisch präzise abgeleitet, wie die 
Konflikte zwischen gesellschaftlichen 
Gruppen ansteigen und die Politik im­
mer kurzsichtiger und gesamtwirt­
schaftl ich i rrationaler werden würde. 
Prisehing kommt somit zum Resümee, 
daß die oft als kleine und effizienzstei­
gernde Korrektur des Systems darge­
stellte Abschaffung der Pflichtmitglied­
schaft tatsächlich die Weiterexistenz 
des Systems in Frage stellen sol l .  Die 
Alternative, e in Lobby-System nach 
amerikanischem Muster, sei nach Pri­
sehing "weder bi l l iger noch übersichtli­
cher noch demokratischer als die Sozi­
alpartnerschaft, und von der sozialen 
Gerechtigkeit wollen wir gar nicht erst 
reden. Die Aufhebung der Pfl ichtmit­
gl iedschaft ist ein Beitrag zur Ver­
schleierung politischer Einflußnah­
men". 

Im vierten Kapitel (Interessengrup­
pen an der Schwelle zu Europa - Die 
Entwicklung des politischen Aktionsrau­
mes) werden Veränderungen, die im 
neuen Europa auf das sozialpartner­
schaftl iche System zukommen, d isku­
tiert. Natürlich d iskutiert der Autor dabei 
auch d ie Frage, ob die Verlagerung von 
Kompetenzen nach Brüssel eine 
Schwächung der nationalen Verbände 
bedeutet. Prisehing geht es aber um 
mehr, nämlich um das Aufzeigen der 
vielschichtigen Problematiken in  einer 
völlig veränderten Szene von Politik 
und Gesellschaft, die fesselnd in Unter-
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kapiteln, wie etwa europäischer Plura­
lismus, Multikulturismus, Postmateria­
lismus und Antipolitismus, beleuchtet 
wird. Letzteres Phänomen (Antipolitis­
mus) hätte al lerdings durchaus schon 
vorne in Kapitel 2 abgehandelt werden 
können, da die Beschreibung der Phä­
nomene zwar einleuchtend ist, n icht 
aber unbedingt der Zusammenhang mit 
der Vertiefung der europäischen Inte­
gration. 

Auch in  d iesem Kapitel bleibt Pri­
sehing wohltuend auf der seriösen Sei­
te. ln vollem Bewußtsein  darüber, wie 
unklar die Züge des "Neuen Europa" 
derzeit noch sind und wie diffus deshalb 
erst Vorhersagen über die Rolle korpo­
ratistischer Elemente in diesem Szena­
rio ausfallen müssen, vermeidet Pri­
sehing sinnvollerweise jegliche Progno­
se. Es stellt vielmehr seine Betrachtun­
gen als Spekulationen über mögliche 
Entwicklungen dar und kommt - nach­
dem durchaus interessante Ansätze für 
einen Bedarf nach Sozialpartnerschaft­
l ichen Institutionen identifiziert werden 
(z.B.  Liberalisierung und Deregulierung 
ergeben Bedarf nach Re-Regul ierung, 
Mindeststandards etc. ,  wodurch die Ex­
pertise der praxisnahen Vertreter der 
Verbände wieder gefragt sein könnte) ­
zu dem realistischen Schluß, daß nai­
ver Optimismus ebenso unangebracht 
wie Krisenfatalismus sei. Schließlich 
gebe es ohnedies keine Alternative 
zum Neuen Europa, sondern bloß Alter­
nativen im Neuen Europa, die es letzt­
endlich auszuloten gelte. 

Würde Prisehing heute, nachdem 
Österreichs Erfahrungen in der EU wie­
der um gut ein Jahr reicher geworden 
sind, eine Neuauflage seines Buches 
publizieren,  so könnte er die Analyse 
dieses Kapitels um folgende Punkte er­
gänzen: Dort, wo formal Kompetenzen 
nach Brüssel gewandert sind, besteht in 
der Umsetzung oft ein größerer natio­
naler Spielraum als vermutet wird .  Da­
für gibt es andererseits Materien, die 
zwar formal in  nationaler Kompetenz 
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verblieben sind, wo den Einzelstaaten 
aber (etwa aus Gründen des internatio­
nalen Standortwettbewerbs) in der Pra­
xis keine eigenständigen Gestaltungs­
möglichkeiten offenstehen (z.B.  Um­
weltsteuern). Die Hauptaufgabe der 
Sozialpartner hat sich jedenfalls durch 
den EU-Beitritt im Grunde gar n icht so 
sehr geändert; sie besteht nach wie vor 
in der nationalen (besser: autonom von 
den Sozialpartnern durchgeführten) 
Lohn- und Einkommenspolitik sowie in  
der Beeinflussung der nationalen Ent­
scheidungen von Regierung bzw. Par­
lament, auch wenn sich hier die Spiel­
regeln und Kompetenzen geändert ha­
ben. 

Im fünften und letzten Abschn itt prä­
sentiert Prisehing nach der Bestands­
aufnahme und der Diskussion der 
Schwierigkeiten und neuen Herausfor­
derungen letztendl ich einige Vorschlä­
ge für "Reformen zum Überleben - Die 
Erneuerung des Selbstverständnisses". 
Prisehing vermeidet es damit, sich in  
die Gruppe der Krankjammerer und 
Totsager einzureihen. Er betrachtet 
vielmehr die Diskussion über die nicht 
wegzuleugnende Krise von Organisa­
tionen als nützlichen Ausgangspunkt 
für Reformen. Denn die Thematisie­
rung erstarrter Verhältnisse oder ver­
schwiegener Probleme könne h i lfreich 
sein , um durch eine präzise Diagnose 
die Voraussetzung für eine Verbesse­
rung des Zustandes des Patienten zu 
schaffen - und Institutionen seien an­
passungsfähiger, als von ihren auf alte 
Modelle fixierten Kritikern vielfach ver­
mutet wird . Prisehing betont, daß es bei 
seinen Reformvorschlägen nicht um 
großartige, neue Programme gehe, 
sondern vielmehr um die Herausforde­
rung, vielleicht trivial erscheinende Vor­
schläge auch in die Praxis umzusetzen. 

So empfiehlt Priseh ing den Sozial­
partnern anstaU großer ideologischer 
Entwürfe die Formulierung von Leit­
ideen und moralischen Grundvorstel­
lungen - zum leichteren Erkennen und 
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Einordnen von Positionen - , die auch 
authentisch von den sie verkündenden 
Personen verkörpert werden. Er emp­
fiehlt die Wiederbelebung einer verant­
wortungsvollen Sprache anstelle der 
üblich gewordenen Sprechblasen, die 
Wahrung des Anspruches auf Deu­
tungskompetenz und Gemeinwohlori­
entierung sowie die Umsetzung konkre­
ter, faßbarer Projekte mittlerer Reich­
weite anstelle der popul istischen Ver­
kündung großer Visionen. Natürlich 
verschließt Prisehing die Augen nicht 
vor der politischen Realität und gesteht 
daneben auch die gelegentliche Not­
wendigkeit des politischen Polterns und 
mediengerechter Inszenierungen zu. 

Prisehing mahnt einen "Schlechtwet­
ter-Korporatismus" e in ,  der nicht nur 
vertei len kann,  der Synthesen findet, 
anstatt nur zu akkumul ieren. Für eine 
erfolgreiche Politik und deren Vertreter 
seien Konturiertheit, Kreativität und 
Realismus notwendig, denn Seriosität 
und Glaubwürdigkeit seien das wichtig­
ste Kapital der Sozialpartnerschaft Die 
Aufgabe der Sicherung von Interessen 
dürfe nicht nur als Besitzstandswah­
rung und Abmauern verstanden wer­
den, sondern sie muß dynamisch neue 
Herausforderungen annehmen. Dabei 
müssen aber Kontinuität und Sicherheit 
gewahrt bleiben, da diese eine Voraus­
setzung für eine leistungsfähige, dyna­
mische Wirtschaft sind. 

Auch der Frage der Solidarität wid­
met sich Prisching,  und zwar in d iffe­
renzierter und einfühlsamer Weise. So­
lidarität sei in einer dynamischen 
Marktgesellschaft, die auch viele Ver­
lierer produziert, unverzichtbar. Sie 
dürfe aber auch und vor allem nicht rein 
monetär gesehen werden, sondern sie 
müsse als kultureller Anspruch gelten.  
Nachdem die Menschen durch die Po­
litik zu immer mehr berechtigt wurden, 
wurde weitgehend verdrängt, daß Be­
rechtigungen nur auf der Grundlage 
von Verpflichtungen zu haben sind. 
Eine ausufernde Umverteilungspol itik 
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laufe paradoxerweise Gefahr, daß sich 
alle als Opfer fühlen. Wenn materieller 
Wohlstand, Berechtigungen und An­
sprüche sich über Jahrzehnte verviel­
facht haben, fühlen sich leicht diejeni­
gen als Opfer, deren Leistungen gering­
fügig reduziert werden. 

Die Möglichkeiten und die Grenzen 
der Politik, die Machbarkeit und Kom­
plexität müssen - wie von allen Politi­
kern - auch von den Sozialpartnern 
besser vermittelt werden. Einzig Serio­
sität und Sachlichkeit helfen gegen die 
Versuchung, sich als Helfer in allen Le­
benslagen zu präsentieren (was in Fol­
ge nur allzuleicht den Eindruck des Po­
litikversagens bewirkt), oder gegen das 
verantwortungslose und populistische 
Vorgaukeln einfacher und schmerzlo­
ser Lösungen, die es in einer immer 
vernetzter und komplexer werdenden 
Welt nicht gibt. 

Zur Reform der internen Organisati­
on meint Prisching, daß die Mitglieder 
besser zu behandeln und einzubinden 
seien, daß neue Arenen der Partizipati­
on geboten werden müßten,  um ihre 
Identifikation zu stärken - wenn auch 
aufgrund vorherrschender Politikmü­
digkeit nur wenige diese Angebote 
wahrnehmen würden. Die Pfl ichtmit­
gliedschaft wäre dann zu rechtfertigen, 
wenn Reformen wie Rechnungshofkon­
trolle der Gebarung,  Einkommensbe­
grenzung und -offenlegung durch die 
Funktionäre, Ämterunvereinbarkeiten 
und Reduzierung der Vielfachfunktio­
nen vorangetrieben würden. Alles in al­
lem bedürfe es einer neuen Reformkul­
tur, die über eine rein juristische Statu­
tenreform hinausgehend und als Pro­
zeß verstanden, das Signal für die per­
manente Bereitschaft dafür gibt, sich 
den Leitideen unter laufend ändernden 
Rahmenbedingungen seriös und effizi­
ent zu widmen, wodurch das vertrau­
ensstörende Privilegienimage abge­
baut werden könnte. 

Es wäre ein Vergnügen, über diese 
Schlußfolgerungen bzw. kritischen Rat-
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schläge Prischings länger zu philoso­
phieren oder zu diskutieren. Sie klingen 
durchwegs plausibel, sind zuweilen 
aber auch recht vage, kryptisch oder 
dialektisch gehalten:  Leitideen - aber 
nicht allzu ideologisch , Interessengrup­
penpolitik - aber nicht blind , sondern 
gemeinwohlorientiert, verständl iche 
Botschaften - aber in unterschiedlichen 
Sprachen für unterschiedliche Zielgrup­
pen, Seriosität - aber Anerkennung der 
Bedeutung der sensationsgierigen Me­
dien, Anständigkeit - aber nicht vor der 
Ehrlichkeit zu fürchten beginnen , rheto­
risches Geschick - aber nicht zu viele 
Gags, Solidarität - aber nicht zuviel 
Umverteilung usw. 

Es wäre aber aus zwei Gründen un­
fair, an dieser Stelle dem Autor vorzu­
werfen,  es sich zu einfach gemacht zu 
haben. Denn - erstens - konnten seine 
Empfehlungen in dieser Rezension na­
turgemäß nur in verkürzter Form wie­
dergegeben werden; im Original ist die 
Argumentation viel differenzierter (wo­
mit diese Rezension auch gleich unein­
geschränkt als Anreiz zur Lektüre des 
Buches aufgefaßt werden soll). Zwei­
tens besteht das Buch aus 1 90 Seiten 
brillianter Analyse, bevor Prisehing sich 
erlaubt, daraus auf ca. zwanzig Seiten 
einige Denkanstöße für praktische Po­
litiker als Diskussionsgrundlage abzu­
leiten ,  deren teilweise Trivial ität er 
selbst hervorhebt (was er allerdings in 
einer Fußnote sofort wieder relativiert!) 
- es gehe ihm schließlich vielmehr um 
den Mut zur praktischen Umsetzung 
von Reformen als um die Original ität 
der Ideen. Übrigens wurden viele der 
von Prisehing eingeforderten Reformen 
längst (auch schon vor Erscheinen des 
Buches) umgesetzt, oder sie sind zu­
mindest im Gange. Aber - ich habe 
schon verstanden - damit ist es ja nicht 
getan;  die zentrale Empfehlung dabei 
ist schließlich der andauernde Prozeß 
der Reformkultur. 

Prisehing macht es somit dem Re­
zensenten nicht leicht, Kritikpunkte an 
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seinem Werk zu identifizieren.  Kleinka­
rierterweise könnte man etwa bemän­
geln , daß es in den seltensten Fällen 
Funktionäre sind, die den Mitgliedern 
gegenübertreten ,  wenn an Schaltern 
bürokratische Angelegenheiten abge­
handelt und Serviceleistungen erbracht 
werden (wie auf S. 21 0 festgehalten 
ist), sondern zumeist Angestellte der 
Büros der Organisationen. 

Etwas schwerer mag der Einwand 
wiegen, daß in der Prisehingsehen Ana­
lyse sehr viel in der Mitte zusammen­
fließt; es gibt keine Klassen mehr, es 
gibt nur noch eine Politik der Mitte. l n  
Anbetracht der  Situation auf den euro­
päischen Arbeitsmärkten und ange­
sichts der Polarisierung von Einkom­
men , Vermögen und Wohlstand, die 
von der dominierenden Politikrichtung 
noch weiter vorangetrieben wird ,  er­
scheint dies etwas zu wenig konturiert. 
H ier soll nicht der von Prisehing zurecht 
angeprangerte Fehler begangen wer­
den , alles krankzujammern und die 
überragenden und geradezu unfaßba­
ren Errungenschaften der letzten Jahr­
zehnte zu übersehen. Aber d ie giganti-
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sehe Vermehrung von Wohlstand, so­
zialer Absicherung, Chancengleichheit 
etc. sollte uns auch n icht zu sehr die 
Sicht darauf verstellen , daß in  unseren 
Gesellschaften nach wie vor massiv sy­
stematische Kräfte am Werk sind , die 
Ungleichheit erzeugen , perpetuieren 
und verstärken. Natürlich haben sich 
dabei alte Fronten aufgeweicht, aller­
dings sind auch neue entstanden - hier 
sei nur auf die infolge technologischer 
Entwicklungen und der Globalisierung 
der Märkte geradezu explodierte Macht 
des Finanzkapitals hingewiesen .  

Dennoch: e in  fesselndes Buch , eine 
überzeugende Analyse, und Schlußfol­
gerungen, die von den Trägern der Po­
l itik tunl iehst genau studiert werden 
sollten. Eine Pfl ichtlektüre n icht nur für 
jeden Interessierten ,  sondern genau 
genommen auch für Uninteressierte, 
die durch die Lektüre zu Interessierten 
werden sollten, was durch Realitätsbe­
zug, bildhaft-lebendige Sprache und oft 
auch amüsante Darstellung kräftig un­
terstützt wird. 

Thomas Delapina 
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Was hat der Euro mit den 
Arbeitslosen zu tun? 

Rezension von: Beirat für gesellschafts-, 
wirtschafts- und umweltpolitische 

Alternativen (BEIGEWUM), Was hat der 
Euro mit den Arbeitslosen zu tun?, 

BEIGEWUM-Eigenverlag, c/o Wilfried 
Altzinger, WU Wien, Institut für VWL, 

1090 Wien, Augasse 2-6, 1996, 73 
Seiten, öS 1 00,-. 

Die Währungsunion gilt zu Recht als 
ein Projekt von historischem Rang, zu­
mal die wirtschaftl iche Ausgestaltung 
dieses Vorhabens über die politische 
Zukunft des europäischen Einigungs­
prozesses entscheiden wird. Im Wissen 
um die Bedeutung der gemeinsamen 
Währung werden daher die Vorberei­
tungshandlungen mit dem Schwung 
der Unaufhaltsamkeit vorangetrieben. 
Unterstützt wird die hohe Dynamik der 
wirtschaftl ichen Konvergenz überdies 
von den Finanzmärkten ,  die ihre lang­
fristigen Erwartungen auf die neue 
Währung einzustellen beginnen. 

Trotz des weithin  akzeptierten Fak­
tums der bevorstehenden Währungs­
umstellung wird die wirtschaftspoliti­
sche Diskussion über d ie gemeinsame 
Währung vorwiegend von den Rändern 
des Meinungsspektrums her bestimmt, 
wo einander extreme Kritiker und eu­
phorische Befürworter aufgeregte 
Wortgefechte l iefern . Die begeisterten 
Proponenten der europäischen Ein­
heitswährung erblicken im feststehen­
den Fahrplan für den Euro die Herauf­
kunft eines Goldenen Zeitalters, das 
aus den erweiterten wirtschaftlichen 
Möglichkeiten des Binnenmarktes ent­
steht und im Rahmen eines gesamteu­
ropäischen Hartwährungsgebietes bar 
jeglicher Handelshemmnisse bei ga-
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rantiert niedrigen Transaktionskosten 
und sinkendem Zinsniveau seiner Voll­
endung entgegengeht. Die Gegner der 
Währungsunion beschwören umge­
kehrt die Gefahren des währungspoliti­
schen Konvergenzprozesses, der die 
wirtschaftliche Basis des europäischen 
Wohlfahrtsstaates zerstören und zu 
dauerhafter Stagnation führen wird, an 
deren sozialen Folgen die friedenser­
haltende politische Einigung Europas 
schließlich zu zerbrechen droht. ln der 
Mitte zwischen d iesen Gegensätzen 
hat sich die offizielle Österreichische 
Position der resignativen Ergebenheit 
an einen Integrationsvorgang einge­
richtet, dessen Unabwendbarkeit es be­
quemer erscheinen läßt, die wirtschaft­
lichen Anpassungszwänge zu legitimie­
ren, als politische Gestaltungsmöglich­
keiten zu evaluieren. 

Kritische Stimmen, die mit den Mit­
teln sachlicher Argumentation Chancen 
und Risken der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion (WWU) gegeneinander ab­
wägen, um Spielräume für Kursände­
rungen auszuloten, sind eher selten. 
Eine bemerkenswerte Ausnahme bildet 
eine Broschüre mit dem Titel: "Was hat 
der Euro mit den Arbeitslosen zu tun?", 
die vom Beirat für gesellschafts-, wirt­
schafts- und umweltpolitische Alternati­
ven (Beigewum) herausgegeben wur­
de. 

Im Einleitungskapitel, das die politi­
sche Ökonomie der monetären Integra­
tion Europas beleuchtet, wird auf die 
als "normativer Bias" (S. 6) umschrie­
bene Grundproblematik der Währungs­
union hingewiesen,  die sowohl das wirt­
schaftspolitische Rahmenkonzept der 
Einheitswährung kennzeichnet als auch 
die Ursachen für die vehemente Kritik 
beinhaltet, die das an sich sinnvolle und 
notwendige Projekt der Binnenmarktin­
tegration durch eine gemeinsame 
Währung ausgelöst hat. Die Architektur 
des EU-Währungssystems, dessen 
Fundamente mit den Maastrichter Kon­
vergenzkriterien gelegt wurden und 
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durch den umstrittenen Stabil itätspakt 
zusätzlich untermauert werden sollen , 
erweist sich bei näherer Betrachtung 
geradezu als Apotheose, als Schlußbild 
des wirtschaftspolitischen Richtungs­
wechsels, der in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre im anglo-amerikani­
schen Raum seinen Anfang nahm und 
seither die europäischen Volkswirt­
schaften im sicheren neokonservativen 
Griff hält, wobei sich d ie Dekonstruktion 
der staatlichen Wirtschafts- und Sozial­
politik und die einseitige Konzentration 
auf monetäre Stabil itätspolitik als politi­
sche Ikonographie des neuen Marktra­
dikalismus offenbaren.  

Die Debatte über die operative Basis 
der Währungsunion reicht daher bis in  
die ideologischen Tiefenschichten des 
wirtschaftstheoretischen Dogmen­
streits und berührt somit auch die Fra­
gen, welche Rolle Geld in einer entwik­
kelten Marktwirtschaft spielt und wel­
chen funktionellen Stellenwert die 
Geldpolitik überhaupt einnehmen kann. 
Die konservativen Konstrukteure des 
Euro-Währungskomplexes sind fest im 
neoklassischen Glauben an die Geld­
neutralität verankert, weshalb sie ihre 
Entwürfe auf den geldpolitischen Pri­
mat der Preisstabilität richten, während 
die realwirtschaftlichen Ziele des 
Wachstums und der Beschäftigung der 
durch monetäre Restriktion beschränk­
ten Entwicklung des Binnenmarktes 
überlassen bleiben. Damit wird "die zu­
nehmende Hegemonie der Interessen 
des Finanzkapitals gegenüber realwirt­
schaftl ichen Interessen" (S.6) vorzüg­
lich bedient, zugleich jedoch das sozia­
le Vertrauen der europäischen Bürger 
in die Währungsunion unnötig strapa­
ziert, sodaß paradoxerweise in der Vor­
bereitungsphase zu einem historischen 
Einigungsschritt, den d ie Währungsuni­
on fraglos darstellt, die politischen Ten­
denzen der Desintegration signifikant 
zunehmen.  

Gegen d ie interessenabhängige Ein­
seitigkeit der wirtschaftspolitischen 
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WWU-Grundlagen erarbeiten d ie Auto­
ren der Broschüre eine generelle Kor­
rekturrichtlinie, die auf eine schrittweise 
Erweiterung der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion zu einer Sozial- und Be­
schäftigungsunion abzielt, um die euro­
päische Einigung auf breiter wirtschaft­
licher und politischer Basis abzusi­
chern . Die strittigen Diskussionsberei­
che umfassen hauptsächlich die Kon­
stitution der Europäischen Zentralbank 
(EZB) als unabhängige geldpol itische 
Instanz der Währungsunion, die Funk­
tion der dezentralen Fiskalpolitik als re­
alwirtschaftl iches Steuerungsinstru­
ment unter dem rigorosen Stabil itätsre­
gime einer monetaristisch verfaßten 
EZB und schl ießl ich die beschäfti­
gungspolitische Verantwortung der zen­
tralen Institutionen der Europäischen 
Union. 

Dieses Aufarbeitungsmuster folgt der 
dreistufigen Verzerrung der wirtschaftli­
chen Integrationsziele der Währungs­
union, wie sie von den Maastrichter 
Konvergenzkriterien und im Stabil itäts­
pakt definiert werden: Eine großzügig 
bemessene nominelle Zinsobergrenze 
bei n iedriger Inflationsschwelle eröffnet 
einen breiten Spielraum für reale Hoch­
zinspolitik, die den Einkommensinter­
essen der Vermögensbesitzer entge­
genkommt und angesichts der verän­
derten wirtschaftlichen Machtvertei lung 
auch genützt werden wird; eine drako­
nische Begrenzung der BIP-gebunde­
nen Neuverschuldungsrate in Verbin­
dung mit einer deutlichen Rückbildung 
der staatl ichen Gesamtverschuldungs­
quote verengt das Gestaltungsspek­
trum der Fiskalpolitik auf permanente 
Austerität und erleichtert dadurch eine 
preisstabil itätsorientierte Geldpolitik, 
die notwendigerweise in  Konflikt gerät 
mit den realwirtschaftl ichen Beschäfti­
gungsinteressen der Arbeitnehmer­
schaft; die existenzsichernden Fragen 
der Beschäftigungspolitik und die ver­
sorgungssichernden Fragen der Sozial­
politik, auf die sich das Interesse der 
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breiten europäischen Bürgerschaften 
richtet, sind in einen unverbindl ichen 
Diskussionsprozeß (Essener Prozeß) 
verbannt und daher ohne relevanten 
Einfluß auf den Konvergenzverlauf der 
dezentralen Verantwortung der Einzel­
staaten überlassen, deren Handlungs­
möglichkeiten durch die fiskalpoliti­
schen Restriktionsgebote zudem dra­
stisch eingeschränkt sind. 

Der wirtschaftliche Hintergrund für 
dieses einseitige WWU-Konzept ist das 
festgefügte Wechselspiel zwischen den 
globalen Finanzmärkten und der jewei­
ligen Geldpolitik der nationalen Zentral­
banken, worin die nachhaltigste Wir­
kung der über zwei Jahrzehnte prakti­
zierten monetaristischen Wirtschafts­
politik verkörpert ist. Während der Mo­
netarismus an so ziemlich allen real­
wirtschaftlichen Zielkategorien ge­
scheitert ist, hat er eine manifeste Ver­
trauensabhängigkeit zwischen Finanz­
marktverhalten und Zentralbankpolitik 
etabliert, die jede geldpolitische Abwei­
chung vom monetären Stabil itätskurs 
durch spekulative Volatilität auf den Fi­
nanzmärkten sanktioniert, wodurch die 
währungspolitische Interventionsfähig­
keit der Zentralbanken im Regelfall 
rasch an wirtschaftliche Grenzen stößt. 
Die hohe Mobil ität des Finanzkapitals 
und die weitreichende Regelungebun­
denheit internationaler Finanztransak­
tionen haben die Unabhängigkeit der 
Zentralbanken zur puren I l lusion ver­
kommen lassen, weil sie zwar politisch 
unabhängig agieren mögen, aber ihre 
monetäre Autonomie an die Vorherr­
schaft der Finanzmärkte verloren ha­
ben. Die Zentralbanken sitzen inzwi­
schen in der Falle ihrer eigenen ord­
nungspolitischen Ideologie, die allein 
Preisstabil ität als verantwortbares Ziel 
der Geldpolitik anerkennt, und müssen 
es sich gefallen lassen,  daß die vertrau­
enslabilen Finanzmärkte, deren Akteu­
re an vermögenssichernder Preisstabi­
lität primär interessiert sind, durch ihre 
spekulative Sanktionsmacht den geld-
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politischen Kurs entscheidend mitbe­
stimmen . 

Eine einheitliche europäische Wäh­
rung in Verbindung mit einer geld- und 
währungspolitischen Zentralinstanz 
verschiebt aber per System das finanz­
wirtschaftliche Kräfteparallelogramm 
des europäischen Währungsraumes 
zugunsten der künftigen EZB, weil die 
spekulativen Sanktionsmöglichkeiten 
der Finanzmärkte durch Beseitigung 
der nationalen Währungsvielfalt einge­
schränkt und das Interventionspotential 
der EZB im Wettbewerb der globalen 
Währungstriade durch Bündelung der 
finanziellen Ressourcen gestärkt wird .  
Daß gerade im  entscheidenden Mo­
ment der zumindest partiellen Rücker­
oberung der europäischen Zentralbank­
autonomie aus dem Einflußbereich der 
Finanzmärkte die inflationshysteri­
schen Stabil itätsfanatiker des Frankfur­
ter Monetarismus auf den Plan treten ,  
um ihre geldmengenabhängige Fixie­
rung auf permanente Preisstabil ität im 
EZB-Konzept ordnungspolitisch zu ver­
ankern, gehört zu den zahlreichen ideo­
logischen Heteronomien der Wäh­
rungsunion . Es ist daher nur konse­
quent, wenn die Autoren der Broschüre 
für geldpolitischen Pragmatismus plä­
dieren, der die neugewonnenen Hand­
lungsspielräume der EZB für realwirt­
schaftliche Entwicklungsziele nützt. Zu 
diesem Zweck wird neben der Wahrung 
der instrumentellen Unabhängigkeit der 
Zentralbank ihre "institutionelle Einbet­
tung" gefordert, die in eine umfassende 
Rechenschaftspflicht über den "geldpo­
litischen Beitrag für die Realwirtschaft" 
(S. 26) münden soll ,  um über die demo­
kratischen Institutionen der Gemein­
schaft das öffentliche Interesse an der 
Politik der EZB zu aktivieren . Dadurch 
könnten die monetaristischen Konflikt­
strategien gegen die realwirtschaftli­
chen Wachstums- und Beschäftigungs­
ziele allmählich durch kooperative Lö­
sungen zwischen den wirtschaftpoliti­
schen Aktionsträgern ersetzt werden, 
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wodurch nachweislich höhere gesamt­
wirtschaftl iche Wohlfahrtseffekte er­
reicht werden können. 

Eng verknüpft mit dem künftigen Sta­
tus der EZB ist auch die Frage des wäh­
rungpolitischen Managements des 
EWS I I ,  das die Wechselkursbeziehun­
gen zwischen den Länder der kerneuro­
päischen Währungsunion (" I ns") und 
den sogenannten Nachzüglerstaaten 
("Outs"), für die ein späterer Beitritts­
zeitpunkt vorgesehen ist, regeln soll. 
Obzwar es aus integrationspolitischen 
Gründen nicht sehr wahrscheinlich ist, 
daß binnenmarktrelevante EU-Mitglie­
der wie beispielsweise Italien im ersten 
Zug der Währungunion fehlen, wird der 
wirtschaftliche Zusammenhalt, den das 
EWS II bietet, das Integrations- und Er­
weiterungstempo der EU maßgeblich 
beeinflussen. Die bisherigen Konsulta­
tionen deuten allerdings darauf hin, daß 
ein am Euro verankerter Währungsver­
bund geplant ist, dessen Steuerungsy­
stem ganz im Blickpunkt der monetä­
ren Stabil itätsziele der EZB steht. Vor 
allem eine an geldpolitische Stabil itäts­
vorbehalte gebundene Interventions­
praxis zur Sicherung der Währungsre­
lationen innerhalb der vorgesehenen 
Fluktuationsbänder birgt das Risiko ei­
ner völligen Asymmetrie der Anpas­
sungslasten, die bei der vorhandenen 
spekulativen Sanktionsbereitschaft der 
Finanzmärkte für die "Outs" die wirt­
schaftlichen Gefahren der Deflation 
dramatisch erhöhen könnten. 

Die Entstehung eines randeuropäi­
schen Kordons, dem der Entwicklungs­
anschluß an den währungsunifizierten 
Binnenmarkt unnötig erschwert wird , 
wäre aber ein fatales Zeichen für den 
weiteren Gang der Einigung und Erwei­
terung Europas. Die detailreiche Analy­
se der Broschüre zur Nachzügler-Pro­
blematik verdichtet sich letztlich zur 
Frage, in welchem sozialen Zustand 
EU-Europa mit unterschiedlichen Kon­
vergenzgeschwindigkeiten die Zielge­
rade der Währungsunion erreichen 
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wird .  I nwieweit das europäische Wirt­
schafts- und Sozialsystem die nächste 
Stufe der Integration einigermaßen in­
takt durchläuft, wird wesentlich davon 
abhängen,  ob die künftige EZB das 
Ghetto des stabil itätspolitischen Dog­
matismus endgültig zumauert oder 
Ausfallstore zu einer pragmatischen 
Geld- und Währungspolitik offenhält, 
die das Ziel einer breit akzeptierten Sin­
nenmarktentwicklung nicht aus dem 
Auge verliert. 

Die Inflation ist nach einem Diktum 
Lester Thurows ein "erloschener Vul­
kan". Während die Monetaristen den 
Sieg über die Inflation als Erfolg der re­
striktiven Geldmengenkontrolle prei­
sen, hat Europa das Ziel der Preisstabi­
lität tatsächlich im Wege einer nachhal­
tigen Hochzinspolitik erreicht, deren 
negative Wachstumseffekte eine Spira­
le preisdämpfender Primärkostenre­
duktionen in Gang gesetzt hat. Das Er­
gebnis dieser Entwicklung sind zuneh­
mend unausgewogene Einkommens­
und Vermögensverteilungsstrukturen, 
eine unter dem Zinskostendruck paraly­
sierte Fiskalpolitik und die höchste Ar­
beitslosigkeit seit der Weltwirtschafts­
krise der dreißiger Jahre. Die wachsen­
den sozialen Disparitäten haben zwar 
einen lebhaften Diskussionsprozeß 
ausgelöst, aber die Prioritäten der mon­
tären Integration Europas nicht wirklich 
verändern können. ln der Broschüre 
wird daraus folgender pointierte Schluß 
gezogen: " Im Vergleich zu den detail­
verliebten und auf maximale Verbind­
lichkeit bedachten Regelungen im mo­
netären Bereich läuft die europäische 
Diskussion im Beschäftigungsbereich 
auf sandigem Boden dahin" (S. 65). 

Tatsächlich verharren die drängen­
den Fragen der Fiskal-, Arbeitsmarkt­
und Beschäftigungspolitik im kalten 
Schatten der währungspolitischen Kon­
vergenzbestrebungen , die sogar eine 
zusätzliche Verschärfung der europa­
weiten Beschäftigungsprobleme mit 
sich bringen. Erschwert werden zielfüh-
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rende Aktionen gegen die eskalierende 
Arbeitsmarktkrise auch dadurch, daß 
die institutionellen Strukturen der EU 
nur über eine mangelhafte Problemlö­
sungskapazität im Beschäftigungs- und 
Sozialbereich verfügen. Die unter­
sch iedlichen Zuständigkeitsebenen 
zwischen Geld- und Fiskalpolitik und 
die fehlende Fiskalautonomie der EU 
stellen ein enormes Hindernis für eine 
wirkungsvolle Koord ination der Be­
schäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik 
auf gemeinschaftlicher Basis dar. So­
lange die Budgethoheit der Europäi­
schen Un ion auf den derzeitigen Bei­
tragsclub, der im wesentlichen zur Fi­
nanzierung der aufwendigen gemein­
samen Agrarpolitik eingerichtet ist, be­
schränkt bleibt, fehlen einer gemeinsa­
men Beschäftigungspolitik die notwen­
d igen Mittel und Instrumente. Mit 
dem vorhandenen Maßnahmenange­
bot, vom Ausbau der transeuropäi­
schen Netzwerke bis zur Implementie­
rung von Beobachtungs- und Überprü­
fungsverfahren, wird man der hohen 
Arbeitslosigkeit in EU-Europa kaum 
Herr werden können. Erst eine zentra­
les EU-Steuersystem, das vorzugswei­
se die dezentralen Lücken in der Be­
steuerung der Vermögenszuwächse 
schließt, wird die fiskalischen Grundla­
gen für ein d ifferenziertes Anreizsy­
stem schaffen, das eine wirkungsvolle 
Trendumkehr in der Beschäftigungs­
entwicklung herbeiführen kann. Freilich 
bleibt auch der Erfolg einer durch zen­
trale Mittel und Instrumente gestärkten 
Beschäftigungspolitik von der Koopera-
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tions- und Koordinationsbereitschaft 
der EZB- Geldpolitik abhängig. Und da­
her gi lt auch in diesem Zusammenhang 
das von den Autoren der Broschüre 
stets wiederholte ceterum censeo: Das 
wirtschaftliche, soziale und politische 
Schicksal der Währungsunion wird vom 
Grad der Einbettung der Geld- und 
Währungspolitik der unabhängigen 
EZB in die realwirtschaftlichen Ziele 
der Binnenmarktintegration abhängen. 

Die Konturen der wirtschaftpoliti­
schen Verfassung der Währungsunion 
sind allzusehr ein Spiegelbild der 
Machtverhältnisse im westlichen Euro­
pa. Der strukturellen Hegemonie des 
Finanzsektors, der einen machtvollen 
Einfluß auf die realwirtschaftliche Wert­
schöpfungsvertei lung ausübt, ent­
spricht die Herrschaft des politischen 
Konservativismus in den nationalen 
und supranationalen Institutionen Euro­
pas. Und der allenthalben aufkeimende 
soziale Protest gegen die wachsende 
wirtschaftliche Ungleichheit retardiert in  
einem vorurtei lsgeladenen Rechtspo­
pulismus. Realistischerweise wird da­
her d ie in der vorl iegenden Broschüre 
redlich entwickelte Programmatik der 
WWU-Korrektur so lange frommer 
Wunsch bleiben, als nicht eine europa­
weit vernetzte Gegenplattform ent­
steht, die mit breiter politischer Unter­
stützung der Arbeitnehmerorganisatio­
nen und der betroffenen Bürgerschaf­
ten aus dem Zentrum des Integrations­
geschehens heraus Veränderungen 
durchzusetzen vermag. 

Wolfgang Edelmüller 
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Die Grenzen des globalen 
Wettbewerbs 

Rezension von: Die Gruppe von 
Lissabon, Grenzen des Wettbewerbs. Die 

Globalisierung der Wirtschaft und die 
Zukunft der Menschheit, Luchterhand 
Literaturverlag, München 1 997, 223 

Seiten, öS 263,-. 

ln Analogie zu der vor 25 Jahren her­
ausgegebenen und inzwischen be­
rühmt gewordenen Studie "Grenzen 
des Wachstums" des Club of Rome 
versucht die Gruppe von Lissabon in 
recht eindrucksvoller Weise die Gren­
zen der heutigen Wettbewerbsgesell­
schaft aufzuzeigen. 

Die Autorengruppe ist in ihrer Kon­
stellation bemerkenswert: Es handelt 
sich dabei näml ich nicht nur um eine 
Gruppe von renommierten Wissen­
schafterinnen verschiedenster Diszipli­
nen, sondern zum Großteil auch um 
Personen , welche über Jahre hinweg 
wichtige Funktionen im Rahmen von 
EU-Institutionen und/oder internationa­
len Wirtschaftsorganisationen wie der 
OECD ausgeübt haben . Darüber hin­
aus waren auch Industrielle sowie 
hochrangige ehemalige Politiker an der 
Erstellung dieses Buches beteiligt, wel­
che alle umfangreiche politische Erfah­
rungen mit sich bringen. 

Die Gruppe von Lissabon besteht ab­
sichtlich nur aus Autorinnen aus dem 
Bereich der Triade, "da sie auf die Ver­
antwortl ichkeit und die Fähigkeit der 
mächtigsten und einflußreichsten Län­
der der Welt für die Lösung gegenwär­
tiger und zukünftiger Probleme hinwei­
sen will" (S. 27). Wenngleich diese 
Feststellung der Sachlage nach sicher­
lich richtig ist, so wäre an der einen oder 
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anderen Stelle der Blick von Repräsen­
tanten aus Schwellen- und Entwick­
lungsländern sicherlich von Nutzen ge­
wesen.  So bringt die soziale Konstella­
tion der Autorengruppe einerseits be­
achtenswerte Einsicht und Kompetenz 
in den aktuellen Prozeß der Globalisie­
rung mit sich, läßt andererseits aller­
dings die notwendige 'Außensicht' d ie­
ser Entwicklung zu kurz kommen. 

Inhaltlich umspannt das Buch einen 
sehr breiten Bereich der wirtschaftli­
chen, sozialen, politischen und ökologi­
schen Folgen der Globalisierung sowie 
möglicher Gegenmaßnahmen. Die in 
al l  diesen Bereichen zentrale Kritik kon­
zentriert sich an der heute vorherr­
schenden Wettbewerbsideologie.  Da­
bei betonen die Autorinnen jedoch, daß 
der Wettbewerb in den vergangenen 
zweihundert Jahren sehr wohl zu posi­
tiven ökonomischen und politischen 
Entwicklungen beigetragen hat. Ökono­
mischer Wettbewerb wird als wichtige 
Triebkraft für technische Innovation 
und Produktivitätssteigerungen aner­
kannt, und politischer Wettbewerb stel­
le die Grundlage für die Entwicklung 
und Ausbreitung demokratischer Syste­
me dar (S. 1 28). Die positiven Aspekte 
des Wettbewerbs werden somit durch­
aus unterstützt. Wettbewerb könne je­
doch nicht ein Ziel an sich sein ,  sondern 
immer nur ein Mittel zum Zweck. Kriti­
siert wird dabei insbesondere die Über­
zeugung, daß unsere Gesellschaften 
vollständig in einen gnadenlosen Wirt­
schaftskrieg eingebunden sind, welche 
sich nach Ende des Kalten Krieges im­
mer mehr durchgesetzt habe (S. 1 33). 
Wettbewerb als Ersatzideologie - ein 
bemerkenswerter Gedanke! 

Ausführlich beschrieben werden so­
dann die heutigen Formen des 'exzes­
siven Wettbewerbs', welchem nicht nur 
die Ziele an sich verlorengegangen 
sind, sondern welcher selbst die Ursa­
che für gegenläufige Effekte ist. Kriti­
siert werden dabei vor allem drei Fol­
gen des ungelenkten Wettbewerbs: 
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1 . ) Die starke Herausbildung von öko­
nomischen Ungleichheiten inner­
halb und zwischen den Ländern so­
wie die Marginalisierung von großen 
Teilen der Welt: "Hyperwettbewerbs­
fähigkeit hat wirtschaftlich reiche 
und starke Länder reicher und stär­
ker gemacht, indem sie die weltwei­
te wirtschaftliche Integration der am 
meisten entwickelten Länder geför­
dert hat" (S. 1 43). Aber auch inner­
halb der Industrienationen ist es zu 
einer stärkeren Differenzierung ge­
kommen, welche sich insbesondere 
durch den Anstieg der Arbeitslosig­
keit, den Abau des Sozialstaates so­
wie die steigenden Einkommensdif­
ferenzen manifestiert. 

2 . )  Die Ausbeutung und Schädigung 
des globalen Ökosystems. 

3.) Die Machtkonzentration in demo­
kratisch weitgehend nicht rechen­
schaftspflichtigen wirtschaftl ichen 
Strukturen, insbesondere durch das 
multinationale Unternehmen (MNU), 
welches "den Staat und seine ln­
stanzen bei der Führung und Gestal­
tung der Weltwirtschaft ablöst" (S. 
99). MNU 'regieren' die Weltwirt­
schaft mit der Unterstützung 'loka­
ler' Staaten .  Der Staat agiere als 
willfähriger Komplize in vollem Be­
wußtsein seiner Rolle. Er sieht seine 
historische Rolle heute darin ,  dafür 
zu sorgen, daß seine eigenen strate­
gischen Schlüsselakteure die Glo­
balisierung der 'nationalen' Wirt­
schaft erfolgreich durchführen kön­
nen (S. 1 02). De facto privatisieren 
die MNU die Rolle des Staates (S. 
1 08). 

Diese Einschätzung aus dem Munde 
von Persönlichkeiten zu hören, welche 
jahrelang für die Wissenschafts- und 
Technologiepolitik der Europäischen 
Union tätig gewesen sind und daher ei­
nen entsprechenden Einblick in die Po­
litik der europäischen MNU haben, 
stimmt mehr als nachdenklich! 

Resümierend wird in der Analyse des 
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vorherrschenden Wettbewerbs festge­
halten, daß dieser in seiner derzeitigen 
Form keine Lösung der globalen sozio­
ökonomischen Schlüsselprobleme wie 
der wachsenden Armut, der Abkoppe­
lung der reichen Länder vom Rest der 
Welt und der Umweltzerstörung bietet. 
Diese Probleme können jedoch nicht in 
einem Umfeld eines 'Jeder-gegen-Je­
den-Wettbewerbs' geklärt werden, son­
dern sind nur im Rahmen von koopera­
tiven Prozessen zu lösen, die auf der 
Stärkung jener Prinzipien, Regeln und 
Institutionen wie Freiheit, Demokratie, 
Solidarität, soziale Gerechtigkeit und 
wirtschaftl icher Effizienz fußen (S. 
1 49). Hauptträger eines derartigen Pro­
zesses, so die Autorlnnen, können die 
'globale Zivi/gesellschaft' sowie die 'auf­
geklärten Eliten' der reichsten, höchst­
entwickelten und führenden Länder der 
Welt sein .  Die globale Zivilgesellschaft 
besteht dabei aus der Gesamtheit all 
jener Gruppen und Institutionen (Verei­
ne, Bürgerin itiativen,  NGOs), die auf 
der lokalen, nationalen und globalen 
Ebene in den unterschiedlichsten Be­
reichen der Gesellschaft agieren.  Ziel 
ihrer Arbeit ist eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen des einzelnen und 
der Gesellschaft (S. 37). Wenngleich 
die 'globale Zivilgesellschaft' auch rela­
tiv schwer abgrenzbar ist, so kommen 
dieser dreierlei Aufgaben zu : die Wah­
rung moralischer Grundsätze, die Arti­
kulation und Mitgestaltung globaler Be­
dürfnisse, Wünsche und Ziele sowie 
das Anbieten eines globalen Raumes 
für innovative politische Verhaltenswei­
sen (S. 39f). Beispielhaft für die 'globa­
le Zivilgesellschaff werden Amnesty 
International, NGOs sowie UN-Organi­
sationen angeführt. 

Die 'aufgeklärten Eliten' werden von 
jener Generation von Industriellen, Top­
managern und leitenden Angestellten 
von Unternehmen repräsentiert, die mit 
humanistischen Zielen und Verantwor­
tungsgefühl die globalen Netze der 
MNU aufbauen und globale Strategien 
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entwickeln bzw. umsetzen (S. 41  ). Als 
Beispiel für jene aufgeklärte Eliten wer­
den Stephan Schmidheiny und der von 
ihm gegründete Schweizer Wirtschafts­
rat für Nachhaltige Entwicklung ange­
führt. 

Diese beiden Gruppen sind als die 
zentralen Trägerorganisationen zur 
Durchsatzung von vier globalen Sozial­
verträgen gedacht, welche allesamt auf 
den Prinzipien der Kooperation, der 
Subsidiarität und der Toleranz beruhen 
und als Ziel die Schaffung eines neuen 
Bewußtseins der Zusammengehörig­
keit jenseits des Wettkampfes haben : 
Ein Grundbedürfnisvertrag soll der Be­
seitigung von ökonomischen und sozia­
len Ungleichheiten dienen, ein Kultur­
vertrag dem Prinzip der Toleranz und 
des interkulturellen Dialogs, ein Erdver­
trag der Durchsatzung einer nachhalti­
gen Entwicklung und ein Demokratie­
vertrag der Realisierung einer globalen 
politischen Steuerungsfähigkeit 

Letzteres sollte durch die Einberu­
fung einer 'globalen Bürgerversamm­
lung' erfolgen , welche im Rahmen der 
globalen Zivilgesellschaft konstruktive 
Vorschläge zur Bestimmung des globa­
len Gemeinwohls machen und die Rah­
menbedingungen für eine kooperative 
Wirtschaftssteuerung als Alternative 
zum Wettbewerb erarbeiten und reali­
sieren sol l .  Diese globale Bürgerver­
sammlung soll zu der allmähl ichen Um­
wandlung der UNO-Generalversamm­
lung in einen Weltsenat oder 'Weltbun­
desrat' führen,  in welchem nationale 
wie übernationale Regierungen vertre­
ten sind (S. 1 78f. ). Als Beispiel für eine 
Entwicklung in diese Richtung wird häu­
fig die UNO-Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung von 1 992 in Rio ange­
führt, welche zu einem überwiegenden 
Teil von NGOs mitorganisiert und ge­
staltet wurde, wenngleich als Träger 
und Financier die UNO selbst auftrat. 
Die globale Bürgerversammlung wird 
als globaler Akteur verstanden , welche 
"die Funktion übernehmen könnte, die 
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organisatorische Basis für Dialoge, Ver­
handlungen und Partnerschaften mit 
dem globalen Netz der privaten multi­
nationalen Unternehmen zur Verfügung 
zu stellen" (S. 1 80). 

De facto ist die globale Bürgerver­
sammlung als eine Art countervailing 
power gegen die globalen Unterneh­
men gedacht, "welche den Staat und 
seine Instanzen bei der Führung und 
Gestaltung der Weltwirtschaft ablösen" 
(s .o.) .  So wichtig die beiden sozialen 
Akteure - d ie globale Zivilgesellschaft 
sowie die aufgeklärten El iten - schon in 
den vergangenen Jahren waren und 
auch in  Zukunft sein werden , so sehr 
stellt sich die Frage nach deren Schlag­
kraft und Durchsatzungsvermögen in 
der heutigen Weltwirtschaft und Welt­
politik. Diese Problematik wird von den 
Autorinnen natürlich auch selbst er­
kannt und in einem Abschlußkapitel 
kurz d iskutiert. Von zentraler Bedeu­
tung ist dabei die Frage, inwieweit MNU 
einerseits sowie d ie Völker, Städte und 
Regionen des reichen Nordens ande­
rerseits fähig und willig sein werden, 
eine transparente und verantwortungs­
bewußte globale Steuerung zu fördern 
sowie entsprechende Verträge auszu­
arbeiten und zu unterzeichnen. Sicher­
lich kann und wird der Druck der globa­
len Zivilgesellschaft sowie die Politik 
der aufgeklärten Eliten des Nordens ei­
nen erheblichen Beitrag zum Umden­
ken von MNU sowie nationalen Regie­
rungen leisten , ob dieser jedoch ausrei­
chend sein wird, bleibt zumindest einst­
weilen eine offene Frage. 

Wenn in der Einleitung des Buches 
(völl ig zu Recht!) die Feststel lung ge­
troffen wurde: "Trotz der neuen Demo­
kratisierungswelle stellt das Fehlen in­
stitutionalisierter Formen sozial verant­
wortlicher und demokratisch kontrollier­
ter politischer Macht auf globaler Ebene 
die fundamentale Schwäche der heuti­
gen Welt dar." (S. 20), so muß hier je­
doch festgehalten werden, daß die glo­
bale Zivilgesellschaft sowie die aufge-
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klärten Eliten selbst dieses zentrale po­
litische Defizit noch nicht beseitigen. 

Von nicht unwesentlicher Bedeutung 
wird dabei sein ,  inwiefern die globale 
Zivilgesellschaft sowie die aufgeklärten 
Eliten dazu beitragen können, daß sich 
existierende Institutionen selbst einem 
Wandel unterziehen, der die Realisie­
rung der Inhalte der vier globalen Sozi­
alverträge unterstützt. Sollte der politi­
sche Einfluß der globalen Zivilgesell­
schaft sowie der aufgeklärten Eliten - so 
allgemein deren Bestimmung auch ist -
sich jedoch ausweiten, so würden sich 
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die Chancen für eine Änderung des 
Stellenwertes der heute vorherrschen­
den Wettbewerbsideologie zweifelsoh­
ne stark verbessern. Wenngleich in  
dem vorliegenden Buch noch viele Fra­
gen offen bleiben und weite Bereiche 
einer näheren Spezifizierung bedürfen, 
so ist es mit Sicherheit ein wichtiger 
und konstruktiver Beitrag für die weite­
re Diskussion der globalen Entwick­
lungsperspektive. ln d iesem Sinne ist 
dem Buch auch eine breite Leserschaft 
zu wünschen. 

Wilfried Altzinger 
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Vom Nutzen der 
Wirtschaftsgeschichte 

Rezension von: Gerold Ambrosius, 
Dietmar Petzina, Werner Plumpe, 

Moderne Wirtschaftsgeschichte. Eine 
Einführung für Historiker und 

Ökonomen, Oldenbourg, München 1996, 

470 Seiten; Gerold Ambrosius, 
Wirtschaftsraum Europa. Vom Ende der 
Nationalökonomien, Reihe: Europäische 
Geschichte, Fischer Taschenbuch Verlag, 

Frankfurt am Main 1996, 222 Seiten. 

Eine der interessantesten Publikatio­
nen der jüngeren Zeit präsentieren Am­
brosius, Petzina und Plumpe. Das In­
teresse verdient s ie aus vielen Grün­
den. Zunächst sind Einführungen in die 
moderne Wirtschaftsgeschichte im 
deutschsprachigen Raum praktisch 
nicht greifbar. Weiters liegt der Akzent 
hier auf "modern", denn die Mitarbeiter 
dieses Bandes repräsentieren durch­
wegs renommierte Vertreter ihres Fa­
ches. Doch geht die Bedeutung des Bu­
ches über eine Einführung in ein Fach­
gebiet deshalb hinaus, weil es in meh­
reren Bereichen in die aktuelle Diskus­
sion eingreift. 

Da ist einmal , wie die Herausgeber 
betonen, die wachsende Skepsis ge­
genüber der mathematisierten Natio­
nalökonomie, die Einsicht, daß zeit­
raumlose Hypothesen wohl im histori­
schen Ablauf zu prüfen wären. Da ist 
andererseits die dynamische Entwick­
lung von Sozial- und Wirtschaftsge­
schichte in den historischen Wissen­
schaften ,  welche ohne ökonomische 
Theorie nicht sinnvoll betrieben werden 
kann. Überdies vermag eine aktuali­
tätsbezogene wirtschaftshistorische 
Forschung manches zur Bewältigung 
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gegenwärtiger ökonomischer Probleme 
zu leisten. 

Die einzelnen Beiträge sind nach 
dem gleichen Schema aufgebaut. Der 
Einführung in das Sachgebiet und sei­
ner bisherigen historiographischen Be­
handlung folgt der geschichtliche Ab­
lauf und schließlich die Diskussion, wel­
che theoretischen Ansätze die Natio­
nalökonomie zur Erklärung dafür zur 
Verfügung stellt. 

Eingangs befaßt sich R. Tilly ("Wirt­
schaftsgeschichte als Disziplin") mit der 
Entstehung und dem gegenwärtigen 
Stand des Faches. Differenziert geht er 
auf die eher historiographisch determi­
nierte Forschung und die Ökonometrie 
ein,  berührt auch die neuaste Entwick­
lung, welche durch die Neue Institutio­
nenökonomie charakterisiert ist (1 ). 

ln der Folge widmen sich T. Pieren­
kernper und W. Plumpe den mikroöko­
nomischen Aspekten des Faches, den 
Haushalten sowie den Unternehmun­
gen . Ersterer beklagt das Fehlen einer 
umfassenden Theorie des Haushalts­
handelns; er betrachtet den neoklassi­
schen Ansatz Beckers als unzurei­
chend und fordert einen pragmatischen 
und damit auch historischen Ansatz, 
um sich diesem Ziel zu nähern. 

Zu ähnl ichen Ergebnissen gelangt 
Plumpe in seiner Untersuchung der Un­
ternehmen, schildert jedoch umfassend 
die existierenden Ansätze und warnt 
davor, durch unreflektierte Nutzung der 
Quellen die "Wahrheit" über die Unter­
nehmensentwicklung zu erfahren. Je­
denfalls sei die theoriegeleitete Analy­
se, etwa auf Basis der Betriebswirt­
schaftslehre, notwendig, um zu einem 
aussagekräftigen Resultat zu gelangen. 

Der umfassende makroökonomische 
Teil wird mit der demographischen Pro­
blematik eingeleitet. J. Komlos und S. 
Schmidke ("Bevölkerung und Wirt­
schaft") präsentieren die verschiede­
nen Hypothesen über den Zusammen­
hang zwischen Demographie und Öko­
nomie sowie die Entwicklung von der 
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"Malthusianischen Falle" bis zu deren 
Überwindung zu Beginn der Industriali­
sierung. K. Hausen ("Geschlecht und 
Ökonomie") kritisiert, daß in der bishe­
rigen Forschung sowohl die Bedeutung 
des Haushaltes wie die spezifischen 
Bedingungen der Frau als Wirtschafts­
subjekt vernachlässigt worden sei. Ob­
wohl gerade ihr Beitrag eine Fülle neue­
rer und wichtiger Forschungsbereiche 
aufzählt, wird man sich ihrem Urteil 
nicht ohne weiteres anschließen kön­
nen. Der neoklassische Ansatz der 
Economics of Family (Becker) hat bei 
aller gebotener Skepsis wohl eine Fülle 
interessanter Erkenntnisse vermittelt, 
die auch wirtschaftshistorisch fruchtbar 
wurden, und Studien über die spezifi­
sche Arbeitsmarktsituation der Frau 
sind zahlreich. 

H. Kiesewetter widmet sich dem re­
gionalen Aspekt der Wirtschaftsent­
wicklung. Hiebei begegnet man der Hy­
pothese, föderalistisch organisierte 
Staaten,  wie die Schweiz, wüchsen 
schneller als zentralistische wie Eng­
land. Die empirische Evidenz stützt die­
se Aussage wohl nicht. ln der I ndustria­
lisierungsphase dürften die beiden 
Staaten gleich rasch expandiert sein ,  
und nach 1 945 zählten sie zu den am 
langsamsten wachsenden. 

J. Radkau ("Technik und Umwelt") 
bemüht sich, Technik- und Umweltfor­
schung in die wirtschaftsgeschichtliche 
Analyse einzubauen. Das erweist sich 
für diese beiden relativ jungen For­
schungszweige deshalb nicht ganz 
leicht, weil die "Technik-historie . . .  im­
mer noch ein tiefsitzendes Paradigma 
von der gesamten Weltgeschichte als 
Fortschritt, die Umwelthistorie dagegen 
ein un iversales Niedergangs-Paradig­
ma . . .  " enthalten . 

R. Spree untersucht Wachstum und 
Konjunktur. Es ist zu begrüßen,  daß er 
in die Präsentation der wachstumstheo­
retischen Konzepte institutionelle 
Aspekte, nämlich den "Property­
Rights"-Ansatz, einbezieht. Hier könnte 
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man sich eine Ausweitung allgemein in 
Richtung der Neuen lnstitutionenöko­
nomie, etwa der "high-powered econo­
mies" von 0. E. Williams, vorstel len. 
Ebenso wäre es sinnvoll ,  die auf den 
Arbeiten von Abramovitz beruhende 
Problematik des "catching-up" in  die­
sem Zusammenhang zu behandeln .  
D ie umfassende Darstel lung der kon­
junkturtheoretischen Entwicklung führt 
Spree zu dem Schluß, daß sich der 
Wirtschaftshistoriker in seiner Arbeit 
nicht an eine Standardhypothese halten 
könne, sondern je nach seinem analyti­
schen Ziel unter den konkurrierenden 
Ansätzen wählen müsse. 

G. Ambrosius weist in seinem Bei­
trag ("Wirtschaftsstruktur und Struktur­
wandel; Gesamtwirtschaft") darauf hin,  
daß im Bereich der Strukturforschung 
der Zusammenhang zwischen der lau­
fenden ökonomischen Analyse und 
Wirtschaftsgeschichte am engsten ist, 
da Strukturwandel ein mittel- und lang­
fristiges Phänomen darstel lt, das nur 
unter historischen Aspekten erfaßt wer­
den kann. 

W. Plumpes äußerst instruktiver Bei­
trag ("Wirtschaftsstruktur und Struktur­
wandel; Landwirtschaft") hält sich in der 
Analyse strikt an ökonomische Kriterien 
und vermeidet das, was die histori­
schen Darstellungen der agrarischen 
Entwicklung häufig kennzeichnet, näm­
lich diese " . . .  politisch-moralisch aufzu­
laden". D. Petzina untersucht den 
Strukturwandel in " Industrie und Hand­
werk" sowie im "tertiären Bereich", wo­
bei er den wichtigen Beitrag des letzte­
ren auch für die Industrialisierung - ein 
oft vernachlässigter Aspekt - betont. 

ln der Diskussion über die Struktur­
verschiebung zu den Dienstleistungen 
wird oft übersehen , daß dieser so pla­
kative Prozeß in Beschäftigtenzahlen 
sowie nominellen Werten in den realen 
kaum eine Entsprechung findet - schon 
gar nicht, wenn man die Auslagerungen von 
Industriedienstleistungen in Rechnung 
stellt. 
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ln der umfassenden Darstellung von 
"Beschäftigung und Arbeitsmarkt" 
T. Pierankempers entstehen Unklarhei­
ten nur in seiner Diskussion der Arbeit 
von Kindern und Jugendlichen, wei l  
n icht immer zu ersehen ist, wovon die 
Rede ist. Zunächst schildert er die Pro­
bleme ersterer, dann jene der Alters­
gruppe von 1 4  bis 20 Jahren,  meint 
aber, d iese (?) hätte 1 925 mit einer Er­
werbsquote von 20% ( ! )  ihren Höhe­
punkt erreicht, was ja wohl nicht sein 
kann. Außerordentlich gelungen ist sein 
Kapitel über "Einkommens- und Ver­
mögensvertei lung". 

R. Tillys Beitrag ("Geld und Kredit") 
verdient deshalb besonderes Interesse, 
weil er in seinen theoretischen Überle­
gungen zur Entwicklung des Bankensy­
stems der Neuen Institutionenökono­
mie den wichtigsten Platz einräumt. 

G. Ambrosius ("Internationale Wirt­
schaftsbeziehungen") geht in seiner 
profunden Analyse des Außenhandels 
auf die Unzulänglichkeit der Außenhan­
delstheorie für die wirtschaftsgeschicht­
liche Forschung ein und meint, daß von 
dieser Impulse für deren Weiterent­
wicklung ausgehen könnten. 

Außerordentlich bedeutsam erweist 
sich im Beitrag dieses Autors über Wirt­
schaftssysteme (Wirtschaftsordnun­
gen) die breite Darstellung der Neuen 
lnstitutionenökonomie, deren wichtige 
Rolle für die wirtschaftsgeschichtliche 
Forschung er darlegt, aber auch auf 
manche ihrer Probleme hinweist. Zu 
letzterem könnte man einwenden, daß 
die N I E  zwar von der Neoklassik aus­
geht, aber keinesfalls deren Kriterien 
übernimmt. Das betrifft etwa die An­
nahmen der eingeschränkten Rationa­
lität und der asymmetrischen sowie un­
vollständigen Information .  Wie schon 
erwähnt, wird auch d ie Frage des insti­
tutionellen Wandels als durchaus offen 
betrachtet. 

ln seinem nächsten Beitrag ("Staat 
und Wirtschaft") geht Ambrosius auf 
diesen theoretischen Ansatz überhaupt 

Wirtschaft und Gesellschaft 

nicht ein,  sondern beschränkt sich auf 
solche "mittlerer Reichweite", wohl hin­
gegen Plumpe in seiner Arbeit über das 
unternahmarische Verbandswesen,  in 
dem er den Transaktionskostenansatz 
der Analyse zugrunde legt. Studien der 
N IE  zum Thema Korparatismus (2) 
werden in seinem umfangreichen und 
instruktiven letzten Beitrag des Sam­
melwerkes ("Industrielle Beziehungen") 
n icht weiter verfolgt. 

Wenn h ier ein ige Einwendungen 
oder Ergänzungen zu den Texten vor­
gebracht wurden, ändert das nichts am 
exzeptionellen Charakter d iese Bu­
ches, das im deutschsprachigen Raum 
zum Standardwerk werden wird. 

Einer der Herausgeber, G. Ambrosi­
us, behandelt in der neuen raschen­
buchreihe des Fischer Verlages, "Euro­
päische Geschichte", den Komplex der 
europäischen Integration (Wirtschafts­
raum Europa). D ie Reihe zielt darauf 
ab, einen weiteren Leserkreis mit Pro­
blemen der europäischen Geschichte 
in kompakter Darstellung vertraut zu 
machen. Zumindest die Arbeit Ambro­
sius' bietetjedoch auch dem Fachmann 
einen umfassenden, interessanten 
Überblick mit vielen originellen Aspek­
ten ,  die über die bisherige Literatur auf 
d iesem Gebiet hinausgehen.  

So schildert er - unter dem vollkom­
men irreführenden Verlagsuntertitel 
"Vom Ende der Nationalökonomien" -
die Entwicklung der europäischen Inte­
gration in ihrer Ambivalenz zwischen 
funktionalem und institutionellem An­
satz, welche der nationalen Souveräni­
tät noch immer hohes Gewicht beläßt. 
"So etwas wie eine neue europäische 
Staatl ichkeil läßt sich auch nach vier­
zigjährigem lntegrationsprozeß erst in 
Ansätzen erkennen." (S. 207). 

Besonderes Interesse verdienen 
auch die einleitenden, empirischen Ka­
pitel über das Ausmaß der Integration 
auf den europäischen Märkten ,  welche 
zu dem Ergebnis gelangen,  daß eine 
weitgehende Integration eigentlich nur 
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im Bereich des Handels stattgefunden 
habe, wogegen auf dem Arbeits- und 
Kapitalmarkt bestenfalls Ansätze zu er­
kennen sind. 

Felix Butschek 

Anmerkungen 
( 1 )  Seine Bedenken gegen die Optimalität 

von Institutionen als Ursache ihrer Ent-
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stehung hat indessen D. C. North selbst 
aufgegriffen: Denzau, N; North, D. C. ,  
Shared Mental Models: ldeologies and 
lnstitutions, in: Kyklos 1 ( 1 994). 

(2) Der Autor sieht die Korporatismusde­
batte nur unter politikwissenschaftlichen 
Aspekten, doch existieren hier auch be­
reits Ansätze der NIE:  Henley, A. ; Tsaka­
lotos, E . ,  Corporatism and Economic 
Performance (Aidershot 1 993). 
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Österreichs Politik und 
Wirtschaft im 'langen 19. 

Jahrhundert' (1790-1914) 

Rezension von: Helmut Rumpler, 
Österreichische Geschichte 1 804- 19 14. 

Eine Chance für Mitteleuropa. 
Bürgerliche Emanzipation und 

Staatsverfall der Habsburgermonarchie, 
Verlag Carl Ueberreuter, Wien 1997, 672 

Seiten, öS 740,-. 

ln der von Herwig Wolfram heraus­
gegebenen "Österreichischen Ge­
schichte in 1 0 Bänden" des Verlags 
Carl Ueberreuter erschien nach Ernst 
Hanischs "Der lange Schatten des 
Staates" und Roman Sandgrubars 
"Ökonomie und Politik" nun der dritte 
jener Bände, die sich mit der neueren 
Geschichte Österreichs beschäftigen. 

Die Jahresangaben im Titel des Bu­
ches täuschen freil ich: Es entsteht der 
Eindruck, die Darstellung setze mit 
dem Beginn des 'Kaisertums Öster­
reich' e in ;  d ies ist aber nicht der Fal l .  
Der gesamte erste Abschn itt des Ban­
des und Teile des zweiten sind der Pe­
riode von 1 790 bis 1 81 5  gewidmet, ins­
besondere natürlich den außenpoliti­
schen und mil itärischen Entwicklungen 
im Gefolge der Französischen Revolu­
tion, aber auch der nachjosephinischen 
Staatskrise im Inneren und den Re­
formansätzen zu Beginn des 1 9. Jahr­
hunderts. 

Die Darstellung schließt nicht mit 
dem Ende der Monarchie im Herbst 
1 91 8, sondern bereits im Sommer 
1 914 .  Dies bedeutet allerdings, daß das 
zehnbändige Großprojekt keine umfas­
sende Darstellung der Geschichte 
Österreichs im Ersten Weltkrieg ent­
hält! (Dem ob d ieser gravierenden und 
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unverständl ichen Auslassung verwun­
derten Leser möge der Hinweis auf M .  
Rauchensteinars exzellente Monogra­
phie 'Der Tod des Doppeladlers' d ien­
lich sein. Eine Rezension derselben er­
schien in WuG 20/2 (1 994) 322-325. )  

Im 'Die Ära Metternich' betitelten Ab­
schnitt ist für den vor allem wirtschafts­
historisch orientierten Leser insbeson­
dere das vierte Kapitel ' Industrielle Re­
volution und bürgerliche Gesellschaft' 
von Interesse. Zur nach wie vor umstrit­
tenen Frage, wann in der Habsburger­
monarchie der Übergang zu einem ste­
tigen und selbsttragenden Wirtschafts­
wachstum stattgefunden habe, hält 
Rumpier fest: "Neuerdings hat sich die 
These durchgesetzt, daß der wirtschaft­
liche Umbruch in den ersten Jahrzehn­
ten des 1 9 . Jahrhunderts anzusetzen 
sei . "  (S.21 5) 

Die bahnbrechenden quantitativen 
Studien über das Wirtschaftswachstum 
in der Monarchie im vorigen Jahrhun­
dert stammen von den US-amerikani­
schen Wirtschaftshistorikern D. Good 
und J. Komlos. Seide vertreten die An­
sicht, daß die Industrielle Revolution in 
Österreich in der zweiten Hälfte des 1 8. 
Jahrhunderts einsetzte. Komlos (1 ) 
stellt dabei das Bevölkerungswachstum 
als den entscheidenden auslösenden 
Faktor heraus. Die politische Antwort 
auf den wachsenden Bevölkerungs­
druck habe in den bekannten institutio­
nellen Reformen Maria Theresias und 
Josephs I I .  bestanden, welche H inder­
nisse für das Wachstum der Sachgüter­
produktion beseitigten.  Die mit den zu­
sätzlichen Exporterlösen finanzierten 
Importe von Nahrungsmitteln hätten 
den Ausweg aus der Malthusianischen 
Falle gewiesen. 

Der kriegsbedingte Staatsbankrott 
des Jahres 1 8 1 1  und die schwere Nach­
kriegsrezession 1 8 1 5- 1 7  unterbrachen 
die wirtschaftl iche Expansion jeweils 
nur kurzfristig. Die Reformen in den 
beiden ersten Jahrzehnten des 1 9. 
Jahrhunderts (ABGB, Schulreform, ' ln-
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dustrialfreiheit', Nationalbank, Wäh­
rungssanierung) schufen die Grundla­
gen für den späteren ökonomischen 
Durchbruch. 

Gemäß Komlos setzte modernes 
Wirtschaftswachstum in Österreich 
zwischen 1 825 und 1 830 ein. ln dieser 
Phase begann sich das Wachstum des 
industriellen Outputs zu beschleunigen, 
aber die vorliegenden Belege bieten 
keine Unterstützung für Gersehenkrans 
These eines 'great spurt' (2) oder 
Rostows 'take-off'. Die Prosperitätsepo­
che währte bis zu der von Mißernten in 
den Jahren 1 846/47 eingeleiteten Krise 
fort. Zumindest in N iederösterreich und 
Böhmen war in  den vierziger Jahren 
bereits ein hoher Stand an Industriali­
sierung erreicht. Kapitel über die Textil­
industrie, die Eisenverarbeitung und d ie 
Luxusgüterproduktion veranschauli­
chen den Entwicklungsstand. 

ln  den achtziger Jahren gab es eine 
Kontroverse zwischen zwei Wirt­
schaftshistorikern , die quantitative Me­
thoden in den Vordergrund stellen, 
nämlich J .  Komlos und D. Good, einer­
seits sowie einem Vertreter der älteren, 
stärker institutionell orientierten Gene­
ration österreichischer Wirtschaftshi­
storiker, E. März, andererseits über die 
Bedeutung der Reformen im Zuge bzw. 
im Gefolge der Revolution von 1 848/49 
für die langfristige Wirtschaftsentwick­
lung Österreichs: die bäuerliche Grund­
entlastung 1 849, die Beseitigung der 
Zoll inie zwischen Österreich und Un­
garn 1 851 , den (freihändlerischen) Au­
ßenzolltarif von 1 852 und den preu­
ßisch-österreichischen Zollvertrag von 
1 853. 

Leider schenkt Rumpier dieser inter­
essanten Auseinandersetzung keine 
Aufmerksamkeit. Sein Resümee über 
die Bodenreform, einen der bedeutend­
sten Aspekte der neoabsolutistischen 
'Revolution von oben', lautet: "Die 
Durchführung der bäuerlichen Grund­
entlastung und der Entschädigung der 
Grundbesitzer war n icht nur ein wichti-
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ger Beitrag zur Sicherung des sozialen 
und politischen Friedens. Die neuen Ei­
gentumsverhältnisse mit ihren Auswir­
kungen auf den Kapitalmarkt und die 
demographische Entwicklung eröffne­
ten auch der Wirtschaftspolitik neue 
Wege." (S. 347) 

Komlos (3) war der erste Historiker, 
der - auf der Grundlage seiner ökono­
metrischen Schätzungen - den hohen 
Stellenwert, den die Österreichische 
Geschichtsschreibung den Reformen 
der Jahrhundertmitte in bezug auf den 
Übergang zu modernem Wirtschafts­
wachstum beimaß, in Zweifel zog. Sei­
ner Meinung nach hätte die Beseitigung 
der Zwischenzoll inie nur geringe Aus­
wirkungen auf das Wachstum der Öster­
reichischen Industrie gehabt, da die 
Hemmnisse für den Warenhandel be­
reits vor der Schaffung der Zollunion 
ziemlich niedrig gewesen wären. 

Und auch die bäuerliche Grundentla­
stung hält Komlos nicht für einen Wen­
depunkt in der Wirtschaftsentwicklung, 
hätten doch die Reformen in der zwei­
ten Hälfte des 1 8. Jahrhunderts bereits 
eine wesentliche Verringerung der feu­
dalen Belastungen bewirkt. 

Good (4) vertritt im wesentlichen 
Komlos' Standpunkt, konzediert aber, 
daß die obengenannten Reformen für 
die Fortdauer des modernen Wirt­
schaftswachstums in Österreich not­
wendig gewesen sein könnten. Vermut­
lich habe die Bodenreform die Produk­
tivität sowohl der gesamten in der 
Landwirtschaft eingesetzten Arbeit 
(nicht nur der früheren Robot-Arbeit) 
als auch des entsprechenden Kapitals 
angehoben. 

März kritisierte in einem in d ieser 
Zeitschrift erschienenen Aufsatz (5) die 
Unterschätzung institutioneller Fakto­
ren durch die amerikanischen Gliome­
trikar Komlos und Good. Die kurzfristi­
gen Effekte der Aufhebung der Zollinie 
wären aufgrund der Mängel des Trans­
port- und Bankensystems zwangsläufig 
eher gering gewesen; die Beseitigung 
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dieser Hindernisse für die Ausweitung 
des Handelsvolumens zwischen Öster­
reich und Ungarn wäre erst in den fünf­
ziger und sechziger Jahren erfolgt. 

ln bezug auf die Wirtschaftsentwick­
lung in der Vormärz-Periode warf März 
den beiden genannten Autoren eine 
Überschätzung des Wachstums vor, 
die daraus resultiert habe, daß die im 
Niedergang befindl iche Leinenindu­
strie, welche noch in den zwanziger 
Jahren den größten Industriezweig dar­
gestellt hatte, in den Berechnungen 
vernachlässigt worden wäre. 

Ein nachhaltiger Aufschwung der 
Österreichischen Wirtschaft wurde in 
den zwei Jahrzehnten nach der Revolu­
tion zweimal durch Kriege verhindert. 
Erst nach der Bewältigung der Staats­
krise von 1 866 begann d ie oft beschwo­
rene 'erste Gründerzeit'. "Die Konsoli­
d ierung des Jahres 1 867 befreite die 
Wirtschaft des Habsburgerstaates zum 
ersten Mal von der Last, die Kosten der 
Großmachtpolitik eines alteuropäi­
schen Feudalstaates bezahlen zu müs­
sen . Der politische Neuanfang ermög­
l ichte es, den 1 849/50 begonnenen 
Konjunkturaufschwung in einen langfri­
stigen Wachstumsprozeß zu retten."  
(S.  456) Es begannen die 'sieben fetten 
Jahre' (1 867-73). 

Auch über das Ausmaß und die Dau­
er des wirtschaftl ichen Einbruchs im 
Gefolge des Börsenkrachs von 1 873 
besteht nach wie vor eine Kontroverse. 
Ausgehend von Überlegungen Schurn­
psters und Kondratieffs interpretierten 
sowohl H. Matis (6) als auch E. März (7) 
die Österreichische Wirtschaftsentwick­
lung zwischen 1 848 und 1 9 1 3  als lang­
fristige Wellenbewegung mit Wende­
punkten in den Jahren 1 873 und 1 896. 
Die Phase von 1 873 bis 1 896, die 'Gro­
ße Depression', sei durch Deflation und 
geringes Wirtschaftswachstum geprägt 
gewesen. Komlos sieht den Vertrauens­
verlust der Österreichischen Unterneh­
mer nach dem Börsenkrach als Ursa­
che für die Krise der siebziger Jahre an; 
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diese hätten ihr Kapital aus dem Öster­
reichischen Industriesektor abgezogen 
und in ungarische Staatspapiere inve­
stiert, was die Wachstumsschwäche 
der Österreichischen Industrie bis in die 
frühen neunziger Jahre erkläre. 

D. Good hingegen argumentiert, daß 
sich der Wachstumspfad der Österrei­
chischen Wirtschaft zwischen 1 873 und 
1 896 nicht grundlegend von jenem der 
folgenden Phase unterschieden habe, 
wobei die eigenen Forschungsergeb­
nisse und die Outputschätzungen von 
N. Gross (8) sowie von R. Rudolph (9) 
als Grundlage d ienen . Das Jahr 1 896 
habe zwar den Übergang von der De­
flations- zur Inflationsperiode gebracht, 
aber keinen Bruch im langfristigen 
Wachstumsprozeß markiert. Komlos' 
These vom Kapitalfluß nach Ungarn als 
Ursache einer Wachstumsschwäche in 
Österreich weist Good zurück und sieht 
ersteren als einen der in Europa zahl­
reichen Belege für die Neigung von In­
vestoren aus fortgeschritteneren Län­
dern an, ihr Kapital in weniger entwik­
kelten Regionen anzulegen. Jedenfalls 
sei d ieser Kapitalabfluß durchaus kon­
sistent mit der Fortsetzung raschen 
Wachstums in Österreich gewesen. 

Die jüngsten Ergebnisse der For­
schungen von M. St. Schulze ( 1 0) un­
terstützen in d ieser Auseinanderset­
zung eher die Ansicht Komlos'. Schul­
zes Schätzungen des Outputs der 
Österreichischen Masch inenindustrie 
zeigen, daß die Produktion der Kapital­
güterbranche nach 1 873 stark zurück­
ging und lange Zeit auf niedrigem Ni­
veau verharrte. Erst gegen Ende der 
achtziger Jahre wurde das Produktions­
ergebnis von 1 872 überschritten .  
Schulze interpretiert d iese nachhaltige 
Wachstumsschwäche der Maschinen­
industrie als Konsequenz der geringen 
Investitionsneigung österreichischer 
Unternehmer in den Siebziger und acht­
ziger Jahren, welche mit dem Kapital­
abfluß nach Ungarn in kausalem Zu­
sammenhang gestanden habe. 
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Rumpier selbst, der Schulzes Ergeb­
nisse nicht mehr berücksichtigen konn­
te, neigt eher der Good'schen Einschät­
zung zu : "Die Aufstiegsperiode nach 
1 867 erfuhr zwar mit dem Konjunktur­
abschwung der 'Großen Depression' 
von 1 873 bis 1 896 eine spektakuläre 
Unterbrechung, aber es handelte sich 
dabei um keine wirkliche Trend umkehr. 
. . .  Es stellt sich sogar die Frage, ob für 
Österreich-Ungarn überhaupt von einer 
Wachstumskrise gesprochen werden 
kann." (S. 456) 

Die günstige politische Entwicklung, 
der gute Zustand der Staatsfinanzen 
und der Wille des Staates, selbst zur 
Ankurbelung der Wirtschaft beizutra­
gen, hätten bereits Ende der siebziger 
Jahre die Wende herbeigeführt. "Der 
Staat war also fähig und bereit, Ord­
nung in die von einem mißbrauchten 
und mißverstandenen Liberalismus 
zerstörte Wirtschaft zu bringen." (S. 
466) Selbst innerhalb der l iberalen Be­
wegung setzte sich der interventionisti­
sche Flügel durch; das Ergebnis waren 
große öffentliche Bauaufträge, wie jene 
zur Donauregulierung und zur Errich­
tung der Wiener Hochquellenwasserlei­
tung. 

Die tiefgreifendsten und nachhaltig­
sten Folgen des Börsenkrachs von 
1 873 sieht Rumpier im politischen Be­
reich. "Die eigentliche Katastrophe von 
1 873 war eine ideologische. Der wirt­
schaftliche Mißerfolg wurde aufgrund 
der exponierten Stellung l iberaler Poli­
tiker, Wissenschafter, Intellektueller 
und Journalisten im Wirtschaftsleben 
dem politischen System angelastet. Die 
Folge war eine Diskriminierung des po­
litischen Liberal ismus." (S. 465) Letzte­
rer verlor für die Masse der Bevölke­
rung seine Glaubwürdigkeit, und die 
wirtschaftlichen Verlierer formierten 
sich gegen seine Verfechter. Diese 
Schwäche des politischen Liberal ismus 
ist noch heute in der politischen Sphä­
re der Zweiten Republik zu spüren, 
selbst in der sog. Tagespolitik. 
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ln den beiden letzten Jahrzehnten 
vor dem Ersten Weltkrieg nahm d ie 
Österreichische Wirtschaft einen impo­
santen Aufschwung, der das Ausmaß 
einer 'Zweiten Gründerzeit' erreichte. 
Rumpier zitiert d iesbezüglich Matis, der 
die Phase 1 896-1 9 1 3  zu den "erfolg­
reichsten in der Österreichischen Wirt­
schaftsgeschichte" (S. 472) rechnet. 

Sie war gekennzeichnet durch we­
sentliche institutionelle und organisato­
rische Änderungen: den Konzentrati­
onsprozeß in der Industrie, zunehmen­
den Einfluß des Bankensektors auf die 
Industrie, die Bildung von Kartellen und 
- damit zusammenhängend - den Über­
gang zum Protektionismus. 

Mittels Gründungen neuer Unterneh­
mungen und der Forderung der Um­
wandlung bestehender Privatfirmen zu 
Aktiengesellschaften sicherten sich die 
Großbanken industrielle Macht- und 
Einflußsphären. Die Bildung von Kar­
tellen unter der Führung der nach Si­
cherheit und Konkurrenzeliminierung 
strebenden Banken und die Fusionen 
großindustrieller Unternehmungen, ins­
besondere in der Schwerindustrie, der 
Maschinen- und der Elektroindustrie, 
l ießen den Grad industrieller Konzen­
tration rasch voranschreiten. Auf d iese 
Weise entstanden gleichzeitig auf wei­
ten Gebieten der Volkswirtschaft enge 
Interessengemeinschaften zwischen 
den Banken, die in dieser Periode einen 
dominierenden Einfluß auf das gesam­
te Wirtschaftsleben der Monarchie aus­
übten. 

Die Durchsetzung von technischen 
Neuerungen und organisatorischen In­
novationen brachte ein beträchtliches 
Produktivitätswachstum mit sich. Die 
stärksten wirtschaftl ichen Impulse gin­
gen aus vom Aufbau neuer Industrien, 
wie der Elektro-, der Automobil-, der 
chemischen (Petrochemie, Kunstdün­
gererzeugung etc.) und verschiedenen 
Sparten der metal lverarbeitenden Indu­
strie (Produktion von Fahrrädern, gezo­
genen Röhren usw. ), von der Bautätig-
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keit in den Städten ,  insbesondere in 
Wien ('Spätgründerzeit') ,  den Investi­
tionen in das Eisenbahnwesen (Ausbau 
der Lokal- und der Alpenbahnen) sowie 
von den stark gesteigerten Ansprüchen 
der Heeresverwaltung . 

Rumpier widmet im Rahmen des Ka­
pitels "Die Österreichische Version des 
Kapitalismus" den Eisenbahnen, dem 
Bergbau , der Maschinenindustrie und 
der Landwirtschaft jeweils ein eigenes 
Unterkapitel, wobei es sich allerdings in 
al len Fällen um Überblicke handelt, 
welche den gesamten Zeitraum von 
1 867 bis 1 91 4  umfassen. Im letzten 
Abschnitt des Buches, der sich mit den 
Jahren 1 903 bis 19 14  befaßt ("Der Weg 
in den Untergang"), wird die besonders 
dynamische Wirtschaftsentwicklung 
(langer konjunktureller Aufschwung 
1 905-1 0) leider nicht mehr eigens the­
matisiert. 

Zusammenfassend läßt sich feststel­
len, daß sich der Abstand der Österrei­
chischen Volkswirtschaft gegenüber 
den führenden europäischen Industrie­
ländern in den beiden letzten Friedens­
dekaden deutlich verringerte. 

Im Mittelpunkt jener beiden Abschnit­
te des vorl iegenden Bandes, die den 
Zeitraum vom 'Ausgleich' des Jahres 
1 867 bis zum Ausbruch des Ersten 
Weltkriegs behandeln, steht selbstver­
ständlich das Nationalitätenproblem, 
welches in zunehmendem Maße so­
wohl die Innen- als auch die Außenpo­
l itik dominierte . Nach dem Erlaß der 
Badenischen Sprachenverordnung von 
1 897 spitzten sich die Auseinanderset­
zungen zwischen den National itäten 
sowohl auf cisleithanischer Ebene als 
auch in den einzelnen Kronländern zu, 
Obstruktion legte den Reichsrat lahm. 
Die Regierungen agierten meist mittels 
Notverordnungen auf der Grundlage 
des berüchtigten Paragraphen 14 ,  der 
ein Regieren ohne Parlamentsbe­
schlüsse ermöglichte. 

Nachdem auch Ministerpräsident Ko­
erber, dessen Initiativen noch einmal 
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Optimismus hervorgerufen hatten ,  ge­
scheitert war, herrschte auch in Regie­
rungskreisen "die Überzeugung, daß 
der bürgerliche und adelige Nationalis­
mus den letzten Rest an entwicklungs­
fäh iger Substanz verloren hatte. "  
(S.551 ) ln  dieser Situation gab d ie rus­
sische Revolution von 1 905 einen An­
stoß von außen : Die Regierung gab 
dem Druck der Sozialdemokraten 
nach , denn sie hoffte, mittels der Wahl­
rechtsreform (allgemeines Männer­
wahlrecht) ein arbeitsfähiges Parla­
ment zu erhalten. Durch die Reichsrats­
wahlen von 1 907 wurden die Christlich­
sozialen und ihre katholischen Verbün­
deten zur stärksten Parlamentsfraktion. 
Der sprunghafte Zuwachs für die Sozi­
aldemokraten (stärkste Partei) bl ieb 
aufgrund ihrer nationalen Zersplitterung 
wirkungslos. 

ln der Folge zeigte sich rasch, daß 
auch d ie Parlamentsreform das Natio­
nal itätenproblem nicht zu lösen,  ja n icht 
einmal zu entschärfen vermochte. l n  
den Landtagen blieben d ie  bürgerlichen 
National isten dank des Kurienwahl­
rechts weiterhin an der Macht. Die zen­
trale Bürokratie war nicht mehr jene 
Säule, die dem gefährdeten Staat als 
Stütze dienen konnte. Und auch die Ari­
stokraten waren keine staatstragende 
Elite mehr. 

Der Staat, von dem viele die Lösung 
des National itätenproblems erwarteten ,  
war dazu nicht fähig. Er stand in dieser 
akuten Krise nicht über den Konfliktpar­
teien, sondern bildete eine der Arenen 
der Auseinandersetzungen zwischen 
den National itäten und stellte gleichzei­
tig eines der wichtigsten Kampfobjekte 
in d iesen Konfl ikten dar: Die Nationali­
sten suchten Teile des Staates zu er­
obern und zu dominieren, um auf d iese 
Weise ihre Ziele realisieren zu können . 

Längst ging es den Nationalisten 
"nicht mehr um die Sicherung nationa­
ler Rechte und die Abwehr nationaler 
Unterdrückung, sondern um die Siche­
rung eines extensiv definierten 'natio-
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nalen Besitzstandes', um Assimilation 
und um die Festschreibung der Sprach­
grenzen, um damit d ie nationalen An­
sprüche begründen zu können." (S.555) 
Sowohl die großen als auch d ie kleine­
ren Nationalitäten leisteten Beiträge zur 
Eskalation des National itätenstreites. 

ln d iesem Kontext steht die schwierig 
zu beantwortende Frage im Raum, wel­
che kausalen Zusammenhänge zwi­
schen der wirtschaftl ichen Entwicklung 
und der Zuspitzung der politischen Kri­
se bestanden hätten .  

Wie bereits oben festgehalten,  ver­
ringerte sich in den letzten Jahrzehnten 
vor dem Ersten Weltkrieg die Differenz 
im Pro-Kopf-Einkommen zwischen den 
führenden westeuropäischen Industrie­
staaten einerseits und den Regionen 
der Österreichischen Reichshälfte an­
dererseits ( 1 1  ) .  Von einem wirtschaftli­
chen Versagen der Monarchie in der 
betreffenden Periode kann somit keine 
Rede sein .  

D. Good zieht am Ende seiner Mono­
graphie aus dem Jahre 1 984, welche 
bis heute das Standardwerk zur neue­
ren Österreichischen Wirtschaftsge­
schichte darstellt, die Schlußfolgerung, 
daß es jedenfalls nicht ein Mangel an 
ökonomischer Dynamik gewesen wäre, 
welcher die politischen Probleme eska­
l ieren l ieß. Im Gegentei l ,  die politische 
Krise könnte ein Resultat des wirt­
schaftlichen Erfolgs gewesen sein .  Ge­
mäß d ieser These sei die Anpassung 
der politischen Institutionen , welche 
das nachhaltige Wirtschaftswachstum, 
der damit einhergehende Strukturwan­
del und die sozialen Auswirkungen not­
wendig gemacht hätten ,  unterbl ieben . 
Für Diskussionsstoff ist gesorgt. . .  

Rumpier gelang es ,  einen Mittelweg 
zwischen struktureller und erzählender 
Geschichtsschreibung zu finden. Trotz 
der Behandlung vieler Einzelheiten 
wird der rote Faden der großen The­
men nie verloren.  Und die Darstellung 
bleibt auch dort gut lesbar, wo es um 
die komplexen Zusammenhänge zwi-
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sehen Politik, Wirtschaft, Gesellschaft 
und Kultur geht. 

Michael Mesch 
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Unersetzliche Verluste 

Rezension von: Harald Hagemann 
(Hrsg.), Zur deutschsprachigen 

wirtschaftswissenschaftlichen Emigration 
nach 1933, Metropolis Verlag, Marburg 

1997, 608 Seiten, öS 650,-. 

Mit der Vertreibung von Wissen­
schaftlern aus Deutschland und ab 
1 938 aus Österreich sowie weiteren eu­
ropäischen Ländern wurden auch in 
den Wirtschaftswissenschaften viel­
fach erfolgversprechende, aber nun­
mehr "unerwünschte" Entwicklungen 
abgebrochen. Durch die Vertreibung 
fiel die deutsche Wissenschaft in vielen 
Bereichen (z.B.  in der Kernphysik) hin­
ter den internationalen Wissenschafts­
standard zurück. Die Frage nach den 
Verlusten für die deutsche Wirtschafts­
wissenschaft durch die Emigration 
ebenso wie die Frage, ob und wieweit 
1 933 tatsächl ich eine Zäsur darstellt, 
werden in dieser Publikation diskutiert. 

Andererseits haben die vertriebenen 
Ökonomen vielfach nicht nur die Ent­
wicklung ihrer Teilgebiete in den Auf­
nahmaländern (wie USA, Großbritanni­
en, Israel ,  Türkei) befruchtet, sondern 
auch den internationalen Forschungs­
standard maßgeblich mitgeprägt, was 
im deutschsprachigen Raum bis heute 
zum Teil nur begrenzt wahrgenommen 
worden ist. 

Fragen der Akkulturation , Innovation 
und Integration in den ausländischen 
Wissenschaftsbetrieb stehen im Mittel­
punkt. Was bedeuten die Erfahrungen 
der Emigration für die Ökonomen? 
Fanden emigrationsbedingte Wechsel 
der Forschungsschwerpunkte statt? 
Kam es zur Entwicklung neuer Ansätze 
und Methoden in der Emigration? ln­
wiefern haben Emigranten durch das 
Verschmelzen versch iedener Wissen-
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Schaftstraditionen die internationale 
Entwicklung ihres Fachgebietes (z.B.  in  
der  Finanzwissenschaft, mathemati­
schen Wirtschaftstheorie und in der 
Entwicklungsökonomie) befruchtet? 

Des weiteren werden auch die Aus­
wirkungen der Emigration auf die Ent­
wicklung der Wirtschaftswissenschaft 
zur Zeit des "Dritten Reiches" und nach 
1 945 untersucht. Wie viele und welche 
Ökonomen sind nach Kriegsende nach 
Deutschland und Österreich zurückge­
kehrt? Welche Rolle spielten emigrier­
te Wirtschaftswissenschaftler beim 
Neuaufbau? Wie war die Aufnahmebe­
reitschaft der Universitäten, und welche 
"Rücktransfers" von Wissenschaftsin­
halten haben stattgefunden? 

Die Komplexität dieser Fragestellun­
gen, so Hagemann, erfordert eine Viel­
falt von Herangehensweisen und Me­
thoden. Orientierungsmarke dabei ist 
eine Analyse der Entwicklung einzelner 
Tei ldisziplinen. Zunächst kommt jedoch 
eine problemsensitive innovative For­
schung von Außenseitern. Mit welchen 
Themen erschienen die Emigranten in  
der Fachzeitschriften (oder auf dem 
Buchmarkt)? Wie passen sie in den 
Diskussionszusammenhang dieser 
Zeitschriften ,  und welche Wandlungen 
sind gegenüber ihren Arbeiten vor der 
Vertreibung zu erkennen? 

Das Jahr 1 933 stellte auch eine be­
deutende Wasserscheide für die 
deutschsprachigen wirtschaftswissen­
schaftlichen Zeitschriften dar, die lang­
fristig einen erheblichen Bedeutungs­
verlust erl itten. Sie verloren mit den 
emigrierten Ökonomen nicht nur einen 
Großteil ihrer Autoren,  sondern viele 
bedeutende internationale Ökonomen 
härten nun auf, in der deutschen Spra­
che bzw. in deutschen Zeitschriften zu 
publ izieren (1  ) . 

Mit der bemerkenswerten Ausnahme 
von Spiethoff, der Herausgeber von 
Schmollers Jahrbuch blieb, wechselten 
die meisten deutschen Journale zu Be­
ginn der Nazizeit ihren Herausgeber, 

427 



Wirtschaft und Gesellschaft 

um ihr Überleben zu sichern. Nur eine 
einzige Zeitschrift auf dem Gebiet der 
Wirtschaftswissenschaft mußte nach 
1 933 ihr Erscheinen einstellen. Mit dem 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozi­
alpolitik war d ies jedoch zugleich die 
vor 1 933 weitaus bedeutendste Wirt­
schafts- und sozialwissenschaftl iche 
Zeitschrift im deutschsprachigen Raum 
(2). Sowohl die redaktionelle Betreuung 
des Archivs als auch die dort veröffent­
lichten Arbeiten sind eng mit den Na­
men vieler emigrierter Ökonomen ver­
bunden. Emil Lederer hatte bereits seit 
1 9 1 1  als Redaktionssekretär die 'Sozi­
alpolitische Chronik' im Rahmen des 
Archivs betreut. Seit 1 922 war das Ar­
chiv dann von Emil Lederer, Joseph 
Schumpeter und Altred Weber heraus­
gegeben worden (3). Unter diesen Her­
ausgebern war d ie Zeitschrift auf ihrem 
höchsten qualitativen wissenschaftli­
chen N iveau gewesen. Beispielhaft sei 
auf einige Autoren verwiesen, die im 
als repräsentativ anzusehenden Jahr 
1 927 im Archiv publizierten: Neben den 
späteren Emigranten Haberler, Hayek, 
Lederer, Oppenheimer, Röpke und 
Schumpeter waren mit Wiekseil und Pi­
gou auch herausragende ausländische 
Autoren vertreten .  

Nach dem Ende des Archivs war die 
seit 1 930 von Hans Mayer in Wien her­
ausgegebene Zeitschrift für National­
ökonomie bis zum "Anschluß" Öster­
reichs 1 938 ohne Frage das führende 
wirtschaftswissenschaftl iche Journal im 
deutschsprachigen Raum (4) .  Sie war 
ein herausragendes Forum der kon­
junktur- und kapitaltheoretischen De­
batte sowie der Herausbildung der mo­
dernen allgemeinen Gleichgewichts­
theorie. ln den konjunktur- und kapital­
theoretischen Beiträgen standen insbe­
sondere die Rolle der Zeit und die Ver­
einbarkeit des Konjunkturphänomens 
mit dem Gleichgewichtskonzept im 
Zentrum der Betrachtung. 

Die Artikel aus dem Archiv für Sozial­
wissenschaft und Sozialpolitik sowie 
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der Zeitschrift für Nationalökonomie, 
die mittlerweile zum Großteil auch in 
engl ischer Übersetzung vorliegen und 
auf die in der modernen Wirtschafts­
theorie noch vielfach Bezug genom­
men wird, lassen erkenne, daß nach 
dem Zweiten Weltkrieg keine der im 
deutschsprachigen Raum erscheinen­
den wirtschaftswissenschaftlichen 
Fachzeitschriften jemals eine ver­
gleichbare internationale Bedeutung 
erreicht hat. Auch d ieser Qualitätsver­
lust ist eine langfristige Folge der natio­
nalsozialistischen Machtergreifung und 
der dadurch ausgelösten Emigration. 

Andererseits bestand selbst während 
der Jahre der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft ein gewisser (einge­
schränkter) Spielraum bei Veröffentli­
chungen, der in unterschiedlicher Wei­
se genutzt wurde. Hagemann diskutiert 
dieses anhand von zwei Beispielen: 
Wie die von Borchardt (1 988) akribisch 
belegten Differenzen zwischen Keynes' 
1 933 in Schmollars Jahrbuch erschie­
nenem Aufsatz über "Nationale Selbst­
genügsamkeit" mit dem im selben Jahr 
in den USA und Großbritannien veröf­
fentlichten englischen Original aufzei­
gen, machte selbst ein so bedeutender 
ausländischer Gelehrter und politisch 
kluger Kopf wie Keynes gute Miene 
zum bösen Spiel einer Reinigung sei­
nes Textes von politisch gegenüber den 
Nationalsozialisten möglicherweise an­
stößigen Stellen durch den Herausge­
ber Spiethoff, der in einer Art vorausei­
lendem Gehorsam Selbstzensur übte. 
Was sollte man dann andererseits von 
weniger prominenten deutschen Auto­
ren erwarten ,  die zudem im Lande ge­
blieben waren? 

Was auf der anderen Seite bei cha­
rakterlicher Standfestigkeit und einem 
gewissen Mut, so Hagemann weiter, 
möglich war, verdeutlicht der Beitrag 
"Wissenschaft im Stile Schmollers" von 
Walter Eucken, der 1 940 im Weltwirt­
schaftlichen Archiv erschien. ln diesem 
Aufsatz kritisiert Eucken n icht nur das 
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mangelnde Verständnis der Histori­
schen Schule für die theoretische For­
schung aufgrund einer Geringschät­
zung der Interdependenz ökonomi­
scher Phänomene, sondern auch die 
Geschichtsblindheit einer überzogenen 
Fortschrittsidee, die dazu verleite, die 
eigene Gegenwart ( 1 940, ein Kriegs­
jahr!) zum Maßstab geschichtlichen 
Werdens zu machen , und Schmollars 
Aussage, daß es das Recht des Kräfti­
geren und Besseren sei zu siegen. We­
nig später folgt eine Passage, in der 
zwar von der Bartholomäusnacht die 
Rede, jedem halbwegs Denkenden je­
doch unmittelbar klar wird, daß eigent­
lich die Kristallnacht gemeint ist (5). 

Erst das vertiefte Eindringen in d ie 
Geschichte einer wissenschaftl ichen 
Disziplin erlaubt es, die Wissenschafts­
emigration auch inhaltlich zu bewerten ,  
se i  es a ls  Verarmung des Wissen­
schaftslebans in Deutschland und 
Österreich, sei es als Innovationsschub 
in den Aufnahmeländern oder als zeit­
lich verzögerter Rücktransfer von Wis­
senschaftsinhalten nach Deutschland 
in der Zeit nach 1 945. Diszipl inge­
schichtliche Studien weisen deutliche 
Differenzierungen im Emigrationsanteil 
h insichtlich der Beiträge zu jüngeren 
und zu traditionellen Fachgebieten aus. 
So ist z.B.  in der Physik eine starke 
Konz�ntration der Emigranten auf die 
innovativen Bereiche Quantentheorie 
und Kernphysik zu verzeichnen, im Ge­
gensatz etwa zu paradigmatisch bereits 
gealterten Bereichen wie Akustik und 
Mechanik. 

Hagemann weist in d iesem Zusam­
menhang darauf h in ,  daß auch für die 
Wirtschaftswissenschaften der quanti­
tative wie qualitative Beitrag der Emi­
granten in  innovativen Teilbereichen 
besonders ausgeprägt war. Hierzu ge­
hört neben der Entwicklungsökonomie 
vor allem die Konjunkturtheorie. Die 
Auswirkungen der Hyperinflation An­
fang der zwanziger Jahre und die Welt­
wirtschaftskrise zu Beginn der dreißiger 
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Jahre bewirkten ,  daß geld- und konjuk­
turtheoretische Fragestellungen gerade 
auch in Deutschland und Österreich 
zum zentralen Forschungsgegenstand 
wurden. Die vor d iesem h istorischen 
Hintergrund entstandenen herausra­
genden Arbeiten vieler jüngerer emi­
grierter Ökonomen, wie z.B. Schumpe­
ter, Löwe, Hayek und Lutz, wurden 
auch international stark beachtet und 
sind, wie der Beitrag von Rühl in d ie­
sem Sammelband aufzeigt, noch von 
größerer Bedeutung für die im Rahmen 
der modernen Wirtschaftstheorie disku­
tierten Fragestellungen . Darüber hin­
aus wurden in der Zwischenkriegszeit 
von der im deutschen Sprachraum be­
triebenen empirisch-quantitativen Kon­
junkturforschung hervorragende Arbei­
ten geleistet, d ie auch international an­
erkannt wurden. Dies gilt insbesondere 
für das von Ernst Wagemann 1 925 ge­
gründete Berl iner Institut für Konjunk­
turforschung (das heutige DIW) sowie 
das von Bernhard Harms geleitete Kie­
ler Institut für Weltwirtschaft, aber auch 
für das von Mises ins Leben gerufene 
Österreichische Institut für Konjunktur­
forschung, das unter der Leitung von 
Hayek ( 1 927-1 931 ) und Morgenstern 
( 1 93 1 - 1 938) stärker theoretisch orien­
tiert war. 

Die Entwicklungsökonomie war als 
neue wirtschaftswissenschaftliche Teil­
d iszipl in unmittelbar nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs entstanden. Sie 
hat sich , so Hagemann,  als eines jener 
Fachgebiete herauskristallisiert, für das 
deutschsprachige Emigranten bedeu­
tende Impulse gegeben und dadurch 
die neue Forschungsrichtung entschei­
dend geformt haben (6). Wie auch im 
Falle der Konjunktur- und Beschäfti­
gungstheorie l iegt d ie Ursache für die 
quantitative wie qual itative Konzentra­
tion emigrierter Ökonomen in der Ent­
wicklungstheorie noch weitgehend im 
dunkeln. 

Die Biographien der emigrierten Ent­
wicklungsökonomen zeigen, daß die 
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jungen Ökonomen,  die in Deutschland 
nicht in der Tradition der Historischen 
Schule ausgebildet worden waren und 
die sich auch in ihrem akademischen 
Werdegang gegen diese Forschungs­
richtung abgrenzten ,  das Innovations­
potential verkörperten .  Für die Entste­
hung der entwicklungsökonomischen 
Teildisziplin sind die Verbindungen der 
deutschsprachigen Ökonomen zur kon­
juktur- und beschäftigungstheoreti­
schen Debatte in der Weimarer Repu­
blik unübersehbar, die sie dann in die 
britische Beschäftigungsdiskussion der 
Kriegsjahre einbrachten (7). 

Von besonderer Bedeutung für den 
Erfolg der Emigranten der zweiten Ge­
neration ist der Gesichtspunkt der dop­
pelten Ausbildung . Neben einem -
zwangsweise abgebrochenen - Studi­
um in Deutschland nahmen sie vielfach 
ein zweites Studium im Emigrations­
land auf, so daß sie gleich zu Beginn 
ihrer akademischen Karriere mit unter­
schiedlichen, zum Teil gegensätzlichen 
Forschungstraditionen aufwuchsen. 
Dies führte zu einer zweiseitigen Be­
fruchtung und vielfach zu einer Synthe­
se konkurrierender Theorien etwa im 
Sinne von H. W. Singers "two heroes" 
Schumpeter (Bann) und Keynes (Garn­
bridge). Hieraus resultierte oftmals ein 
für die individuelle akademische Karrie­
re wie auch für die jeweil ige Disziplin 
nutzbarer "Emigrationsgewinn", der 
auch von Richard Musgrave in seinem 
Beitrag über die Entwicklung der Fi­
nanzwissenschaft konstatiert wird. 

Hagemann weist auch darauf hin, 
daß die Entlassungen aus rassischen 
bzw. politischen Gründen gemäß dem 
von den Nationalsozialisten verab­
schiedeten "Gesetz zur Wiederherstel­
lung des Berufsbeamtentums" ( 1 933) 
die Wirtschaftswissenschaften an den 
deutschen Universitäten in sehr unter­
schiedlichem Ausmaß trafen .  Während 
beispielsweise in München, Tübingen 
und Bann kein einziger, in Göttingen, 
Freiburg und vielen anderen Universi-
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täten nur jeweils ein Ökonom entlassen 
wurde, stellten andererseits die Univer­
sitäten Frankfurt, Heidelberg und Kiel 
Vertreibungszentren dar, die zum Teil 
mehr als die Hälfte ihres Lehrkörpers 
verloren. 

Die Unterschiede zwischen den ein­
zelnen Universitäten sowie ihre Ursa­
chen werden im Beitrag von C/aus-Die­
ter-Krohn ebenso analysiert wie die Al­
tersstruktur und die Zufluchtsländer der 
emigrierten Wirtschaftswissenschaftler, 
unter denen die USA mit weitem Ab­
stand vor Großbritannien dominieren. 
Neben Vertreibungszentren gab es 
auch Emigrationszentren. So fanden 
viele der aus Deutschland vertriebenen 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler 
an der Graduate Faculty der New 
School for Social Research in New York 
(wieder) zueinander, die als "Universität 
im Exil" im Herbst 1 933 ihren Lehrbe­
trieb aufnahm. Weitere Emigrations­
zentren stellten die Universität lstanbul 
sowie das 1 935 gegründete Oxford In­
stitute of Statistics unter der Leitung 
von Jacob Marschak dar (8). 

Es waren zumeist jüngere Wissen­
schaftler, so Hagemann,  die emigrier­
ten, da sie im allgemeinen eine größe­
re intellektuelle Mobil ität und Flexibilität 
aufwiesen. Zu ihnen zählt auch Richard 
Musgrave, der kurz nach seinem Di­
plomexamen an der Universität Heidel­
berg im Mai 1 933 noch im Herbst des­
selben Jahres emigrierte und seine Stu­
dien ab 1 934 an der Harvard Universi­
ty fortsetzte. ln seinem Buchbeitrag be­
richtet Musgrave über die Bereiche­
rung, die seine finanzwissenschaftl i­
ehen Analysen durch die Verbindung 
der stärker theoretisch ausgerichteten 
angelsächsischen Tradition der Public 
Finance mit der kontinentaleuropäisch­
deutschen Tradition der Finanzwissen­
schaft und ihrer stärkeren Betonung ju­
ristischer, soziologischer und histori­
scher Aspekte erfuhren. ln diesem Sin­
ne sieht er sich durchaus als Emigrati­
onsgewinner. 
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Jürgen Backhaus versucht in seinem 
Beitrag eine Erweiterung vorzunehmen 
und anhand eines Katalogs von zehn 
Fragen die Wirkungen der Emigration 
auf die Entwicklung der Finanzwissen­
schaft zu untersuchen, von deren be­
deutenden Vertretern auch Gerhard 
Colm,  Fritz Karl Mann und Fritz Neu­
mark emigrierten. Der besondere Reiz 
dieses Beitrages besteht meines Er­
achtens darin ,  daß mit Musgrave der 
renommierteste und einflußreichste Fi­
nanzwissenschaftler der Nachkriegs­
zeit und zugleich selbst Betroffener 
ausführlich zu diesen Fragen Stel lung 
bezieht. 

Auch Wolfgang F. Sto/per, der 
Deutschland Anfang 1 933 verlassen 
mußte, setzte sein Studium an der Har­
vard University fort. Dort promovierte 
er 1 938 bei Joseph Schumpeter, bei 
dem er bereits 1 931 /32 in Sonn studiert 
hatte und über den er kürzlich eine gro­
ße Biographie vorlegte, die sich auf 
Schumpeters theoretische, wirtschafts­
und allgemeinpolitische Ideen konzen­
triert. ln seinem Beitrag geht Stolper 
auch auf seine Zusammenarbeit mit 
Paul Samuelson ein ,  aus der sich das 
"Stolper-Samuelson-Theorem" entwik­
kelte, wonach internationaler Handel 
den Reallohn des knappen Produkti­
onsfaktors - in Einheiten eines beliebi­
gen Gutes gerechnet - senkt. 

Sir Hans Singer, der nach seinem Di­
plomexamen an der Universität Sonn 
1 931 zunächst als Doktorand bei 
Schumpeter begann, nach dessen 
Weggang nach Harvard für kurze Zeit 
Mitarbeiter von Spiethoff wurde, 1 933 
zunächst in die Türkei emigrierte, bevor 
er 1 934 nach Großbritannien kam,  wo 
er zwei Jahre später bei Keynes und 
Kahn an der Universität Cambridge 
promovierte, berichtet in seinem Bei­
trag über den Einfluß von Schumpeter 
und Keynes auf seine späteren Arbei­
ten als Entwicklungsökonom. Interna­
tional bekannt wurde Singer 1 950 als 
geistiger (Ko-)Vater der Prebisch-Sin-

Wirtschaft und Gesellschaft 

ger-Hypothese, wonach sich die Terms 
of Trade der Entwicklungsländer lang­
fristig gegenüber den Industrieländern 
verschlechtern. 

Zu den international führenden Ent­
wicklungsökonomen zählen ebenfalls 
Heinz W Arndt und Paul Streeten. 
Arndt, der auch an der London School 
of Economics studierte, ging 1 946 von 
England nach Australien, wo er sich zu­
nehmend auf den südostasiatischen 
Raum spezialisierte. ln seinem Beitrag 
reflektiert er über seinen Lebensweg 
von Breslau nach Canberra, die wich­
tigsten Etappen seiner Entwicklung als 
Ökonom sowie über den Status der 
Ökonomie als wissenschaftl iche Diszi­
pl in .  Streeten ,  der im Jahr 1 940 nach 
Dünkirchen ebenso wie Arndt zunächst 
auf der lsle of Man, dann für einige Mo­
nate in Kanada interniert war, sieht sich 
als Ökonom mit "Luftwurzeln", als hete­
rodoxer Nonkonformist, dessen inter­
nationale Orientierung zweifellos durch 
die infolge des Einmarsches der Nazis 
nach Österreich erzwungene Emigrati­
on gefördert wurde. Wichtige Impulse 
hat Streeten durch eine längere intensi­
ve Zusammenarbeit mit Gunnar Myrd­
al erhalten,  der ihm auch ein Gefühl für 
die Bedeutung der Rolle von Institutio­
nen vermittelte (9). 

Schumpeter gehört neben Friedrich 
August von Hayek, Adolf Löwe und 
Friedrich Lutz zu den vier Ökonomen, 
mit deren konjunktur- und wachstums­
theoretischen Beiträgen in der Zwi­
schenkriegszeit sich Christof Rühl in 
seinem Beitrag näher auseinander­
setzt. Der Verfasser kommt dabei zum 
Ergebnis, daß die vor 1 933 im deutsch­
sprachigen Raum geführte Debatte mit 
ihrem zentralen Thema der (Un-)Ver­
einbarkeit von Gleichgewichts- und 
Konjunkturtheorie vor dem Hintergrund 
der in der modernen Wirtschaftstheorie 
diskutierten Fragestellungen nicht nur 
von bemerkenswerter Aktual ität ist, 
sondern auch von einem hohen N iveau 
zeugt, deren gründliche Kenntnisnah-
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me die moderne Debatte immer noch 
befruchten kann. 

Adolf Löwe, der im technischen Fort­
schritt die zentrale Determinante des 
Konjunkturzyklus, zugleich aber auch 
den wesentlichen Bestimmungsgrund 
des langfristigen Wachstumstrends er­
kannte, präzisierte 1 925/26 die metho­
delogischen Anforderungen , die an 
eine Konjunkturtheorie zu stellen sind 
und wurde damit zum Spiritus Rector 
der konjunkturtheoretischen Diskussion 
in der zweiten Hälfte der Weimarer Re­
publik. Zugleich baute er - wie eingangs 
schon erwähnt - auf Initiative von Bern­
hard Harms 1 926 am Kieler Institut für 
Weltwirtschaft eine neue Konjunktur­
forschungsabtei lung auf, an der sich 
hochkarätige jüngere Ökonomen wie 
Gerhard Colm und Hans Neisser, aber 
auch Wassily Leontief und Jacob 
Marschak versammelten, die in den 
wenigen Jahren bis zu ihrer Emigration 
im Jahr 1 933 sowie später auch im in­
ternationalen Maßstab beachtl iche Lei­
stungen erzielt haben, d ie Harald Hage­
mann in seinem Beitrag würdigt. 

Abgesehen von den gebürtigen Rus­
sen wie Leontief und Marschak war der 
Beitrag , den aus Deutschland emigrier­
te Ökonomen nach dem Zweiten Weit­
krieg zur Mathematisierung der Wirt­
schaftswissenschaft geleistet haben, 
eher gering. Henry W Spiegel führt 
d ies in seinem Beitrag auf den weiten 
Schatten zurück, den die Historische 
Schule mit ihrer Verachtung ökonomi­
scher Theorie und höherer Grade ab­
strakter Argumentation geworfen hatte. 
So hätten demgegenüber auch die aus 
Österreich emigrierten Ökonomen, wie 
Karl Menger, Oskar Morgenstern, Abra­
ham Wald (oder der aus Ungarn stam­
mende John von Neumann), d iesbe­
zügl ich eine wesentlich bessere Lei­
stung erzielt. 

Hans-Uirich Eßlinger setzt sich am 
Beispiel von Emil Lederer näher mit 
den Einflüssen der Emigration auf des­
sen Wirtschafts- und sozialwissen-
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schaftl iehe Schriften auseinander. Kon­
tinuität und Akkulturation als die beiden 
Seiten der Emigrationserfahrung wer­
den u .a .  verdeutlicht am Beispiel der 
Unterschiede, die d ie 1 938 erschiene­
ne zweite Ausgabe von Lederers wohl 
bekanntestem Werk "Technischer Fort­
schritt und Arbeitslosigkeit" gegenüber 
der aus dem Jahr 1 931 stammenden 
Erstfassung aufweist. Lederer ist Dok­
tor-(und Habil itations-)Vater zahlreicher 
späterer Emigranten in den langen Jah­
ren seiner erfolgreichen Tätigkeit an 
der Universität Haideiberg und Nachfol­
ger von Werner Sambart an der Berli­
ner Universität gewesen ,  an die er im 
Herbst 1 931 wechselte. Lederer wurde 
auch erster Dekan der von Alvin John­
son im Jahre 1 933 gegründeten Univer­
sity in Exile an der New School for So­
cial Research, der einzigen eigenstän­
d igen Emigranten- Universität, der bei 
der Diskussion der Wirkungen der wirt­
schaftswissenschaftlichen Emigration 
in den Aufnahmeländern , so Hage­
mann, zweifelsohne der erste Rang ge­
bührt. 

Gary Mongiovi (1 0) gibt aus der Per­
spektive eines jüngeren amerikani­
schen Ökonomen, der 1 988 an d ieser 
Institution promovierte, einen Überblick 
über die Gründung und Entstehungsge­
schichte der Universität im Exi l .  Der 
Verfasser nimmt auch eine Bewertung 
der wirtschaftswissenschaftlichen Lei­
stungen der emigrierten Ökonomen 
vor, d ie vor allem auf den Gebieten der 
Geld- und Konjunkturtheorie ,  der wirt­
schaftlichen Dynamik sowie der Unter­
suchung von technologischem und so­
zialem Wandel lagen. Weiters geht 
Mongiovi näher auf den aus Italien emi­
grierten Politikwissenschaftler Max As­
coli e in,  der zu den frühen Mitgliedern 
der Universität im Exil gehörte. 

Unter der großen Gruppe von weit 
über hundert deutschsprachigen Wis­
senschaftlern, die ab 1 933 in die Türkei 
emigrierten,  stellten die Ökonomen 
zahlenmäßig zwar nur eine kleine 
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Gruppe dar, darunter mit Fritz Neu­
mark, Alexander Rüstow und Wilhelm 
Röpke, den Agrarökonomen Fritz Baa­
de und Hans Wilbrandt sowie dem 
Kommunalwissenschaftler Ernst Reu­
ter ( 1 1 )  aber eine besonderes hochka­
rätige. Matthes Buhbe verdeutlicht in 
seinem Beitrag , daß neben Reuter in 
Ankara Fritz Neumark in lstanbul wohl 
die nachhaltigsten Wirkungen in der 
Türkei entfaltete, aus der er erst Anfang 
1 952 nach Deutschland auf eine Pro­
fessur für Finanzwissenschaft an der 
Un iversität Frankfurt zurückkehrte. 
Neumark gehörte zugleich zu den weni­
gen Emigranten, die sich nach mehr­
jährigem Aufenthalt mit den Einheimi­
schen in türkischer Sprache verständi­
gen konnten. 

Wie Fanny Ginor in Ihrem autobio­
graphisch gehaltenen Bericht nachhal­
tig verdeutlicht, unterschieden sich die 
Emigrationsbedingungen in Israel be­
trächtlich von jenen im angelsächsi­
schen Raum.  N icht zuletzt die Exi­
stenzprobleme des Staates Israel be­
d ingten, daß die dorthin emigrierten 
Wissenschaftler in ungleich stärkerem 
Maße in die praktische Politik, Admini­
stration und Aufbauarbeit einbezogen 
wurden und damit in der Regel kein rei­
nes akademisches Dasein führen konn­
ten .  

Bekanntermaßen waren der quanti­
tative Anteil wie das qual itative Gewicht 
der Österreicher unter den emigrierten 
Wirtschaftswissenschaftlern aus dem 
deutschsprachigen Raum besonders 
hoch . Demgegenüber mag es auf den 
ersten Bl ick überraschen,  daß es bei 
den Ökonomen an der Universität Wien 
im März 1 938 fast keinen Einschnitt 
gab, wie Kar/ Milford und Peter Rosner 
in ihrem Beitrag konstatieren.  Bei ge­
nauerer Betrachtung zeigt sich jedoch, 
daß d ie rechts- und staatswissenschaft­
l iehe Fakultät der Un iversität Wien , an 
der in  den zwanziger und dreißiger Jah­
ren die theoriefeindl ichen Lehrstuhl in­
haber Hans Mayer und Othmar Spann 
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die Nationalökonomie dominierten ,  kei­
nen nationalsozialistischen Auftrag zur 
Vertreibung von Juden und Sozialisten 
benötigte, da es diese kaum gab. Die 
eigentliche Abkoppelung der Wirt­
schaftstheorie an der Universität Wien 
hatte bereits nach 1 920 stattgefunden. 
Viele der später weltbekannt geworde­
nen Österreichischen Ökonomen ( 1 2) 
befanden sich zum Zeitpunkt des An­
schlusses bereits außer Landes, wie 
Haberler, Hayek, Machlup und Mises, 
so daß es neben Morgenstern vor allem 
jüngere Ökonomen wie Rothschi ld,  
Steindl und Streeten waren, die nun 
das Land verließen. 

Welche großen Unterschiede in der 
Entwicklung der wirtschaftswissen­
schaftl ichen Fakultäten es in Deutsch­
land während der NS-Zeit gab, zeigt 
das Beispiel der drei traditionsreichen 
Universitäten Freiburg, Heidelberg und 
Tübingen , auf deren Berufungspraxis 
vor und nach 1 933 Klaus-Rainer Brint­
zinger in seinem faktenreichen, archiv­
gestützten Beitrag eingeht. 

Auf Alfred Weber als einen unum­
strittenen Vertreter der " inneren Emi­
gration" geht Hans G. Nutzinger in sei­
nem Beitrag näher ein.  So ist es etwa 
dem entschlossenen Einsatz von Alfred 
Weber zu verdanken,  daß in Heidel­
berg, wo die Nationalökonomie bis 
1 933 und nach 1 945 zur phi losophi­
schen Fakultät gehörte, die Entnazifi­
zierung wesentlich konsequenter aus­
fiel als an vielen anderen deutschen 
Universitäten .  

D ie Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft nach dem Zweiten Welt­
krieg stellt nicht zuletzt eine wichtige 
Konsequenz aus den Lehren dar, die 
man aus den Gefahren eines überstei­
gerten Nationalismus gezogen hatte. 
Bezeichnenderweise waren es durch 
den Nationalsozialismus gefährdete 
Emigranten wie Leopold Kohr und 
Ernst F. Schumacher, die vor der Mega­
lomanie entwickelter zentral istischer 
Nationalstaaten warnten.  Ein älterer 
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Geistesverwandter war der in Bukarest 
geborene Politikwissenschaftler David 
Mitrany, auf dessen Funktionalismus 
als Grundlage wirtschaftlicher und poli­
tischer Neuordnungen in Europa Ger­
hard Ambrosi in seinem Beitrag ein­
geht. Der Verfasser verdeutlicht die 
hohe Aktualität von Mitranys Ideen an­
gesichts der Bestimmungen des Maas­
trichter Vertrages. Damit wird sichtbar, 
wie notwendig das Denken und Han­
deln europäischer Weltbürger heute 
und zukünftig ist, wozu viele Emigran­
ten nach 1 933 zunächst unfreiwillig ge­
worden sind. 

Die Hälfte der im vorliegenden Band 
enthaltenen Beiträge wurde für die Ta­
gung zum Thema "Die deutschsprachi­
ge wirtschaftswissenschaftl iche Emi­
gration nach 1 933" verfaßt, die Ende 
September 1 991  an der Universität Ho­
henheim stattfand. Zu dieser Tagung 
wurde eine erste biographische Ge­
samtübersicht emigrierter deutschspra­
chiger Wirtschaftswissenschaftler vor­
gelegt, die eine wichtige Zwischenbi­
lanz in dem von Hagemann im Rah­
men des vor kurzem ausgelaufenen 
Schwerpunktprogrammes 'Wissen­
schaftsemigration' der Deutschen For­
schungsgemeinschaft durchgeführten 
Forschungsprojekt darstellte. 

Josef Schmee 

Anmerkungen 
(1 ) Umgekehrt zeigt sich, daß emigrierte 

Ökonomen z.B. in den beiden führen­
den in Chicago bzw. Harvard herausge­
gebenen wirtschaftswissenschaftlichen 
Zeitschriften 'Journal of Political Econo­
my' und 'Quarterly Journal of Econo­
mics' im Zeitraum zwischen 1 933 und 
1 949 nicht weniger als ungefähr einhun­
dert Aufsätze publizierten, während vor 
1 933 nur äußerst wenige Beiträge 
deutschsprachiger Ökonomen erschie­
nen waren. 

(2) Im "Archiv" waren viele aus heutiger 
Sicht wichtige und international disku­
tierte Arbeiten wie "Die protestantische 
Ethik und der 'Geist' des Kapitalismus" 
von Max Weber (1 905), "Wertrechnung 
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und Preisrechnung im Marxschen Sy­
stem" von Ladislaus von Bortkiewicz 
(1 906-7) oder in der Weimarer Zeit Mi­
ses' "Die Wirtschaftsrechnung im sozia­
listischen Gemeinwesen" (1 920), 
Kondratieffs "Die langen Wellen der 
Konjunktur'' (1 926) sowie Leontiefs Ber­
l iner Dissertation "Die Wirtschaft als 
Kreislauf' (1 928) erschienen. 

(3) Lederer und Schumpeter emigrierten in 
die USA, Weber ging 1 933 in den 
orzeitigen Ruhestand. 

(4) Unter der Schriftleitung von Oskar Mor­
genstern erschienen nicht nur Artikel 
führender österreichischer und deut­
scher Ökonomen wie Haberler, Hayek, 
Machlup, Menger, Morgenstern , Mises, 
Schneider und Stackelberg, sondern 
mit Aftalion, Einaudi, Ellis, Harrod, 
Hicks, Knight, Leontief, Myrdal, Ohlin, J .  
Robinson, Zeuthen und Tinbergen pu­
blizierte ein Großteil der international 
bedeutenden Ökonomen innerhalb we­
niger Jahre in dieser Zeitschrift. 

(5) "Viele weit wirkende Taten der Ge­
schichte sind zugleich gelungene Ver­
brechen. Gewisse ungeheure Ereignis­
se - etwa die Bartholomäusnacht - spre­
chen eine deutliche Sprache. .. . Es 
bricht immer wieder eine radikale Dis­
krepanz zwischen Macht und Moral in 
der Geschichte auf' (Eucken, Wissen­
schaft im Stile Schmollers, in :  Weltwirt­
schaftliches Archiv 52 (1 940) 479. 

(6) Lediglich zehn der hundert Ökonomen, 
die zum Beispiel in M. Blaugs "Great 
Economists since Keynes" aufgeführt 
sind, waren vor 1 933 an deutschspra­
chigen Universitäten oder Forschungs­
instituten tätig - sie alle verließen 
Deutschland oder Österreich. 

(7) Herausragendes Beispiel ist die am In­
stitute of Statistics der Universität Ox­
ford entstandene Studie 'The Econo­
mics of Full Employment' aus dem Jah­
re 1 944. An dieser Studie waren neben 
dem Leiter F. A. Burchardt mit Mandel­
baum und E. F. Schumacher weitere 
deutschsprachige Emigranten beteiligt. 
Die beschäftigungstheoretische Diskus­
sion in England weist daher nicht nur 
eine hohe personelle, sondern auch 
eine inhaltliche Verzahnung mit der frü­
hen Entwicklungstheorie auf. 

(8) Marschak, der im April 1 933 wegen sei-
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ner nicht-arischen Abstammung als 
Privatdozent der Heidelberger Univer­
sität entlassen wurde, war seinerseits 
Anfang 1 9 1 9  als erster einer größeren 
Gruppe junger menschewistischer 
Ökonomen aus der Sowjetunion nach 
Deutschland emigriert, die zumeist in 
Berlin bzw. Heidelberg bei Bortkiewicz 
bzw. Lederer promovierten. Während 
Leontief bereits 1 931 an die Harvard 
University gegangen war, mußten die 
anderen 1 933 ein zweites Mal emigrie­
ren. 

(9) Einem größeren Kreis von Ökonomen 
bekannt wurde Streeten Ende der fünf­
ziger Jahre, als er die von Rosenstein­
Redan und Nurkse entwickelte Doktrin 
des ausgewogenen Wachstums kriti­
sierte und ihr seine Konzeption des 
"unbalanced growth" gegenüberstellte, 
zu einer Zeit, als auch ein weiterer 
Emigrant und bedeutender Entwick­
lungsökonom, der 1 9 1 5  in Berlin gebo­
rene Albert Hirschman, ein nachhalti-
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ger Befürworter unausgewogenen 
Wachstums war. 

( 10)  Gary Mongiovi ist italienischer Ab­
stammung wie der Nobelpreisträger 
des Jahres 1 985 Franeo Modigliani, 
der kurz vor Ausbruch des Zweiten 
Weltkriegs aus dem faschistischen Ita­
lien emigrierte und an die New School 
kam, wo er bei den Doktorvätern 
Marschak und Löwe 1 944 promovier­
te. Mongiovi selbst promovierte über 
das Werk des bereits in den zwanziger 
Jahren aus Italien nach England emi­
grierten Piero Sraffa. 

( 1 1 )  Ernst Reuter wurde nach 1 946 als Re­
gierender Bürgermeister von Berlin ein 
bekannter Politiker. 

( 12)  Angesichts der wenigen Planstellen an 
Österreichischen Universitäten mußten 
sich die Österreichischen Ökonomen 
ihren Lebensunterhalt als Unterneh­
mer, Rechtsanwälte oder Referenten 
im Österreichischen Institut für Kon­
junkturforschung verdienen . 
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Mangel, Erkenntnis und 
Innovation 

Rezension von: Caroline Gerschlager, 
Konturen der Entgrenzung. Die 

Ökonomie des Neuen im Denken von 
Thomas Hobbes, Francis Bacon und 

Joseph Alois Schumpeter, Metropolis­
Verlag, Marburg 1996, 136 Seiten. 

Die weltweite Ausdehnung der Wirt­
schaftskrisen stellt die Wissenschaften ,  
n icht zuletzt d ie  Ökonomie, vor neue 
Herausforderungen. Angesichts der 
gravierenden Problemlagen werden mit 
wachsendem Nachdruck die Beiträge 
der maßgeblichen Diszipl inen und im 
speziellen der ökonomischen Theorie 
zum Verständnis und zur Lösung der 
globalen Krisen eingefordert. 

Der Ursprung der Probleme verweist 
auf die lange Geschichte der neuzeitli­
chen EntwicklunQ_

sdynamik, die durch 
das permanente Uberschreiten säkula­
rer Grenzen gekennzeichnet ist. Indes­
sen ist die Bilanz d ieser historischen 
Beschleunigung n icht eindeutig :  zwar 
schlagen expansives Wachstum und 
die Befreiung des ökonomischen Den­
kens aus den Fesseln der religiösen 
Vormundschaft als Erfolg zugute. Je­
doch ist die wirtschaftliche Entgrenzung 
um den Preis neuer Grenzen des Wirt­
schattens erkauft, die sich beispielswei­
se aus dem unkontrollierten Ressour­
cenverbrauch , der Umweltzerstörung 
und der Verengung des ökonomischen 
Denkens auf das Rationalkalkül erge­
ben. 

Mit drei "Tiefenbohrungen" in  das 
Denken von Thomas Hobbes, Francis 
Bacon und Joseph Alois Schumpeter 
werden im vorliegenden Band die Me­
chanismen der Entgrenzung rekonstru-

436 

23. Jahrgang ( 1 997) ,  Heft 3 

iert, um die Logik jenes Denkens, "wel­
ches einst als neu galt", (S. 1 0) beispiel­
haft zu problematisieren. Caroline Ger­
schlager verfolgt die Spuren dieses 
Denkens zurück bis ins 1 7. Jahrhun­
dert, als die "Produktion des Neuen" 
zum Prinzip erhoben wurde, und stellt 
die Frage, ob n icht die Kultur des Neu­
en "mittlerlerweile alt geworden ist"? (S. 
1 3). Denn das Veraltern einstiger Inno­
vationen hätte tiefgreifende Konse­
quenzen für das kategoriale System 
gegenwärtigen ökonomischen Den­
kens: "Ökonomie müßte sich einer 
Neukonfiguration von Alt und Neu stel­
len" (ebd. ) .  Zu d iesem Zweck werden 
die Kategorien Mangel und Knappheit, 
Wissen und Erkenntnis, Innovation und 
das Neue einer exemplarischen Analy­
se unterzogen. 

Mangel und Knappheit 

Der aktuellste Mangel ist wohl der 
an existenzsichernden Arbeitsplätzen.  
Das Denken, das diese Situation nur  als 
Mangelsituation thematisiert, wurde im 
1 7. Jahrhundert entwickelt. Thomas 
Hobbes schildert 1 651 in seinem Werk 
"Leviathan" mit dem Modell des Natur­
zustandes einen Zustand der Knappheit 
der Gütermenge. Dabei handelt es sich 
n icht um eine vorgefundene objektive 
Knappheit, sondern eine subjektive: 
Hobbes verlegt den Mangel in die Sub­
jektivität des Individuums und konstitu­
iert damit das unendlich bedürftige Indi­
viduum. Knappheit äußert sich in  einer 
psychischen Befindlichkeit und wird 
durch drei Konfliktursachen, das Wett­
streben, den Argwohn und die Ruhm­
sucht, produziert. Das Leben ist ein 
Wettlauf zur Überwindung von Knapp­
heit. Selbsterhaltung erzwingt das per­
manente Streben nach mehr, sowohl 
für die Gegenwart als auch zur Ermög­
lichung zukünftiger Bedürfnisbefriedi­
gung. Dieser Zwang zur Eigenvorsorge 
wird durch den Argwohn verstärkt, der 
damit auch die Dynamik der Knapp-
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heitsüberwindung beschleunigt. Die 
Ruhmsucht trägt ebenfalls zur sozial 
produzierten Knappheit bei, da mit der 
Anhäufung von Gütern auch das Be­
dürfnis nach Anerkennung befriedigt 
werden sol l .  

Knappheit ist damit nicht mehr "ein 
objektiver Tatbestand von Welt", son­
dern wird duch die individuelle Projekti­
on der (unbegrenzten) "Bedürfnisse auf 
die Welt erzeugt". Damit die Leiden­
schaften ,  mit denen die Knappheits­
überwindung verfolgt wird, nicht zu 
Mord und Totschlag führen, entwirft 
Hobbes den autoritären Staat. Dabei 
sind die Leidenschaften und Begierden 
noch negativ besetzt. Über hundert 
Jahre später, 1 776, werden sie durch 
Adam Smith positiv gewendet, indem 
sie in den Bereich der Arbeit und des 
Erwerbs produktiv umgelenkt werden 
und "zum Wohlstand der Nationen" bei­
tragen .  

D ie innerökonomische Reflexion des 
Knappheitsproblems setzt bis heute bei 
den unbegrenzten Bedürfnissen an und 
hat ihre Befriedigung über Produktion 
zum Ziel. Die Neoklassik macht Knapp­
heit zur Ausgangsbedingung ihres öko­
nomischen Denkens. Mit der Produkti­
onslogik der Ökonomie, die Wachstum 
zum Ziel hat, läßt sich der Mangel aber 
nie überwinden. Denn Knappheit - Man­
gel - ist die Kehrseite der Reichtums­
produktion, da neue Bedürfnisse produ­
ziert werden, und damit neue Knappheit 
auf einer höheren Stufe der Produktion. 

Aber n icht nur das individuelle Man­
gelempfinden sorgt für Entgrenzung 
und Expansion, sondern auch die Kapi­
tallogik. Als solche hat Marx die Ent­
grenzung als Unersättl ichkeit des Kapi­
tals zum Thema gemacht. Das mehr­
wertsuchende Kapital zwingt zur Akku­
mulation, zwingt immer mehr Reichtum 
in Form von Waren anzuhäufen.  

"Eine erweiterte Ökonomie müßte 
heute das Verhältnis von Überschuß 
und Knappheit zum Ausgangspunkt ih­
rer Betrachtung machen" (S. 1 3), denn 
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moderne Rational ität ist im Mangel fun­
d iert. 

Das unersättl iche Begehren und die 
Akkumulationslogik sind die theoreti­
schen Bezugspunkte der neuzeitl ichen 
Entgrenzung. Die Autorin bezeichnet 
sie als "Möbiusschleifen der Ökono­
mie", die Systeme etablieren,  die von 
selbst zu laufen scheinen. Sie bergen 
die Gefahr in sich , daß sie außer Kon­
trolle geraten,  wie wir es heute beim 
Problem der Erwerbsarbeitslosigkeit 
vor uns haben. Der Verlust des "politi­
schen Handelns" (Hannah Arendt), der 
diese neuzeitliche Entwicklung beglei­
tet, da sich Politik dem Regime der 
Knappheit unterwarf, ist heute die wirk­
liche Knappheit der wissenschaftlich­
technisch-ökonomischen Gesellschaft. 
Sie wurde von Francis Bacon ebenfalls 
im 1 7. Jahrhundert thematisiert. 

Wissen und Erkenntnis: "Wissen 
ist Macht" 

Die neuzeitliche produktive Knapp­
heitsüberwindung und die Knappheits­
produktion wären ohne eine neue Me­
thode der Erkenntnisgewinnung, der 
auch eine neue Organisation von Wis­
sensgewinnung entsprach , nicht mög­
lich gewesen.  Die Autorin zeigt in einer 
zweiten "Tiefenbohrung", daß die 
Grundlagen dafür in Francis Bacons 
Roman "Neu-Atlantis" (1 624) und im 
Werk "Die große Erneuerung" (1 620) 
zu finden sind. 

Denn nach Francis Bacon sollte die 
Macht des Menschen bis an die Gren­
zen des Möglichen ausgedehnt und 
eine "Veränderung der menschl ichen 
Lebensverhältnisse im Ganzen" be­
wußt herbeigeführt werden . Dazu 
brauchte es "ein neues Denken", das 
nicht am Sein der Dinge, sondern am 
Werden der Dinge interessiert ist. Die 
Aufgabe von Wissenschaft und Theo­
riebildung sei es nicht, eine Meinung zu 
vertreten ,  sondern zur Verbesserung 
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der materiellen und sozialen Lebensbe­
dingungen beizutragen. 

Bacon entwarf in "Neu Atlantis" eine 
Gesellschaftsordnung, die auf Begrif­
fen und Konzepten aufbaut, in  denen 
wir immer noch denken. Die Bewunde­
rung in "Bensalem", der Hauptstadt von 
Neu Atlantis, gilt den Wissenschaftern 
als Forschern, Entdeckern und Kon­
strukteuren einer Weit, "die die wahre 
Natur der Dinge suchen". Damit soll die 
Weit neu geschaffen werden. Das setzt 
voraus, daß die unmittelbar sinnl ichen 
Erfahrungen (die Idole) - das Konkrete 
- "zum Opfer gebracht werden", denn 
sie behindern den Menschen bei seiner 
Suche nach der "reinen und abstrakten 
Erkenntnis" (S. 68). Um d iese zu erlan­
gen , müssen alle Verführungen des 
Verstandes durch die Sinne elimin iert 
werden . Es geht um die Entwicklung 
und Etablierung des neuen Denkens, 
das sich an abstrakten Prinzipien orien­
tiert und das durch mathematische Ex­
aktheit, logische Strenge, theoretische 
Gewißheit und "moralische Reinheit" 
gekennzeichnet ist (S. 68). Dazu 
braucht es die systematische Erkennt­
nis und eine Methode, wie man denken 
muß, um erfinden und entdecken zu 
können, um den "Beginn einer neuen 
Gewißheit zu begründen". Diese Ge­
wißheit, die Existenz, Erkennbarkeil 
und Bedeutung von Wahrheit "soll 
durch die systematische und d iszipli­
nierte Anwendung der empirischen Me­
thode" erlangt werden (S. 83 f. ) .  

Eine Erkenntnis ist dann wahr, wenn 
sie zu Resultaten führt, die angewandt 
werden können , letztendlich, wenn sie 
in Technik materialisierbar wird und der 
materiellen Produktion von Gütern 
dient. "Der Wahrheitsbeweis besteht ab 
nun darin ,  daß die Technik, der Fort­
schritt, die Maschinen funktionieren" 
(S. 95). Voraussetzung dazu ist die Eta­
blierung des Experiments, dessen 
Wirklichkeit man selbst produziert wie 
z .B .  das Vakuum. 

Erkenntnis ist experimentell und an 
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der Herstellung interessiert, daher wird 
auch das Verhältnis zur Natur neu defi­
niert: Von Anfang an waren Eingriffe 
und ihre "radikale Umgestaltung" beab­
sichtigt. 

Dieser Entwurf des Denkens, der 
sich im 1 7. Jahrhundert konstituierte, 
kann dadurch charakterisiert werden, 
daß er die instrumentelle menschliche 
Rational ität in den Mittelpunkt rückt und 
auf die Realität zugreift. Dies ermög­
lichte die Entgrenzung d ieser Methode 
als Anwendung auf alle Wirklichkeits­
bereiche und löste damit die neuzeitli­
che Dynamik aus. Es hat damit einen 
Herstellungsprozeß an Wissen und Gü­
tern in  Gang gesetzt, der heute an ei­
nem Endpunkt sein könnte, da eine 
Modellweit hergestellt ist, "die von der 
Naturwirklichkeit des Menschen und 
der Umwelt weitgehend abgelöst ist" (S. 
98). 

Ist daher auch diese neue Denkme­
thode alt geworden? Wenn ja, welche 
Denkmethode braucht es zur Lösung 
von Problemen, die als Kuppelproduk­
te der Baconsehen Erkenntnismethode 
produziert wurden? Aktuelle (ökonomi­
sche) Theoriebildung "müßte" eine 
Methode entwickeln, die auch die Sinne 
(Idole) miteinschließt und der Plural ität 
der verschiedenen Wirklichkeiten ge­
recht wird .  Eine "große Erneuerung" 
müßte wie im 1 7. Jahrhundert auch 
heute eine Reorganisation der Wissen­
schaft umfassen .  Denn ein neues 
Denken setzt auch "neue Formen 
von Wissenschaftskooperation" voraus 
(S. 1 0 1 ). 

Ökonomie und Innovation 

Mit der dritten "Tiefenbohrung" bleibt 
die Autorin im 20. Jahrhundert. Es ist 
eine Rekonstruktion von Joseph Alois 
Schumpeters Versuch, das Neue zu 
denken. Denn mit seiner "Theorie der 
wirtschaftlichen Entwicklung" ( 1 9 1 2  
und 1 926) tritt das Neue "in den Mittel­
punkt des Ökonomischen Denkens" (S. 
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1 06) und wird zu einer zentralen ökono­
mischen Kategorie. Und dies, obwohl 
Schumpeter selbst, wie in diesem Es­
say gezeigt wird, auf der Differenz des 
Neuen zum Bereich des Ökonomi­
schen bestanden hat. 

Schumpeter stellt sich die Frage 
nach der Möglichkeit von Entwicklung 
durch "neue Möglichkeiten " und/oder 
"neue Kombinationen". Dazu setzt er 
den Unternehmer als Idealtypus, als 
Differenz zum immer gleichen wirt­
schaftl ichen Kreislauf der Wirtschaft. 
"Die Entwicklung des Neuen kulminiert 
in der Frage, wie sich der Kreislauf un­
terbrechen läßt" (S. 1 1 9). 

Dazu wird den statisch hedonisti­
schen Wirten des Kreislaufs der dyna­
mische und energische Unternehmer 
gegenübergestellt, der die Routine des 
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Alltags durchbricht, indem er als Künst­
ler neue Möglichkeiten auffindet und sie 
als Führer realisiert. Die daraus entwik­
kelbare Perspektive formuliert Caroline 
Gerschlager abschließend (S. 1 30): " ln 
Schumpeters Reflexion über das Neue 
ist ein Spannungsfeld angelegt, wel­
ches innerhalb seiner Begriffe von alt 
und neu, innen und außen, stasis und 
dynamis nicht auflösbar ist und produk­
tiv gemacht werden könnte: Dieses 
reicht von der Idee des ganz Neuen bis 
hin zur Banalität des ökonomischen 
Produkts (der Obsoleszenz). Innerhalb 
dieser Polaritäten stellt sich erneut die 
Frage nach den neuen Möglichkeiten. " 
Ist eine davon die Gentechnologie oder 
eine gänzlich andere Art des Wirtschaf­
tans und Lebens? 

Luise Gubitzer 
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